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Die  GescMclite  des  Pan-Amerikanisinus. 


A.  Vorgeschichte. 

Gegen  Ende  der  80er  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  setzt  auf  dem 
amerikanischen  Kontinent  auf  die  Initiative  der  Vereinigten  Staaten 
eine  Bewegung  ein,  deren  Ziel  die  ökonomische,  rechtliche  und 
politische  Zusammenschliessung  aller  souveränen  Staaten  der  Neuen 
Welt  bildet.  An  dieser  Stelle  interessieren  nur  die  völkerrecht- 
lichen Probleme  und  ihre  Lösung,  die  diese  pan -  amerikanische 
Bewegung  mit  sich  gebracht  hat. 

Zahlreiche  Versuche,  sämtliche  amerikanischen  Staaten  zu 
einem  grossen  Staatenbund  zu  vereinigen,  sind  schon  zu  Anfang 
des  19.  Jahrhunderts  von  selten  der  südamerikanischen  Republiken 
ausgegangen.  Das  treibende  Moment  war  stets  die  Furcht  vor  einer 
Wiedereroberung  durch  europäische  Mächte  gewesen.  Die  Ver- 
treter der  amerikanischen  Staaten  sind  auf  verschiedenen  Kon- 
gressen und  Konferenzen  zusammengekommen,  um  über  die  Mittel 
und  Wege  zu  beraten,  die  zu  einem  engern  Zusammenschluss 
Amerikas  führen  sollten  ^).  Aber  alle  diese  Bestrebungen  waren 
ohne  praktische  Erfolge  geblieben.  Es  fehlte  auf  diesen  Ver- 
sammlungen der  amerikanischen  Nationen  die  Stimme  derjenigen 
Macht,  die  allein  eine  Garantie  für  die  Ausführbarkeit  der  aus 
den  Beratungen  hervorgegangenen  Projekte  hätte  bieten  können  — 
die  Vereinigten  Staaten.  Die  äusserst  konservative  Politik  der 
Nachfolger  Washingtons  und  Monroes  und  das  geringe  ökonomische 
Interesse,  das  die  Vereinigten  Staaten  für  den  südamerikanischen 
Markt  empfanden,  haben  während  mehr  als  einem  halben  Jahr- 
hundert jede  Annäherung  zwischen  den  beiden  Amerika  verhindert. 
Infolge  der  permanenten  Innern  Kämpfe  und  Revolutionen,  der 
internationalen  Kriege,    der   schlechten  Leitung   der   auswärtigen 


^)  Int.  Am.  Conf.  Reports  of  Committees  and  Discussions  thereon,  Washington 
1890,  Bd.  IV.  —  Alvarez,  A.,  Le  Droit  Int.  Am6ricain,  Paris  1910,  S.  46ff. 
Derselbe  in  ,The  American  Journal'  Bd.  III  (1909).  —  Sä  Vianna  a.  a.  0. 
S.  135/136,  167/170,  206/217.  —  Fried,  A.H.,  Pan-Amerika,  Berlin  1910,  S.  1/35. 
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Angelegenheiten,  infolge  der  grossen  Entfernung  der  immensen 
äusserst  dünn  bevölkerten,  teils  völlig  unbewohnten  Territorien  von 
einander  und  dem  sozusagen  absoluten  Mangel  an  jeglichen  Verkehrs- 
mitteln zwischen  fast  allen  Staaten,  endlich  infolge  des  Fehlens 
von  Handels-  und  intellektuellen  Beziehungen  und  der  Verschieden- 
heit der  Sprache  in  den  Ländern  spanischen,  portugiesischen  und 
englischen  Ursprungs,  konnte  Lateinisch- Amerika,  auf  sich  selbst 
angewiesen,  unmöglich  eine  Union  der  zentral-  und  südameri- 
kanischen Republiken  realisieren. 

ökonomische  und  politische  Erwägungen  waren  es,  die  in  den 
80  er  Jahren  des  letzten  Jahrhunderts  die  Vereinigten  Staaten  zur 
Aufgabe  ihrer  traditionellen  Politik  der  Isolation  veranlassten  und 
die  sie  zur  Verfolgung  der  pan  -  amerikanischen  Politik  geführt 
haben.  Die  Staatsmänner  der  Union  hatten  mit  ansehen  müssen, 
wie  ihr  Desinteressement  in  lateinisch-amerikanischen  Angelegen- 
heiten diese  gewaltigen  zukunftsreichen  Länder  kommerziell  und 
intellektuell  immer  enger  in  die  Kreise  der  europäischen  Politik 
zog.  Es  ist  das  Verdienst  des  nordamerikanischen  Staatsmannes 
James  G.  Blaine,  zuerst  diese  Gefahr  erkannt  und  mit  Kraft  gegen 
sie  angekämpft  zu  haben.  „Wir  haben  unsere  Beziehungen  mit 
dem  spanischen  Amerika",  schrieb  er  1884,  „nicht  so  klug  und 
zielbewusst  gestaltet,  als  wir  hätten  tun  sollen.  Während  mehr 
als  einer  Generation  haben  wir  nichts  getan,  um  uns  die  Sym- 
pathien dieser  Länder  zu  erwerben.  Wir  sollten  alle  Anstren- 
gungen machen,  um  sie  uns  zurück  zu  gewinnen.  Während  die 
grossen  europäischen  Staaten  beständig  ihre  territoriale  Macht  in 
Afrika  und  Asien  ausdehnen,  sollten  wir  danach  streben,  unsern 
Handel  auch  mit  den  amerikanischen  Nationen  zu  erweitern.  Kein 
Feld  verspricht  eine  so  reiche  Ernte,  keines  ist  noch  so  wenig 
bebaut  worden.  Unsere  auswärtige  Politik  sollte  eine  amerikanische 
Politik  im  weitesten  Sinne  des  Wortes  sein  —  eine  Politik  des 
Friedens,  der  Freundschaft  und  der  kommerziellen  Entwicklung"  ^). 

Der  Widerstand,  auf  den  Blaine  bei  der  Realisierung  seiner 
grossen  Pläne  stiess,  schien  anfangs  unüberwindlich.  Ein  solcher 
Wechsel  in  der  auswärtigen  Politik  fand  in  der  öffentlichen  Mei- 
nung   nur   wenige   Anhänger;    die    amerikanische    Industrie   war 


')  Viallate,    A.,    Les   Etats-Unis    et   TAmörique    Latine.      In    „Revue    de 
Paris«  1902,  Bd.  H  S.  224. 


wohl  mächtig  aufgeblüht,  sie  war  jedoch  noch  nicht  imstande, 
den  ganzen  inländischen  Markt  zii  decken  und  zeigte  deshalb 
geringe  Lust,  im  Ausland  konkurrierend  aufzutreten.  Eine  Rund- 
frage bei  den  amerikanischen  Regierungen  hatte  dieselben  für  den 
Abschluss  von  kommerziellen  Reziprozitätsyerträgen  mit  der  Union 
sowie  zur  Beschickung  einer  Konferenz  aller  amerikanischen  Staaten 
zur  Diskussion  von  Angelegenheiten  von  gemeinsamem  Interesse 
bereit  gefunden.  Jedoch  der  amerikanische  Kongress  verhielt  sich 
noch  mehrere  Jahre  allen  diesbezüglichen  Anregungen  abweisend 
gegenüber,  und  der  Senat  weigerte  sich  hartnäckig,  die  vom  Präsi- 
denten mit  Mexiko  und  Kolumbien  geschlossenen  ReziprozitätSTer- 
träge  zu  ratifizieren. 

Mit  der  Zeit  jedoch  begann  sich  die  öffentliche  Meinung  für 
Blaines  amerikanische  Politik  zu  interessieren.  Sie  fühlte,  dass 
die  Entwicklung  der  Handelsbeziehungen  der  sicherste  Weg  war, 
um  später  auch  die  politischen  Bande  enger  zu  knüpfen.  Grosse 
Optimisten  sahen  bereits  die  reichen  und  mächtigen  Vereinigten 
Staaten  als  obersten  Schiedsrichter  und  prädominierendes  Mit- 
glied eines  gewaltigen,  die  ganze  Neue  Welt  umspannenden 
Staatenbundes. 

Die  im  Senat  und  im  Repräsentantenhaus  eingereichten  Bills, 
die  die  Einberufung  einer  Konferenz  aller  amerikanischen  Staaten 
beantragten,  mehrten  sich^).  Zweck  der  Konferenz  sollte  sein: 
das  Studium  der  Möglichkeit  einer  Zollunion  zwischen  den  Ver- 
einigten Staaten  und  dem  lateinischen  Amerika,  oder  doch  wenig- 
stens der  ^Mittel  zur  Entwicklung  der  Handelsbeziehongen  und 
der  Verkehrsmittel  zwischen  diesen  Ländern,  und  sodann  die  An- 
nahme der  Schiedsgerichtsbarkeit  als  permanenter  obligatorischer 
Institution  zur  Entscheidung  von  Streitigkeiten,  die  sich  zwischen 
den  amerikanischen  Nationen  erheben  sollten.  Nach  langen  erregten 
Debatten  in  beiden  Kammern  wurde  am  24.  Mai  1888  ein  Gesetz 
rechtskräftig,  das  den  Präsidenten  ermächtigte,  die  übrigen  ameri- 
kanischen Staaten  zu  einer  Konferenz  einzuladen,  die  am  1.  Ok- 
tober 1889  in  Washington  abgehalten  werden  soll-).  Die  von  der 
Versammlung  zu  beratenden  Materien,  wie  sie  in  dem  Gresetz  von 
1888  festgelegt  sind,  sind  zahlreich  und  Ton  überragender  Wichtig- 


*)  International  American  Conference.  Washington  1890,  Bd.  IT  S.  293 — 375, 
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keit,  so  vor  allem:  die  Bildung  einer  Zollunion;  die  Herstellung 
regelmässiger  und  häufiger  Schiffverbindungen  zwischen  den  ein- 
zelnen Ländern;  ein  einheitliches  Zolltarifsystem;  die  Annahme 
eines  einheitlichen  Mass-,  Gewichts-  und  Münzsystems;  vor  allem 
aber  „the  adoption  of  some  plan  of  arbitration  for  the  settlement 
of  disagreements  and  disputes  that  may  hereafter  arise  between 
them  (den  amerikanischen  Staaten)"  ^). 

B.  Die  I.  Pan -Amerikanische  Konferenz. 

I.   Ziisainmeiitritt  und  Konstituierung. 

Am  2.  Oktober  1889  traten  die  Delegierten  von  18  ameri- 
kanischen Staaten  (einzig  San  Domingo  war  nicht  vertreten)  zur 
I.  pan-amerikanischen  Konferenz  in  Washington  zusammen.  Staats- 
sekretär J.  G.  Blaine  hielt  die  Begrüssungsansprache.  Darauf 
vertagte  sich  die  Konferenz  auf  den  18.  November  und  trat  am 
3.  Oktober  eine  42tägige  Rundreise  durch  ganz  Nordamerika  an, 
überall  festlich  empfangen  und  gefeiert^). 

Infolge  der  Organisation  der  Konferenz  (Geschäftsordnung, 
Comitewahlen  etc.),  die  17  Sitzungen  in  Anspruch  nahm,  konnte 
die  Versammlung  erst  gegen  Mitte  Januar  1890  mit  den  Beratungen 
der  einzelnen  Programmpunkte  beginnen.  Uns  interessieren  an 
dieser  Stelle  insbesondere :  a)  Die  Schiedsgerichtsbarkeit ;  b)  Rekla- 
mationen und  diplomatische  Intervention;  c)  Das  Bureau  der  ameri- 
kanischen Republiken. 

II.  Die  völkerreclitlichen  Probleme. 

a)   Die  Schiedsgerichtsbarkeit. 
Am     15.  Januar  1890    unterbreiteten    die    Delegierten    von 
Argentinien  und  Brasilien  der  Konferenz   eine  Resolution,  in 
der  folgendes  erklärt  wird^): 

1.  Die  internationale  Schiedsgerichtsbarkeit  ist  ein  Prinzip  des  ameri- 
kanischen öffentlichen  Rechts,  dem  sich  die  auf  dieser  Konferenz  vertretenen 
Nationen  unterwerfen  zur  Entscheidung  nicht  nur  ihrer  Fragen  über  Gebiets- 
grenzen, sondern  auch  in  allen  übrigen  Streitigkeiten,  in  denen  die  Schieds- 
gerichtsbarkeit mit  der  Souveränität  vereinbar  ist. 


>)  Int.  Am.  Conf,  Washington  1890,  Eeport  of  the  Beleg,  of  the  U.S.  A.  S.  1. 
*)  International  American  Conference,  Washington  1890,  Bd.  III. 
»)  Minutes  of  the  Int.  Am,  Conf.,  Washington  1890,  S.  107  ff. 


2.  Die  bewaffnete  Besetzung  eines  streitigen  Gebietes  ohne  vorherige  An- 
rufung der  Schiedsgerichtsbarkeit  soll  als  den  vorliegenden  Erklärungen  und  als 
den  hierdurch  eingegangenen  Verpflichtungen  widersprechend  angesehen  werden; 
doch  soll  der  einer  solchen  Okkupation  entgegengesetzte  Widerstand  nicht  den- 
selben Charakter  haben. 

3.  Die  Schiedsgerichtsbarkeit  soll,  wenn  die  Staaten  die  Ernennung  nur 
eines  Schiedsrichters  vereinbaren,  in  einer  rein  persönlichen  Form  statthaben; 
falls  sie  jedoch  in  kollektiver  Form  erfolgt,  soll  von  jeder  Partei  eine  gleiche 
Anzahl  von  Schiedsrichtern  ernannt  werden,  mit  der  Befugnis,  im  Falle  von 
Meinungsverschiedenheit  einen  Obmann  zu  wählen,  dessen  Wahl  bei  der  ersten 
Sitzung  des  Tribunals  vorzunehmen  ist. 

4.  Die  Wahl  der  Schiedsrichter  soll  keiner  Beschränkung  oder  Aus- 
schliessung unterworfen  sein;  sie  kann  entweder  einer  der  auf  dieser  Konferenz 
vertretenen  Regierungen  oder  irgendeiner  anderen  Regierung,  die  das  Vertrauen 
der  Parteien  geniesst,  übertragen  werden ,  ebenso  auch  wissenschaftlichen  Kor- 
porationen oder  hohen  Funktionären  sowohl  der  beteiligten  wie  auch  neutraler 
Staaten. 

5.  Die  vorliegenden  Erklärungen  beziehen  sich  nicht  nur  auf  Streitigkeiten, 
die  künftig  in  den  Beziehungen  der  Staaten  entstehen  sollten ,  sondern  auch 
auf  jene,  welche  in  direkter  Form  gegenwärtig  zwischen  den  Regierungen  in 
Diskussion  sind;  doch  sollen  die  aufzustellenden  Normen  auf  bereits  konsti- 
tuierte Schiedsgerichte  keinen  Bezug  haben. 

6.  Im  Falle  eines  Krieges  soll  ein  Sieg  der  Waffen  keinerlei  Rechte  auf 
das  Gebiet  des  Besiegten  übertragen. 

7.  Die  Friedensverträge,  die  den  Feindseligkeiten  ein  Ende  machen,  sollen 
die  Geldentschädigungen  fixieren,  die  die  Belligerenten   sich  schulden;   falls  sie 

•jedoch  Abtretungen  oder  Überlassungen  von  Gebiet  enthalten,  sollen  sie,  soweit 
sie  diesen  Punkt  betreffen,  nicht  ohne  vorhergehende  Evakuation  des  Terri- 
toriums der  besiegten  Macht  durch  die  Truppen  des  anderen  Belligerenten  ab- 
geschlossen werden. 

8.  Eroberungen,  seien  sie  Gegenstand  oder  Folge  eines  Krieges,  sollen 
als  Verletzung  des  amerikanischen  öffentlichen  Rechtes  angesehen  werden. 

Die  argentiiiisch-brasilianische  Resolution  wurde  dem  Comit^ 
für  Allgemeine  Wohlfahrt  zur  Beratung  überwiesen,  das  dem 
Plenum  am  9.  April  1890  die  Annahme  eines  allgemeinen  Schieds- 
vertrages folgenden  Inhaltes  empfahl^): 

Art.  1.  Die  Republiken  von  Nord-,  Mittel-  und  Südamerika  nehmen 
hiermit  die  Schiedsgerichtsbarkeit  als  einen  Grundsatz  des  amerikanischen 
öffentlichen  Rechtes  an  zur  Beilegung  aller  Differenzen,  Streitigkeiten  oder 
Kontroversen,  die  zwischen  ihnen  entstehen  sollten. 

Art.  2.  Die  Schiedsgerichtsbarkeit  soll  obligatorisch  sein  in  allen  Kon- 
troversen   über   diplomatische    und   Konsularprivilegien,    Grenzen,    Territorien, 


*)  Minutes  of  the  International   American  Conference,   Washington  1890, 
S.  689  ff. 


Entschädigungen,   Schiffahrtsrechte  und  über  die  Gültigkeit,   Form  und  Durch- 
führung von  Verträgen. 

Art.  3.  Die  Schiedsgerichtsbarkeit  soll  ferner  obligatorisch  sein  in 
allen  andern  als  den  im  vorhergehenden  Artikel  aufgeführten  Fällen,  welcher 
Art  ihr  Ursprung,  ihre  Natur  oder  Objekt  auch  sein  mögen,  mit  einer  einzigen 
im  nächstfolgenden  Artikel  angeführten  Ausnahme. 

Art.  4.  Die  von  den  Bestimmungen  des  vorhergehenden  Artikels  aus- 
genommenen Fragen  sind  solche,  die  nach  Ansicht  einer  der  in  die  Kontroverse 
verwickelten  Nationen  deren  Unabhängigkeit  gefährden  könnten.  In  diesem  Fall 
soll  die  Schiedsgerichtsbarkeit  für  diese  Nation  fakultativ  sein,  währenddem 
sie  für  die  gegnerische  Macht  obligatorisch  bleibt. 

Art.  5.  Alle  Kontroversen  oder  Differenzen,  ob  schwebend  oder  erst 
zukünftig,  sollen  der  Schiedsgerichtsbarkeit  unterworfen  werden,  selbst  wenn 
sie  von  Ereignissen  herstammen,  die  vor  diesem  Vertrag  eingetreten  sind. 

Art.  6.  Keine  Frage,  über  die  ein  Abkommen  bereits  erzielt  werden 
konnte,  soll  kraft  dieses  Vertrages  wieder  aufgeworfen  werden.  In  solchen 
Fällen  soll  die  Schiedsgerichtsbarkeit  nur  angerufen  werden  zur  Entscheidung 
von  Fragen  über  die  Gültigkeit,  Auslegung  oder  Durchführung  eines  solchen 
Vertrages. 

Art.  7.  Die  Wahl  der  Schiedsrichter  soll  nicht  auf  die  amerikanischen 
Staaten  beschränkt  werden.  Jede  Eegierung  besitzt  die  Fähigkeit  zum  Schieds- 
richter, die  mit  der  Gegenpartei  der  sie  ernennenden  Nation  in  freundschaft- 
lichem Verhältnis  steht.  Das  Amt  des  Schiedsrichters  kann  auch  Gerichtshöfen, 
wissenschaftlichen  Körperschaften,  öffentlichen  Beamten  oder  Privatpersonen, 
gleichgültig  ob  sie  Bürger  des  sie  wählenden  Staates  sind  oder  nicht,  über- 
tragen werden. 

Art.  8.  Der  Schiedshof  kann  aus  einer  Person  oder  mehreren  Personen 
bestehen.  Wenn  er  aus  einer  Person  besteht,  soll  er  von  den  betreffenden 
Nationen  gemeinsam  gewählt  werden.  Besteht  er  aus  mehreren,  so  soll  deren 
Wahl  von  den  betreffenden  Nationen  gemeinsam  vorgenommen  werden.  Sollte 
keine  Einigkeit  erzielt  werden  können,  dann  soll  jede  Nation,  die  ein  von  den 
andern  verschiedenes  Interesse  an  der  streitigen  Frage  besitzt,  das  Recht 
haben,  in  ihrem  Namen  einen  Schiedsrichter  zu  ernennen. 

Art.  9.  Wenn  der  Schiedshof  aus  einer  geraden  Zahl  von  Schieds- 
richtern bestehen  sollte,  sollen  die  beteiligten  Nationen  einen  Obmann  wählen, 
der  alle  Fragen  entscheiden  soll,  über  die  die  Schiedsrichter  sich  nicht  einigen 
können.  Wenn  die  interessierten  Nationen  sich  nicht  über  die  Wahl  des  Ob- 
manns zu  einigen  vermögen,  soll  dieser  von  den  bereits  gewählten  Schieds- 
richtern ernannt  werden. 

Art.  10.  Die  Ernennung  des  Obmanns  und  sein  Akzept  sollen  statt- 
finden, bevor  die  Schiedsrichter  in  die  Anhörung  der  Streitfragen  eintreten. 

Art.  11.  Der  Obmann  soll  nicht  als  Mitglied  des  Tribunals  tätig  sein, 
seine  Pflichten  und  Vollmachten  sollen  vielmehr  auf  die  Entscheidung  solcher 
prinzipieller  oder  zufälliger  Fragen  beschränkt  bleiben,  über  die  die  Schieds- 
richter sich  nicht  zu  einigen  vermögen. 


Art.  12.  Sollte  ein  Schiedsrichter  oder  ein  Obmann  durch  Tod,  Ver- 
zicht oder  aus  irgendeiner  anderen  Ursache  an  der  Ausübung  seines  Amtes 
verhindert  sein,  so  soll  ein  solcher  Schiedsrichter  oder  Obmann  durch  einen 
Stellvertreter  ersetzt  werden,  der  in  derselben  Weise  zu  wählen  ist,  in  der  der 
ursprüngliche  Schiedsrichter  oder  Obmann  gewählt  wurde. 

Art.  13.  Der  Schiedshof  soll  seine  Sitzungen  an  dem  Orte  abhalten, 
auf  den  sich  die  interessierten  Parteien  geeinigt  haben ;  im  Falle  von  Meinungs- 
verschiedenheiten oder  Unterlassung  der  Bezeichnung  eines  Ortes  soll  der  Hof 
selbst  die  Örtlichkeit  bestimmen. 

Art.  14.  Besteht  der  Schiedshof  aus  mehreren  Mitgliedern,  so  kann 
eine  Mehrheit  auch  in  Abwesenheit  der  Minderheit  funktionieren.  In  solchem 
Falle  soll  die  Majorität  mit  der  Ausübung  ihrer  Pflichten  fortfahren,  bis  sie  eine  end- 
gültige Entscheidung  über  die  ihr  zur  Erwägung  unterbreiteten  Fragen  gefällt  hat. 

Art.  15.  Die  Entscheidung  einer  Majorität  der  Schiedsrichter  soll  end- 
gültig sein,  sowohl  in  Haupt-  wie  in  Nebenfragen,  sofern  in  dem  Schiedsabkommen 
nicht  ausdrücklich  bestimmt  wurde,  dass  Einstimmigkeit  erforderlich  ist. 

Art.  16.  Die  allgemeinen  Kosten  des  Schiedsverfahrens  sollen  von  den 
als  Partei  auftretenden  Regierungen  zu  gleichen  Teilen  bezahlt  werden.  Aus- 
gaben jedoch,  die  jeder  Partei  durch  die  Vorbereitung  und  Verfolgung  ihres 
Falles  erwachsen  sollten,  sind  von  ihr  allein  zu  tragen. 

Art.  17.  Sobald  Streitfälle  entstehen,  sollen  die  betreffenden  Nationen 
in  Übereinstimmung  mit  den  in  den  vorhergehenden  Artikeln  enthaltenen  Be- 
stimmungen Schiedstribunale  errichten.  Nur  bei  gegenseitiger  freier  Überein- 
stimmung dieser  Nationen  kann  von  diesen  Bestimmungen  abgesehen  und  die 
Schiedsgerichte  nach  anderen  Vereinbarungen  eingesetzt  werden. 

Art.  18.  Dieser  Vertrag  soll  20  Jahre,  vom  Zeitpunkt  des  Austausches 
der  Ratifikationsurkunden  an  gerechnet,  in  Kraft  bleiben.  Nach  Ablauf  dieses 
Zeitraumes  soll  er  in  Wirksamkeit  bleiben,  bis  eine  der  vertragschliessenden 
Parteien  den  andern  Kontrahenten  bekannt  gibt,  dass  sie  ihn  zu  beendigen 
wünsche.  Im  Falle  einer  solchen  Mitteilung  soll  der  Vertrag  für  die  Partei, 
die  sie  bekannt  gegeben,  noch  ein  weiteres  Jahr  in  Kraft  bleiben;  der  Rücktritt 
einer  oder  mehrerer  Nationen  vom  Vertrag  soll  denselben  für  die  anderen 
Staaten  nicht  ungültig  machen. 

Art.  19.  Dieser  Vertrag  soll  von  allen  ihn  billigenden  Nationen  ge- 
mäss ihren  diesbezüglichen  verfassungsmässigen  Bestimmungen  ratifiziert  und 
die  Ratifikationsurkunden  vor  dem  I.Mai  1891  in  Washington  ausgetauscht  werden. 

Jede  andere  Nation  kann  diesem  Vertrage  beitreten  durch  Unterzeichnung 
eines  Exemplares  und  dessen  Hinterlegung  bei  der  Regierung  der  Vereinigten 
Staaten,  worauf  die  genannte  Regierung  den  erfolgten  Beitritt  den  andern 
Signatarmächten  mitteilen  wird. 

Zu  Urkund  dessen  haben  die  Bevollmächtigten  diesen  Vertrag  mit  ihren 
Unterschriften  und  Siegeln  versehen. 

Ausgefertigt  in  der  Stadt  Washington  in  .  .  .  Exemplaren  in  englischer, 
spanischer  und  portugiesischer  Sprache  am  .  .  .  des  .  .  .  Monats  .  .  ,  ein- 
tausendachthundertundneunzig. 
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Bei  den  Verhandlungen  vor  dem  Plenum  erstanden  diesem 
Comite-Entwurf  warme  Verteidiger  in  den  Delegierten  von  Argen- 
tinien, Honduras,  Paraguay,  Guatemala,  Peru  und  Kolumbien. 

Quintana,  der  Führer  der  argentinischen  Delegation  und 
nachmalige  Präsident  der  argentinischen  Republik,  führte  in  seiner 
Rede  aus'): 

„Vor  dem  amerikanischen  internationalen  Recht  gibt  es  auf 
diesem  Kontinent  weder  grosse  noch  kleine  Nationen;  alle  sind 
in  gleichem  Masse  souverän  und  unabhängig,  alle  gleich  würdig 
der  Achtung  und  des  Respekts". 

„  Die  vorgeschlagene  Schiedsgerichtsbarkeit  ist  infolgedessen  kein 
Abdankungsvertrag,  kein  Vertrag  der  Vasallität  oder  der  Unter- 
werfung. Vor  dem  Abschluss  des  Vertrages  wie  nach  demselben 
wird  jede  amerikanische  Nation  die  ausschliessliche  Leitung 
ihrer  politischen  Geschicke  in  voller  Unabhängigkeit  von  den 
andern  behalten". 

„Dieses  Projekt  schafft  weder  einen  Amphyktionenrat,  noch 
ist  es  ein  amerikanischer  Bundesvertrag,  kraft  dessen  die  Majorität 
der  beitretenden  Nationen,  wenn  sie  sich  auf  einem  kontinentalen 
Gerichtshof  versammeln,  ihr  Urteil  den  streitenden  Nationen  auf- 
zuzwingen vermag,  sie  weder  moralisch  und  noch  weniger  physisch 
zwingen  kann,  die  eingegangenen  Verpflichtungen  zu  erfüllen. 

„Der  Vertrag  bedeutet  in  Wirklichkeit  eine  Konsekration  der 
Freundschaft,  des  Vertrauens  und  der  Brüderlichkeit  der  ameri- 
kanischen Nationen,  die  aufrichtig  entschlossen  sind,  durch  das 
Mittel  der  Schiedsgerichtsbarkeit  alle  die  Fragen  zu  lösen,  die 
nicht  ihre  eigene  Unabhängigkeit  berühren;  denn  die  Unabhängig- 
keit einer  Nation  kann  niemals  dem  Urteil  einer  andern  unter- 
worfen werden,  sondern  sollte  stets  unter  dem  Palladium  des  natio- 
nalen Patriotismus  stehen.  .  .  . 

„Ein  Schiedsgerichtsplan  ist  hier  aufgestellt  worden,  der, 
obwohl  in  allgemeiner  Weise  obligatorisch,  doch  niemals  durch 
die  Aktion  eines  nicht  direkt  und  ausschliesslich  interessierten 
Staates  aufgezwungen  werden  kann.  Wenn  entgegen  allen  Er- 
wartungen, Wünschen  und  Hoffnungen  die  Schiedsgerichtsbarkeit 
in   irgendeinem   Falle   ungerechtfertigterweise    abgelehnt   werden 

^)  Minutes  of  the  International  American  Conference,  Washington  1890, 
S.  695  ff. 


sollte  und  der  Krieg  zwischen  den  streitenden  Nationen  zum  Aus- 
bruch gelangt,  so  bleibt  den  andern  Staaten,  ob  gross  oder  klein  — 
denn  vor  dem  Eechte  sind  sie  alle  gleich  —  nichts  anderes  übrig 
als  die  traurige  Notwendigkeit,  das  Versagen  einer  der  edelsten 
Bestrebungen  der  Menschheit  zu  beklagen;  keine  Nation  soll 
dann,  kraft  des  unter  Diskussion  stehenden  Projektes,  auf  das 
Recht,  sich  in  den  Streit  zu  mischen,  Anspruch  erheben  können, 
ausgenommen  in  den  Fällen  und  innerhalb  der  Grenzen,  in  denen 
das  Völkerrecht  einen  Staat,  der  mit  beiden  Streitparteien  gute 
Beziehungen  unterhält,  zur  Vermittlung  oder  Anbietung  der  guten 
Dienste  ermächtigt. 

„Dies  ist  der  klare  Sinn  des  vorgeschlagenen  Vertrages  und 
der  unbestreitbare  Geist  aller  seiner  Bestimmungen.  Dies  ist 
stets  die  vorherrschende  Ansicht  des  Comites  gewesen,  das  fort- 
während alle  Anregungen  eliminiert  hat,  die  dahin  tendierten,  den 
Bestimmungen  mit  Bezug  auf  die  andern  beitretenden  Nationen, 
die  der  Streitfrage  fernstehen,  einen  zwingenden  Charakter,  wenn 
auch  nur  in  rein  moralischer  Hinsicht,  zuzuschreibsn". 

„Dies  ist  vor  allem  der  wahre  und  unleugbare  Sinn,  in  dem 
die  argentinische  Delegation  das  Projekt  unterzeichnet  hat,  und 
unter  welcher  Voraussetzung  sie  dasselbe  durch  mich  unterstützt. 

„Ich  brauche  wohl  kaum  zu  erwähnen,  dass  andernfalls  die 
argentinische  Delegation  nicht  zögern  würde,  dem  Plane  ihre 
Unterstützung  zu  verweigern,  so  sehr  sie  einen  solchen  Verlauf 
beklagen  müsste". 

Bedenken  gegen  den  vorliegenden  Schiedsvertrag  erhoben  nur 
Mexiko  und  vor  allem  Chile. 

Der  Führer  der  mexikanischen  Delegation,  Romero, 
erklärte  ^) : 

„Ich  bedauere,  dass  die  Instruktionen,  die  die  mexikanische 
Delegation  von  ihrer  Regierung  erhielt,  uns  nicht  gestatten,  den 
in  dem  Bericht  des  Comites  enthaltenen  Grundsatz  in  seiner  ganzen 
Tragweite  anzunehmen.  Wenn  eine  Reform  in  so  weittragender 
Weise  das  gegenwärtige  System  der  zivilisierten  Nationen  berührt 
und  so  radikale  Änderungen  in  der  vorher  allgemein  geübten 
Praxis  hervorruft,  kann  es  nicht  befremden,  dass  die  mexikanische 


*)  Minutes  of  the  International  American  Conference,   Washington  1890, 
S.  697  ff. 
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Regierung  den  im  Bericht  des  Comites  akzeptierten  Grundsatz  als 
zu  weitgehend  betrachtet,  und  dass  es  in  einer  so  delikaten 
Angelegenheit  wie  die  vorliegende  klüger  ist,  schrittweise  vor- 
zugehen. .  .  . 

In  unsern  Verträgen  mit  den  Vereinigten  Staaten  haben  wir 
uns  auf  die  Anwendung  der  Schiedsgerichtsbarkeit  zur  Beilegung 
von  künftigen  Streitigkeiten  zwischen  den  beiden  Ländern  geeinigt. 
Die  mexikanische  Eegierung  akzeptiert  daher  die  Schiedsgerichts- 
barkeit als  einen  G-rundsatz  des  amerikanischen  internationalen 
Rechtes  zur  Beilegung  von  Differenzen  zwischen  den  Nationen 
dieses  Kontinents,  und  erteilt  infolgedessen  dem  ersten  Artikel  des 
Projektes  ihre  Genehmigung".  .  .  . 

Indessen  scheint  es  der  mexikanischen  Delegation,  dass  die 
Schiedsgerichtsbarkeit  nicht  für  alle  Streitfälle  geeignet  ist.  Eine 
der  Hauptschwierigkeiten  erblickt  sie  darin,  die  Ausnahmen  von 
der  Schiedsgerichtsbarkeit  zu  definieren,  ohne  das  Prinzip  selber 
zu  annullieren.  Die  von  Argentinien  und  Brasilien  vorgebrachte 
Resolution  bezeichnet  als  solche  die  Fragen,  welche  die  nationale 
Souveränität  berühren.  Ein  Mexiko  seitens  der  Vereinigten  Staaten 
Ende  Februar  1891  unterbreitetes  Projekt  schloss  solche  Fragen 
aus,  die  die  territoriale  Integrität  berühren.  Der  vorliegende 
Comite- Entwurf  aber  schliesst  solche  Fragen  von  der  Schieds- 
gerichtsbarkeit aus,  die  die  Unabhängigkeit  der  kontrahierenden 
Staaten  berühren.  Die  mexikanische  Regierung  hält  dafür,  dass 
neben  dieser  letzterwähnten  Ausnahme  noch  eine  weitere  in  bezug 
auf  solche  Angelegenheiten  gemacht  werden  sollte,  die  in  direkter 
Weise  die  nationale  Ehre  und  Würde  eines  der  Vertragsschliessenden 
Staaten  berühren.  Ohne  diesen  Zusatz  können  die  mexikanischen 
Delegierten  den  Artikel  2  des  Comite-Antrags  nicht  annehmen.  .  . 

Sie  erblicken  ferner  gewisse  Widersprüche  in  den  Artikeln  2 
und  4.  Artikel  2  sieht  die  obligatorische  Schiedsgerichtsbarkeit 
in  allen  Grenz-  und  Gebietsfragen  vor;  es  können  aber  leicht 
Fälle  vorkommen,  in  denen  solche  Fragen  die  Unabhängigkeit 
des  Landes  gefährden,  dann  aber  würde  gemäss  den  Bestimmungen 
von  Art.  4  die  Schiedsgerichtsbarkeit  nicht  obligatorisch  sein. 

Die  Unabhängigkeit  eines  Staates  kann  ganz  oder  teilweise 
gefährdet  sein,  wenn  ihn  infolge  territorialer  oder  Grenzfragen 
der  Verlust  des  grössten  oder  doch  erheblicher  Teile  seines  Ge- 
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bietes  bedroht.  Gemäss  Art.  2  muss  zur  Schiedsgerichtsbarkeit 
gegriffen  werden,  während  Art.  4  dies  negiert,  sobald  solche  Fragen 
die  nationale  Unabhängigkeit  gefährden. 

Nach  Ansicht  Mexikos  sollten  auch  die  zur  Zeit  des  Vertrags- 
abschlusses bestehenden  Streitfragen  nicht  der  Schiedsgerichtsbarkeit 
unterworfen  werden,  die  Delegation  erklärt  sich  aber  trotzdem 
bereit,  den  Schiedsvertrag  anzunehmen,  vorausgesetzt,  dass  ihrem 
Antrag  über  den  Ausschluss  der  Fragen,  die  die  Ehre  und  Würde 
der  kontrahierenden  Mächte  in  direkter  Weise  berühren,  ent- 
sprochen wird.  — 

Die  Delegation  von  Chile  überreichte  der  Konferenz  eine 
umfangreiche  Denkschrift,  die  eingehend  alle  Argumente  anführt, 
die  die  Delegation  dahin  geführt  haben,  sich  als  entschiedene 
Gegnerin  der  obligatorischen  Schiedsgerichtsbarkeit  zu  bekennen  ^). 

Sie  führte  aus,  dass  die  spanisch- amerikanischen  Nationen 
bei  6  verschiedenen  Gelegenheiten  seit  1826  versucht  haben,  dem 
Prinzip  der  Schiedsgerichtsbarkeit  Anerkennung  zu  verschaffen, 
dass  aber  alle  ihre  Anstrengungen,  obwohl  sie  sich  in  weniger 
radikalen  und  einschränkendem  Formen  bewegten,  als  die  vom 
Comite  für  Allgemeine  Wohlfahrt  angeregten  Grundsätze,  völlig 
nutzlos  gewesen  sind,  sobald  sie  sich  in  der  Praxis  bewähren 
sollten.  Die  Delegation  von  Chile  ist  keine  Gegnerin  der  Schieds- 
gerichtsbarkeit als  eines  Mittels  zur  Entscheidung  internationaler 
Streitfragen  und  zur  Erhaltung  des  Friedens.  Ihre  Regierung  hat 
seit  fast  40  Jahren  dieses  Prinzip  der  Arbitration  als  ein  Mittel 
zur  Vermeidung  von  bewaffneten  Konflikten  in  ihre  internationalen 
Verträge  aufgenommen.  Aber  die  Schiedsgerichtsbarkeit  als  an- 
erkannter Grundsatz  des  internationalen  Rechtes  kann  in  keiner 
Weise  zu  einer  Garantie  des  Friedens  werden,  solange  ihre  An- 
wendung nicht  mit  ihrer  Natur  korrespondiert.  Ihr  Ursprung  ist 
die  freiwillige  unabhängige  Zustimmung  von  in  Kontroverse  sich 
befindlichen  Staaten,  die  Beurteilung  und  Bestimmung  ihrer  Rechte 
und  Interessen  einer  Drittpartei  anzuvertrauen.  Die  Wirksamkeit 
dieser  Institution  hängt  ab  von  der  dieser  Drittpartei  freiwillig 
entgegengebrachten  Achtung  ihrer  Entscheidungen,  ungeachtet  der 
Verpflichtungen  und  Opfer,  die  dieselben  mit  sich  bringen  können. 


*)  Minutes   of  the  International   American  Conference,   Washington  1890, 
S.  706-717. 
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Ist  die  Schiedsgerichtsbarkeit  obligatorisch,  so  widerstrebt  das  ihrer 
eigenen  Natur;  sobald  sie  den  Nationen  auferlegt  wird,  verlieren 
ihre  Entscheidungen  ihre  Wii'ksamkeit  und  der  Grundsatz  selber 
wird  diskreditiert. 

Die  Delegierten  von  Chile  erklärten  daher,  dass  sie  zwar  den 
Wert  des  Prinzips  der  Schiedsgerichtsbarkeit  voll  und  ganz  aner- 
kennen, dass  sie  dieses  Rechtsmittel  jedoch  nicht  bedingungslos 
und  als  obligatorisch  annehmen  können.  Die  Regierung  der 
Republik  wird  auch  in  Zukunft,  wie  bis  anhin,  zur  Beilegung 
internationaler  Konflikte  oder  Differenzen,  in  die  sie  verwickelt 
werden  sollte,  stets  ihre  Zuflucht  zu  der  Schiedsgerichtsbarkeit 
nehmen,  sobald  die  Kontroverse  nach  ihrer  Meinung  eine  derartige 
Entscheidung  gestattet.  .  .  . 

Die  chilenische  Regierung  behält  sich  vor,  in  jedem  Einzel- 
falle die  Schiedsgerichtsbarkeit  anzurufen.  Sie  betrachtet  die 
Vermittlung  als  eines  der  besten  Mittel,  das  zur  Erhaltung  des 
Friedens  angeregt  werden  kann.  Die  Vermittlung  einer  den  Par- 
teien befreundeten,  an  dem  Streite  nicht  interessierten  Regierung, 
die  sich  strenger  Unparteilichkeit  befleisst,  bietet  den  unschätz- 
baren Vorteil,  Zeit  zur  Überlegung  zu  gewinnen  und  mit  grösserer 
Ruhe  den  Gegenstand  des  Streites  ins  Auge  zu  fassen.  Die  Ver- 
mittlung kann  ausserdem,  wenn  kein  direktes  Abkommen  getroffen 
wird,  dazu  beitragen,  die  Bildung  eines  Schiedsgerichtes  wirksam 
zu  erleichtern. 

Es  ist  eine  schwere  Aufgabe,  wenn  man  den  Versuch  machen 
soll,  mit  einem  Schlage  unmittelbar  zur  allgemeinen  und  obligatori- 
schen Schiedsgerichtsbarkeit  überzugehen.  Die  Erfahrung  lehrt,  dass 
ernste  und  dauerhafte  Werke  auf  dem  Gebiete  der  Politik  sich 
langsam  und  allmählich  entwickelt  haben.  Schnell  und  ohne  Über- 
gang von  einem  bestehenden  Regime  zu  einem  wesentlich  andern 
überzugehen,  heisst  sich  der  Gefahr  aussetzen,  bald  wieder  zum 
Ausgangspunkt  zurück  zu  gelangen.  Die  Empfehlung  eines  Systems 
einer  beschränkten  Schiedsgerichtsbarkeit  würde  nach  der  An- 
sicht Chiles  für  den  Augenblick  den  menschenfreundlichen  Zielen, 
die  diese  Konferenz  verfolgt,  grössere  Wahrscheinlichkeit  der  Aus- 
führbarkeit geboten  haben,  als  das  radikale  Projekt,  das  den  Be- 
ratungen dieser  Versammlung  unterbreitet  worden  ist. 

Die  Delegation  von  Chile  erklärte,  weder  an  den  Beratungen 
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noch  an  der  Abstimmung  über  den  Schiedsvertrag  teilnehmen  zu 
können.  Dagegen  machte  sie  die  Versammlung  auf  2  Einwände 
aufmerksam,  die  hauptsächlich  zu  ihrer  ablehnenden  Haltung  dem 
Projekt  gegenüber  beigetragen  haben.  Die  Konferenz  hat,  konform 
der  Kongress-Akte,  der  sie  ihre  Existenz  verdankt,  stets  fort  als 
festes  Leitmotiv  ihrer  Tätigkeit  anerkannt,  dass  ihre  einzige  und 
ausschliessliche  Mission  die  Diskussion  von  Prinzipien  und  Ideen  sein 
soll,  die  den  auf  der  Konferenz  vertretenen  Regierungen  zur  An- 
nahme empfohlen  werden  können.  In  Abweichung  von  diesem  in 
der  Geschäftsordnung  der  Konferenz  festgelegten  Aktionsplan,  hat 
sich  das  Comite  für  Allgemeine  Wohlfahrt  nicht  darauf  beschränkt, 
eine  Idee  oder  einen  Grundsatz  zu  empfehlen,  deren  Annahme  für 
die  amerikanischen  Republiken  und  ihre  Beziehungen  zueinander  von 
Vorteil  wäre.  Es  ist  weit  darüber  hinausgegangen  und  empfiehlt  der 
Konferenz  die  Annahme  eines  feierlichen  Vertrages.  Die  chilenische 
Delegation  ist  der  Meinung,  dass  die  Unterhandlung  eines  solchen 
Vertrages,  wie  er  der  Versammlung  vorliegt,  unter  keinen  Um- 
ständen in  die  Kompetenz  der  Konferenz  fallen  kann.  Aber  die 
Kommission  für  Allgemeine  Wohlfahrt  ist  noch  weiter  gegangen. 
Sie  schlägt  nicht  nur  einen  feierlichen  Vertrag  zur  Beratung  vor, 
sondern  bestimmt  darin,  dass  die  Schiedsgerichtsbarkeit  nicht  nur 
zur  Beilegung  von  Konflikten  obligatorisch  sein  soll,  die  sich  in 
Zukunft  erheben,  sondern  auch  mit  Bezug  auf  diejenigen,  die  sich 
aus  erledigten  Angelegenheiten  ergeben  sollten,  unbeschadet  deren 
Ursprung  oder  Datum.  Solche  rückwirkende  Kraft  des  vor- 
geschlagenen Vertrages  steht  jedoch  nicht  nur  im  Widerspruch  mit 
den  Grundsätzen  des  öffentlichen  Rechtes,  sondern  auch  im  Gegen- 
satz zu  dem  ausgesprochenen  Zweck  des  von  dem  nordamerikanischen 
Kongress  genehmigten  Gesetzes,  lautend: 

„The  President  of  the  United  States  be,  and  he  is  hereby,  requested  and 
authorized,  to  invite  the  several  governments  of  the  Republics  of  Mexico, 
Central  und  South  America,  Hayti,  San  Domingo,  and  the  Empire  of  Brazil  to 
join  the  United  States  in  a  Conference  to  be  held  at  Washington  for  the  pur- 
pose  of  discussing  and  recommending  for  adoption  to  their  respective  Govern- 
ments some  plan  of  arbitration  for  the  settlement  of  disagreements  and  disputes 
that  may  hereafter  arise  between  them".   — 

Am  17.  April  1891  wurde  der  obligatorische  Schiedsvertrag 
in  der  vom  Comite  für  Allgemeine  Wohlfahrt  vorgeschlagenen 
Fassung  von   16  Delegationen  angenommen.     Mexiko   hatte   dem 
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Vertrag  unter  Vorbehalt  einiger  Ai'tikel  zugestimmt.    Chile  enthielt 
sich  der  Abstimmung.  — 

Am  18.  April  kamen  2  Resolutionen  zur  Beratung,  die  das 
Comite  für  Allgemeine  Wohlfahrt  als  Supplemente  zum  Schieds- 
vertrag unterbreitet  hatte  ^) : 

1.  Eine  Einladung  an  die  europäischen  Mächte,  dieselben  möchten 
einen  entsprechenden  Schiedsgerichtsplan  akzeptieren  und 

2.  Eine  Erklärung    über    das   Recht   der  Eroberung   folgenden 
Wortlauts : 

a)  Während  der  Dauer  des  Schiedsvertrages  soll  das  Prinzip 
der  Eroberung  als  mit  dem  amerikanischen  öffentlichen 
Recht  nicht  vereinbar  angesehen  werden. 

b)  Alle  Gebietszessionen,  die  während  der  Dauer  des  Schieds- 
vertrages erfolgen,  sind  als  nichtig  zu  betrachten,  falls 
sie  unter  Kriegsandrohung  oder  in  Gegenwart  einer 
bewaffneten  Macht  stattfinden. 

c)  Jede  Nation,  von  der  solche  Zessionen  gefordert  werden 
sollten,  kann  verlangen,  dass  die  Gültigkeit  derselben  der 
Schiedsgerichtsbarkeit  unterworfen  werde. 

d)  Jeder  Verzicht  auf  das  Recht  der  Schiedsgerichtsbarkeit, 
der  unter  den  in  Art.  2  angeführten  Bedingungen  erfolgte, 
soll  null  und  nichtig  sein. 

Auch  diese  beiden  Resolutionen  wurden  von  sämtlichen  Dele- 
gationen, mit  Ausnahme  derjenigen  von  Chile,  die  sich  der  Ab- 
stimmung enthielt,  angenommen. 


b)   Reklamationen  und   diplomatische  Intervention. 
Am  31.  Januar  1890  reichte  der  Delegierte  von  Venezuela, 
Andrade,  der  Konferenz  eine  Resolution  ein,  die  dem  Comite  für 
Internationales   Recht   überwiesen   wurde.      Sie    enthält    folgende 
Forderungen  ^ : 

1.  Reklamationen  von  Ausländern,  die  sich  aus  Streitsachen  ergeben, 
welche  unter  die  Jurisdiktion  der  richterlichen  Gewalt  des  Staates  fallen,  gegen 
den  sie  gerichtet  sind,  sollen  nicht  auf  diplomatischem  Wege  erledigt  wer- 
den dürfen. 


^)  International  American  Conference,  Washington  1890,  Eeport  of  the 
Delegates  of  the  United  States,  S.  5  6. 

*)  Minutes  of  the  International  American  Conference,  Washington  1890, 
S.  138  ff. 
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2.  Erheben  sich  die  Reklamationen  infolge  Kechtsverweigenmg  oder  no- 
torischer Ungerechtigkeit,  so  soll  das  einzige  diplomatische  Mittel,  durch  das 
sie  erledigt  werden  können,  die  Überweisung  an  eine  gemischte  Kommission  sein. 

3.  Keine  Rechtsverweigeruug  oder  notorische  Ungerechtigkeit  soll  als  vor- 
liegend betrachtet  werden,  wenn  die  interessierten  Parteien  alle  gesetzlichen 
Instanzen  erschöpft  haben  und  der  Gerichtshof  den  von  der  souveränen  Juris- 
diktion aufgestellten  Prozessregeln  gemäss  entschieden  hat. 

4.  Keine  Reklamation,  welches  auch  die  Ursache  ihrer  Entstehung  seL 
soll  einer  gemischten  Kommission  übergeben  werden,  wenn  die  Regierung  der 
benachteiligten  Partei  nicht  genaue  Kenntnis  von  der  Angelegenheit  erhalten  hat. 

Am  12.  Februar  1890  unterbreitete  Mr.  Andrade  der  Konferenz 
eine  zweite  Resolution,  die  ebenfalls  dem  Comite  für  Internationales 
Recht  überwiesen  wurde.     Sie  hat  folgenden  Wortlaut^;: 

1.  Keine  Regierung  ist  verantwortlich  für  die  seitens  der  Vertreter  der 
öffentlichen  Behörden  in  Ausübung  ihrer  Pflichten  erfolgten  Verletzungen  der 
Verfassung  oder  der  Gesetze.  Solche  Vertreter  oder  Beamten  sind  vor  dem  Ge- 
setz verantwortlich. 

2.  Keine  Regierung  soll  haftbar  sein  für  den  Schaden,  den  Personen  oder 
deren  Eigentum  seitens  der  Truppen  im  Kampfe,  oder  während  militärischen 
Operationen  im  Kriege,  oder  um  solches  Eigentum  nicht  in  Feindeshand  fallen 
zu  lassen,  erlitten  haben. 

3.  Was  die  Notwendigkeit  der  Wegnahme.  Besetzung  oder  Zerstörung  von 
Eigentum  als  Gegenstand  des  Kriegsrechts  anbetrifft,  so  ist  der  Führer  der  mili- 
tärischen Streitkräfte,  der  die  Wegnahme,  Besetzung  oder  Zerstörung  anordnet, 
der  einzige  Richter. 

4.  Kerne  Regierung  ist  verantwortlich  für  die  Injurien  oder  Nachteile, 
die  von  Rebellen,  oder  durch  Schulden  oder  Verpflichtungen,  die  in  der  Absicht. 
die  Rebellion  zu  unterstützen,  kontrahiert  wurden,  verursacht  worden  sind. 

Das  Comite  für  Internationales  Recht  konnte  ia  seinen 
Beratungen  über  diese  Angelegenheit  zu  keiner  einstimmig  gut- 
geheissenen  Lösung  gelangen.  Zwei  Ansichten  standen  sich  schroff 
gegenüber,  die  eine  vertreten  durch  die  nordamerikauische  Union, 
die  andere  durch  sämtliche  lateinisch- amerikanischen  Staaten  mit 
Ausnahme  von  Haiti.  Der  Majoritäts-Comitebericht  vom 
12.  Aprü  1890 -j  führt  zur  Unterstützung  seiner  Ergebnisse  fol- 
gendes aus: 

Das  Comite  versteht  sehr  wohl,  dass  in  jenen  Zeiten,  da  die 


^)  Minutes  of  the  International  American  Conference,  Washington  1890 
S.  185. 

-)  International  American  Conference,  Washington  1890.  Report  of  the 
Delegates  of  the  United  States  S.  22  24.  Minutes  of  the  International  Ameri- 
can Conference,  Washington  1890,  S  807,811. 
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Ansicht  noch  vorherrschend  war,  dass  der  Fremde  ein  Feind  sei, 
gegen  den  stets  mit  Gewalt  vorgegangen  werden  müsse,  gewisse 
Doktrinen  sich  aufdrängten,  die  ihn  vor  den  Folgen  dieses  aus- 
gesprochen feindseligen  Empfindens  schützen  sollten.  Das  Comite 
anerkennt  den  christlichen,  liberalen  und  humanitären  Grundsatz, 
dass  der  Fremde  dem  Eingeborenen  gegenüber  in  der  Ausübung 
und  dem  Genuss  aller  bürgerlichen  Rechte  nicht  ungünstiger  ge- 
stellt werden  darf;  aber  es  kann  nicht  verstehen,  warum  der  Aus- 
länder sich  besonderer  Achtung,  besonderer  Privilegien  und  Vor- 
züge erfreuen  soll,  die  dem  Inländer  selber  nicht  zustehen.  Es 
weist  offen  jede  Restriktion  zurück,  die  den  Fremden  in  eine  Lage 
versetzt,  die  der  von  Gesetzes  wegen  dem  Eingeborenen  gewähr- 
leisteten nachsteht,  aber  es  verwirft  auch  umgekehrt  jeden  An- 
spruch des  Fremden  auf  Besserstellung  dem  Eingeborenen  gegen- 
über, wodurch  er  eine  ständige  Gefahr  des  Landes  bildet,  dessen 
Schutz  er  nachsucht  und  dessen  Vorteile  er  geniesst. 

Keiner  der  Fortschritte  moderner  Zivilisation  ist  den  ameri- 
kanischen Republiken  unbekannt.  Indem  sie  dem  Fremden 
dieselben  Rechte  zusichern,  nicht  mehr  und  nicht  weniger,  deren 
der  Eingeborene  teilhaftig  ist,  tun  sie  alles  was  sie  tun  können 
und  sollen.  Und  wenn  diese  Rechte  als  nicht  genügend,  nicht 
ausreichend  gesichert  angesehen  werden,  wenn  die  Gefahr  besteht, 
dass  hie  und  da  Missbrauch  damit  getrieben  werde,  so  wie  Gefahr 
besteht  vor  Erdbeben,  Überschwemmungen,  Epidemien,  Revo- 
lutionen und  andern  Unglücksfällen,  so  ist  es  Sache  des  Fremden, 
sich  dies  alles  wohl  zu  überlegen,  bevor  er  kommt,  um  in  einem 
Lande  zu  leben,  in  dem  er  solches  Risiko  läuft.  Und  auf  der 
andern  Seite,  vorausgesetzt  dass  ein  Missbrauch  der  Rechte  eines 
Fremden  vorgekommen  ist,  so  bleibt  derselbe  nicht  ohne  Ahndung 
und  Strafe,  sowenig  als  ein  gegen  einen  Eingeborenen  gerichteter 
Rechtsmissbrauch  ungeahndet  bleibt. 

Es  ist  die  Ansicht  der  Comite -Mehrheit,  dass  in  allem,  was 
die  Ausübung  der  bürgerlichen  Rechte  betrifft,  die  Eingeborenen 
und  die  Fremden  auf  dem  gleichen  Fusse  behandelt  werden 
sollen  —  gleiche  Rechte,  gleiche  Verpflichtungen,  gleichen  Zu- 
tritt zu  den  Behörden,  gleiches  Prozessverfahren,  gleiches  Appel- 
lationsrecht. 
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Sie  schlägt  daher  der  Konferenz  als  Ergebnis  dieser  Erwä- 
gungen folgende  Resolutionen  vor: 

Die  Internationale  Amerikanische  Konferenz  empfiehlt  den 
Regierungen  der  auf  ihr  vertretenen  Länder  die  Annahme  folgender 
Grundsätze  als  Prinzipien  des  internationalen  amerikanischen 
Rechtes : 

1.  Fremde  sind  berechtigt  zu  allen  bürgerlichen  Rechten,  deren  die  Einge- 
borenen teilhaftig  sind;  sie  sollen  alle  Vorteile  dieser  Rechte  in  allem  was 
essential  ist,  sowohl  betr.  Form  als  Verfahren  als  gesetzliche  Hilfsmittel,  in  ab- 
solut derselben  Weise  geniessen  wie  die  Eingeborenen. 

2.  Eine  Nation  anerkennt  gegenüber  Fremden  keine  anderen  Verpflich- 
tungen oder  Verantwortlichkeiten  als  solche,  die  in  analogen  Fällen  durch  die 
Verfassung  oder  Gesetze  zugunsten  der  Eingeborenen  vorgesehen  sind. 

Die  Vereinigten  Staaten  als  Minoritätspartei  erklärten 
in  ihrem  Berichte  folgendes  ^) : 

Zuerst  wenden  sie  sich  gegen  das  in  den  vorstehenden  Er- 
klärungen so  oft  hervorgehobene  „Amerikanische  Internationale 
Recht"  und  erklären  diesen  Begriff  für  völlig  unhaltbar.  Die  vor- 
geschlagenen Resolutionen  bilden  entweder  Teile  des  bestehenden 
Völkerrechts  —  in  diesem  Falle  sind  die  amerikanischen  Staaten 
bereits  unter  dessen  Schutz  und  gebunden  durch  dessen  Verpflich- 
tungen —  oder  aber  sie  enthalten  kein  bestehendes  Völkerrecht, 
und  dann  liegt  es  nicht  in  der  Macht  der  Konferenz,  sie  zu  Völker- 
rechtsnormen zu  stempeln. 

Dann  kommt  die  amerikanische  Delegation  auf  das  eigentliche 
Thema  ihres  Berichtes  zu  sprechen :  die  Reklamationen  von  Fremden 
gegen  die  Regierung  eines  Landes,  in  dem  sie  wohnen,  oder  mit 
welcher  sie  Geschäfte  geschlossen  haben.  Ihre  Einsprache  richtet 
sich  vor  allem  gegen  die  logische  Folgerung  aus  dem  Majoritäts- 
bericht, der  nichts  Geringeres  bedeutet  als  eine  völlige  und  absolute 
Verweigerung  des  Rechtes  der  diplomatischen  Reklamation  unter 
unabhängigen  Regierungen  zur  Verteidigung  und  zum  Schutze  der 
Rechte  ihrer  in  fremden  Ländern  lebenden  Bürger.  Es  mag  zu- 
gegeben werden,  doch  nur  mit  bedeutenden  Vorbehalten,  dass  der 
fremde  Aufenthalter  in  allen  seinen  Verträgen  mit  eingeborenen 
Privaten  und  mit  Bezug  auf  Verletzungen  der  Landesgesetze  kein 
Recht  besitzt,    einen  grössern  Schutz  zu  verlangen  als  der  den 


^)  International  American   Conference,   Washington   1890,   Report  of  the 
Delegates  of  the  United  States,  S.  26. 

Büchi,  Gescüichte  der  Fau-Amerikauischea  Bewegung.  2 
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Einheimischen  zustehende.  Aber  selbst  wenn  dem  so  sein  sollte 
in  privaten  Streitigkeiten,  wie  müssten  dann  die  Reklamationen 
von  Fremden  gegen  eine  Regierung  selber  behandelt  werden? 
Welchem  Gerichtshof  würde  die  Regierung  gestatten,  die  Souve- 
ränität der  Nation  zur  Verantwortung  gegenüber  dem  Kläger  vorzu- 
rufen, und  wie  sollte  ein  Gerichtsurteil  erzwungen  werden?  Was  soll 
nach  dieser  Theorie  aus  dem  einheimischen  Handelsmann  in  einem 
Krieg  führenden  Lande  werden?  Welcher  Schutz  steht  dem  Fremden 
bei  einem  Zwangsanleihen  zu,  zu  dem  der  eingeborene  Bürger  aus 
patriotischen  Gründen  verpflichtet  sein  mag?  Nehmen  wir  den 
Fall  des  fremden  Obligationen- Gläubigers,  der  der  Regierung  in 
kritischen  Zeiten  unschätzbare  Dienste  geleistet  hat;  die  Schuld 
wird  weder  geleugnet  noch  zurückgewiesen,  sondern  einfach  hart- 
näckig nicht  zurückgezahlt.  Hat  je  eine  Regierung  gezögert, 
durch  diplomatische  Reklamationen  die  Interessen  ihrer  Unter- 
tanen, die  kein  Fremder  vor  den  Gerichten  seines  Schuldners  zu 
wahren  vermag,  zu  schützen?  Ist  es  daher  zulässig,  ein  so  weit- 
gehendes Abweichen  von  der  althergebrachten  Übung  und  dem 
anerkannten  Völkerrecht  durch  die  Anerkennung  der  vorgeschlagenen 
Resolutionen  zu  sanktionieren? 

Der  nordamerikanische  Bericht  weist  auf  einen  diesbezüglichen 
konkreten  Fall  hin.  Im  Jahre  1888  nahm  der  Kongress  von  Ekuador 
ein  Gesetz  an,  das  folgendes  dekretierte: 

Art.  1.  The  nation  is  not  responsible  for  losses  and  datnages  caused  by 
the  ennemy  either  in  civil  or  international  war  or  by  mobs ,  riots,  mutinies,  or  for 
those  which  may  be  caused  by  the  Government  in  its  military  Operations  or 
in  the  measures  it  may  adopt  for  the  restoration  of  public  order.  Neither  na- 
tives  nor  foreigners  shall  have  any  right  of  indemnity  in  such  cases. 

Art.  2.  Neither  is  the  nation  responsible  for  losses  or  damages  consequent 
upon  measures  adopted  by  the  Government  towards  natives  or  foreigners  in  in- 
volving  their  arrest,  banishment,  internation,  or  extradition  whenever  the  exi- 
gencies  of  public  order  or  a  compliance  with  treaties  with  neighboring  nations 
require  such  action. 

Art.  3.  The  payment  of  indemnities  not  excluded  by  the  foregoing  ar- 
ticles  can  not  be  made  except  in  confortuity  with  the  law  of  public  credit  and 
after  a  previous  judgment  by  a  competent  judicial  officer. 

Art.  4.  Neither  foreigner  nor  native  shall  have  the  right  of  presenting 
Claims  to  the  legislature  which  were  previously  rejected  by  a  former  Congress. 

Art.  5.  Foreigners  who  may  have  fiUed  positions  or  commissions  which 
subjected  them  to  the  laws  and  authorities  of  Ecuador  can  make  no  reclama- 
tion  for  payment  or  indemnity  through  a  diplomatic  Channel. 
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Das  diplomatische  Korps  zu  Quito  protestierte  gegen  diesen 
Akt,  da  er  gegen  das  Völkerrecht  Verstösse.  Am  23.  Oktober  1888 
richtete  das  Staatsdepartement  der  Union  folgende  Instruktionen 
an  seinen  Gesandten: 

,It  is  unnecessary  to  quote  further  provisions  of  the  Statute  to  show  that 
it  is  subversive  of  all  the  principles  of  international  law.  .  .  .  By  such  a  dec- 
laration  of  rules  for  the  guidance  of  her  conduct  in  international  relations, 
Ecuador  places  herseif  outside  of  the  pale  of  international  intercourse.  .  .  . 
You  are,  therefore,  instructed  to  say  to  the  Ecuadorian  Government  that  the 
provisions  of  the  law  in  question  have  been  read  by  this  Department  with  re- 
gret,  and  that  the  United  States  could  never  acquiesce  in  any  attempt  on  the 
part  of  that  Government  to  use  such  a  Statute  as  an  answer  to  a  claim  which 
this  Government  had  presented".    — 

Was  die  zweite  von  der  Comite  -  Mehrheit  vorgeschlagene 
Resolution,  lautend: 

„A  nation  has  not,  nor  recognizes  in  favor  of  foreigners  any  other 
obligations  or  responsibilities  than  those  which,  in  favor  of  the  natives, 
are  established  by  the  Constitution  and  the  laws", 

anbetrifft,  so  ist  nach  Ansicht  der  Delegation  der  Vereinigten 
Staaten  nur  eine  Interpretation  derselben  möglich:  Welches  auch 
die  Beschwerde  eines  fremden  Aufenthalters  gegen  die  Regierung 
sei,  unter  deren  Jurisdiktion  er  lebt,  er  besitzt  kein  anderes  Recht 
auf  den  Schutz  seiner  Interessen,  als  es  dieser  Regierung  beliebt, 
ihren  eigenen  Bürgern  Rechte  auf  Protektion  zu  gewähren.  Dies 
bedeutet  praktisch  nichts  anderes  als  den  absoluten  Ausschluss 
jeder  diplomatischen  Reklamation.  Die  Delegation  gibt  zwar  zu, 
dass  Fälle  vorgekommen  sind,  in  denen  der  Appell  von  Fremden 
an  den  Schutz  des  Heimatstaates  einen  groben  Missbrauch  in  sich 
schloss,  dass  jedoch  die  grosse  Mehrzahl  der  Reklamationen,  die 
es  den  Vereinigten  Staaten  zur  Pflicht  gemacht  haben,  bei  fremden 
Regierungen  zugunsten  der  nordamerikanischen  Reklamanten  Pro- 
test einzulegen  „well  founded  in  equity,  reasonable  in  demand,  and 
of  Singular  temperance  in  tone"  waren.  Es  ist  eine  bemerkens- 
werte Tatsache  in  der  Geschichte  der  internationalen  Reklamationen, 
dass  dieselben  in  den  meisten  Fällen  ihre  Erledigung  durch  ein 
unparteiisches  Schiedsgericht  finden,  vor  dem  alle  gerechten  For- 
derungen sorgfältig  geprüft  und  durch  welches  fast  jeder  Streit 
durch  Kompromiss  beigelegt,  die  nationale  Aufregung  besänftigt 
und    das    individuelle    Recht    befriedigt    wird.      In    den    letzten 

2* 
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50  Jahren  sind  gerade  durch  die  diplomatischen  Reklamationen, 
die  zur  Schiedsgerichtsbarkeit  überleiteten,  sicherere  Grundlagen 
für  die  Aufstellung  eines  wirklichen  internationalen  Rechtes  ge- 
schaffen worden  als  durch  jeden  andern  Einfluss. 

Diese  Erwägungen  sind  es,  die  die  nordamerikanische  Union 
veranlassen,  keinerlei  Bestrebungen  beizutreten,  durch  welche  die 
Rechte  und  Befugnisse  eines  Staates,  durch  diplomeitische  Rekla- 
mationen als  Kundgebung  seiner  moralischen  Kraft  und  Vitalität 
die  Rechte  und  Interessen  seiner  Bürger  zu  schützen,  verkürzt 
werden  sollen. 

Price,  der  Delegierte  von  Haiti,  erklärte  bei  der  Abstimmung 
nicht  mitstimmen  zu  können,  da  die  vorgeschlagenen  Resolutionen 
der  Verfassung  seines  Landes  entgegengesetzt  wären. 

In  der  darauffolgenden  Abstimmung  wurden  beide  von  der 
Comite- Majorität  aufgestellten  Resolutionen  mit  einer  Mehrheit 
von  15 : 1  angenommen.  Die  Vereinigten  Staaten  stimmten  dagegen, 
Haiti  stimmte  nicht  mit. 

c)  Regelung  der  amerikanischen  internationalen 
Flussschiffahrt. 

In  Verbindung  mit  der  Angelegenheit  der  „Reklamationen 
und  diplomatische  Intervention"  hatte  das  Comite  für  Internatio- 
nales Recht  seine  Aufmerksamkeit  der  Regelung  der  ameri- 
kanischen Flussschiffahrt  zugewendet^). 

Von  Seiten  verschiedener  Delegierten  war  die  Anregung  aus- 
gegangen, die  Konferenz  möchte  den  auf  ihr  vertretenen  Nationen 
die  Annahme  des  Prinzips  empfehlen,  dass  die  Schiffahrt  der 
Flüsse  für  die  Länder,  deren  Territorium  sie  bewässern,  frei  sein 
soll,  und  dass  ferner  die  souveränen  Staaten,  die  an  den  Oberlauf 
(headwater)  solcher  Flüsse  grenzen,  das  Recht  der  freien  Schiffahrts- 
verbindung mit  dem  Meere  besitzen  sollen. 

Auch  diese  Resolution  konnte  nicht  die  Stimmen  aller  Dele- 
gationen auf  sich  vereinigen;  wieder  waren  es  die  Vereinigten 
Staaten,  die  allein  eine  von  der  grossen  Mehrheit  abweichende 
Stellung  einnahmen  und  in  ihrem  Minoritätsbericht  dieselbe  kurz 
begründeten. 


*)  International   American  Conference,   Washington  1890,   Report   of   the 
Delegates  of  the  United  States  S.  24  u.  30. 
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Der  Majoritätsbericht  führt  u.  a.  aus: 

Die  freie  Schiffahrt,  wie  sie  von  den  Delegierten  vorgeschlagen 
wurde,  erscheint  als  ein  natürliches  Recht,  das  von  den  bekanntesten 
Völkerrechts-Schriftstellern  sowohl  Europas  als  auch  der  Vereinigten 
Staaten  und  Spanisch-Amerikas  anerkannt  wird.  Es  stimmt  über- 
ein mit  den  Beschlüssen  der  bemerkenswertesten  europäischen 
Kongresse  und  mit  den  Stipulationen  verschiedener  Verträge  über 
die  Schiffahrt  wichtiger  Ströme.  Es  ist  dies  auch  der  Grundsatz, 
den  die  Vereinigten  Staaten  Regierung  bei  mehr  als  einer  Gelegen- 
heit kräftig  und  erfolgreich  vertreten  hat.  Endlich  liegt  dieser 
Grundsatz  auch  im  Interesse  der  freundschaftlichen  Beziehungen, 
die  zwischen  den  einzelnen  amerikanischen  Nationen  herrschen  sollen. 

Auf  Grund  dieser  Erwägungen  beantragt  das  Comite,  die  inter- 
nationale amerikanische  Konferenz  möge  beschliessen,  es  sei  den 
Regierungen  der  auf  ihr  vertretenen  Nationen  die  Adoption,  Dekla- 
ration oder  Anerkennung  folgender  Prinzipien  zu  empfehlen: 

1.  „That  rivers  which  separate  several  States,  or  which  bathe  their  terri- 
tory, shall  be  open  to  the  free  navigation  of  the  merchant  marine  or  ships  of 
war  of  the  riparian  nations". 

2.  ,That  this  declaration  shall  not  aflfect  the  Jurisdiction  nor  the  so- 
vereignty  of  any  of  the  riparian  nations  either  in  time  of  peace  or  war". 

Henry  Trescott,  einer  der  nordamerikanischen  Dele- 
gierten, vertritt  in  kurzen  Ausführungen  folgenden  Standpunkt 
seines  Landes: 

Er  wünscht  namentlich  mit  Bezug  auf  die  erste  vom  Comit6 
vorgeschlagene  Erklärung  einige  Vorbehalte  zu  machen,  da  er 
befürchtet,  dass  die  alten  Streitigkeiten,  die  die  Abgrenzung  der 
Machtverhältnisse  im  Schwarzen  Meer  begleitet  haben,  auch  hier 
bei  den  amerikanischen  Strömen,  wo  die  Machtverhältnisse  der  Ufer- 
staaten so  verschieden  sind,  auftauchen  und  im  Kriegsfalle  sich 
Fragen  erheben  könnten,  die  nicht  leicht  zu  lösen  wären,  denn 
wie  sich  Mr.  Trescott  ausdrückt,  „I  confess,  with  all  my  study 
of  international  law,  I  have  not  learned  what,  outside  of  questions 
of  pure  humanity,  are  the  limitations  on  the  right  of  war,  and 
history  seems  to  me  only  to  teach  that  law,  as  the  skeptical 
Frederick  says  of  Providence,  is  always  on  the  side  of  the  stronger 
battalions". 

Er  findet,  dass  es  besser  gewesen  wäre,  die  praktische  An- 
wendung des  nun  so  allgemein  anerkannten  Grundsatzes,  der  keiner 
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besondern  Bestätigung  mehr  bedarf,  der  Weisheit  der  üferstaaten 
zu  überlassen,  deren  Interessen  weit  sicherer  zur  klugen  und 
freundschaftlichen  Erledigung  von  Streitfragen,  die  sich  erheben 
sollten,  führen  würden,  als  der  Appell  an  allgemeine  Prinzipien. 
Zum  Schluss  erklärt  der  amerikanische  Delegierte  nochmals 
ausdrücklich,  dass  die  Vereinigten  Staaten  keiner  Resolution  bei- 
stimmen könnten,  deren  Prinzipien  als  solche  des  amerikanischen 
internationalen  Rechtes  bezeichnet  würden. 


d)   Das  Bureau  der  amerikanischen  Republiken. 
In  der  Konferenzsitzung  vom  29.  März  1890  wurde  folgende 
Resolution  ^)  angenommen : 

„That  the  governments  here  represented  shall  unite  for  the  establishment 
of  an  American  International  Bureau  for  the  collection,  tabulation,  and  publi- 
cation,  in  the  English,  Spanish  and  Portuguese  languages,  of  Information  as  to 
the  productions  and  commerce  and  as  to  the  customs  laws  and  regulations  of 
their  respective  countries;  such  bureau  to  be  maintained  in  one  of  the  coun- 
tries  for  the  common  benefit  and  at  the  common  expense,  and  to  furnish  to  all 
the  other  countries  such  commercial  statistics  and  other  useful  Information  as 
may  be  contributed  to  it  by  any  of  the  American  republics.  That  the  Com- 
mittee  on  Customs  Regulations  be  authorized  and  instructed  to  furnish  to  the 
Conference  a  plan  of  Organization  and  a  scheme  for  the  practical  work  of  the 
proposed  bureau". 

In  Übereinstimmung  mit  dieser  Resolution  unterbreitete  das 
Comite  folgende  Anträge: 

1.  Die  auf  dieser  Konferenz  vertretenen  Länder  sollen  unter 
dem  Titel  „Internationale  Union  der  amerikanischen  Republiken 
für  die  rasche  Sammlung  und  Erteilung  kommerzieller  In- 
formationen" eine  offizielle  Amtsstelle  organisieren. 

2.  Die  Internationale  Union  soll  durch  ein  in  der  Stadt 
Washington  D.  C.  unter  der  Kontrolle  des  Staatssekretärs  der 
Vereinigten  Staaten  zu  errichtendes  Bureau  repräsentiert  werden, 
welches  die  Transaktionen  und  Publikationen  und  alle  die  Inter- 
nationale Union  betreffende  Korrespondenz  zu  besorgen  hat. 

3.  Dieses  Bureau  soll  den  Namen  ,The  Commercial  Bureau 
of  the  American  Republics'  führen  und  als  Organ  eine  Zeitschrift, 
betitelt  , Bulletin  of  the  Commercial  Bureau  of  the  American 
Republics',  herausgeben. 


^)  International  American  Conference,   Washington  1890,   Report  of  the 
Delegates  of  the  United  Staates,  S.  14  ff. 
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4. — 13.  Bestimmungen  über  den  Inhalt  der  Zeitschrift  sowie 
die  Kosten  derselben  und  des  Bureaus  und  die  Verteilung  der  letztern 
auf  die  Mitglieder  der  Union. 

14.  Um  jeden  Aufschub  in  der  Errichtung  der  genannten  Union 
zu  veimeiden,  sollen  die  auf  der  Konferenz  versammelten  Delegierten 
ihren  Regierungen  umgehend  den  Organisationsplan,  wie  er  von 
der  Konferenz  angenommen  wird,  übermitteln,  damit  diese  Regie- 
rungen durch  ihre  Vertreter  oder  sonstwie  dem  Staatssekretär  der 
Vereinigten  Staaten  ihren  Beitritt  oder  Nichtbeitritt  zu  den  vor- 
geschlagenen Bestimmungen  notifizieren. 

15.  Der  Staatssekretär  der  Vereinigten  Staaten  wird  ersucht, 
mit  tunlichster  Beförderung  das  kommerzielle  Bureau  zu  errichten 
und  zu  organisieren,  sobald  eine  Majorität  der  hier  vertretenen 
Länder  offiziell  ihren  Beitritt  zu  der  Internationalen  Union  bekannt 
gegeben  hat. 

16.  Amendements  und  Modifikationen  dieses  Planes  einer  Union 
können  zu  jeder  Zeit  ihres  Bestehens  durch  Voten  einer  IMehrheit 
der  Unionsmitglieder  vorgenommen  werden,  die  dem  Staatssekretär 
der  Vereinigten  Staaten  offiziell  zu  übermitteln  sind. 

17.  Diese  Union  soll  in  Kraft  bleiben  während  einem  Zeitraum 
von  10  Jahren,  vom  Datum  ihrer  Organisation  an  gerechnet,  und 
kein  Staat,  der  Mitglied  der  Union  geworden  ist,  soll  vor  Ablauf 
dieser  10jährigen  Periode  aus  ihr  zurücktreten  können.  Falls 
nicht  12  Monate  vor  Ablauf  dieser  Frist  eine  Mehrheit  der  Mit- 
glieder der  Union  dem  Staatssekretär  der  Vereinigten  Staaten 
offizielle  Mitteilung  von  ihrem  Wunsche  gemacht  hat,  die  Union 
nach  Schluss  ihrer  ersten  Periode  aufzulösen,  soll  dieselbe  während 
einer  weitern  Periode  von  10  Jahren  aufrecht  erhalten  bleiben, 
und  hierauf,  unter  denselben  Bedingungen,  stets  für  sukzessive 
Zeiträume  von  10  Jahren. 

Sämtliche  vorstehenden  Anträge  des  ,Committees  on  Customs 
Regulations'   wurden  von  der  Konferenz   einstimmig  gutg-eheissen. 


III.   Ökonomische,  soziale  und  inteniational-priTatreclitliche 

Probleme. 

Dieselben  nahmen,    dem  Zweck  der  Konferenz  gemäss,    die 
Haupttätigkeit     der     amerikanischen    Delegationen    in   Anspruch. 
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Kommissionen  von  3,  5  oder  7  Mitgliedern  wurden  eingesetzt  zur 
Beratung  über  folgende  Materien: 

1.  Prüfung  der  Grundlagen   einer   amerikanischen  Zollunion. 

2.  Studium  der  geeignetsten  Mittel  und  Wege  zur  Erleichterung 
der  Transportmöglichkeiten  und  der  postalischen  und  telegraphischen 
Verbindungen  zwischen  den  verschiedenen  vertretenen  Staaten,  die 
an  den  Atlantischen,  an  den  Stillen  Ozean,  den  Golf  von  Mexiko 
und  das  Caraibische  Meer  grenzen. 

3.  Abfassung  eines  Berichtes  über  ein  Eisenbahnprojekt 
bezüglich  einer  Schienenverbindung  zwischen  den  amerikanischen 
Republiken. 

4.  Prüfung  der  geeignetsten  Mittel  zur  Verbesserung  und  Ver- 
einfachung der  Zollreglemente  in  den  verschiedenen  Häfen  der 
vertretenen  Staaten. 

5.  Annahme  eines  einheitlichen  Mass-  und  Gewichtssystems. 

6.  Aufstellung  allgemein  gültiger  sanitärer  Bestimmungen. 

7.  Aufstellung  einheitlicher  Normen  mit  Bezug  auf  den  Schutz 
von  Erfinderpatenten,  Fabrikmarken  und  Urheberrechten  etc. 

8.  Abschluss  einer  Konvention  über  die  Auslieferung  von  Ver- 
brechern zwischen  den  vertretenen  Staaten. 

9.  Studium  der  Grundlagen  einer  Münzunion  unter  den  ameri- 
kanischen Republiken. 

10.  Verbesserung  und  Ausdehnung  des  Bankverkehrs  und 
Kreditwesens. 

11.  Vereinheitlichung  der  Normen  des  internationalen  Privat- 
und  Handelsrechtes.  — 

Was  die  Eingehung  einer  pan- amerikanischen  Zollunion 
betrifft,  so  wurde  von  der  betr.  Kommission  darunter  die  Ver- 
einigung der  verschiedenen  amerikanischen  Nationen  zwecks  freien 
Austausches  ihrer  Produkte  nach  einem  einheitlichen  Zolltarif- 
system und  einer  gleichmässigen  Verteilung  der  nach  diesem  System 
erhobenen  Zölle  verstanden.  Ein  solches  Projekt  wurde  sofort  als 
unausführbar  betrachtet,  hätte  doch  seine  Annahme  eine  vollständige 
Revision  der  Tarifgesetze  sämtlicher  18  amerikanischen  Republiken 
erfordert.  Dagegen  erklärte  die  Konferenz  den  Abschluss  von 
partiellen  Reziprozitätsverträgen  unter  den  amerikanischen 
Staaten  nicht  nur  für  durchführbar,  sondern  für  die  Entwicklung 
des  Handels  und  der  mannigfachen  Hilfsquellen  zahlreicher  Länder 
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als  durchaus  wünschenswert.  Bei  Eingehung  solcher  Verträge 
sollte  den  besondern  Umständen,  Bedingungen  und  Interessen  jeder 
Partei  im  Sinne  der  Förderung  ihres  allgemeinen  Wohles  Rech- 
nung getragen  werden.  Die  Delegationen  von  Chile  und  Argen- 
tinien nahmen  an  diesen  Empfehlungen  keinen  Teil,  da  die  Haltung 
des  nordamerikanischen  Kongresses  zu  jener  Zeit  nicht  geeignet 
war,  Konzessionen  zu  erwarten,  die  im  Vergleich  zu  den  eigenen 
günstig  genannt  werden  konnten. 

Ad  2  empfahl  die  Internationale  Amerikanische  Konferenz 
den  auf  ihr  vertretenen  Regierungen  die  Schaffung  neuer  Ver- 
bindungsmittel (Post  und  Telegraph)  zwischen  den  Vereinigten 
Staaten  und  den  mittel-  und  südamerikanischen  Häfen,  sowie  die 
sofortige  Annahme  geeigneter  Massregeln  zur  Erleichterung  des 
Personen-  und  Warenverkehrs;  ferner  die  Reduktion  und  Verein- 
fachung der  Hafen-  und  der  Konsulargebühren. 

In  mancher  Beziehung  sehr  interessant  ist  der  Bericht  der 
Konferenz,  der  das  Studium  einer  pan-amerikanischen  Eisen- 
bahn, die  die  Eisenbahnnetze  der  verschiedenen  Republiken  mit- 
einander verbinden  soll,  empfiehlt.  Als  wichtigen  Punkt  hebt  der 
Bericht  hervor,  dass  die  projektierte  Bahn  als  ewig  neutrales 
Gebiet  zu  erklären  sei. 

Die  Rekommendation  der  Konferenz  bezüglich  der  Zollregle- 
mente  (ad  4)  schloss  folgende  Postulate  in  sich: 
1  °  Einheitliches  System  der  ZoUreglemente  über  die  Klassifikation 

und  Deklaration  der  eingeführten  Waren; 
2''  Einheitliche   Nomenklatur  hinsichtlich  der  Bezeichnung  der 

importierten  und  exportierten  Güter; 
3°  Errichtung      eines      internationalen     Auskunftsbureaus      in 
Washington. 

Die  Konferenz  beschloss  sodann,  in  Anbetracht  der  Vorteile 
des  metrischen  Dezimalsystems  und  der  Verbreitung,  die 
dasselbe  in  zahlreichen  Ländern  gefunden  hat,  die  Annahme 
desselben  auch  für  die  amerikanischen  Staaten,  die  es  nicht  schon 
eingeführt  haben,  zu  empfehlen. 

Mit  Bezug  auf  die  Reglemente  über  Gesundheitspolizei 
und  Quarantäne  (ad  6)  empfahl  die  Konferenz  den  amerikanischen 
Regierungen  die  Annahme  der  Klauseln  der  Internationalen  Sanitäts- 
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konvention  von  Rio  de  Janeiro  1887,  oder  des  Konventionsprojektes 
des  Kongresses  von  Lima  1888. 

Ebenso  empfahl  sie  (ad  7)  die  Ratifikation  der  auf  dem  südameri- 
kanischen Kongress  von  I\[ontevideo  1888  angenommenen  3  Verträge 
über  den  Schutz  von  Erfinderpatenten,  von  Fabrikmarken 
und  Urheberrechten,  die  bereits  von  einer  grössern  Zahl  süd- 
amerikanischer Nationen  ratifiziert  worden  sind. 

Ad  8.     Die  Internationale  Amerikanische  Konferenz  beschloss 
am  15.  April  1890: 
1  °  Den  Regierungen  der  lateinisch-amerikanischen  Nationen  das 
Studium    des    internationalen   Strafrechtsvertrages,   der  vom 
südamerikanischen  Kongress  von  Montevideo  1888  aufgestellt 
wurde,   zu  empfehlen,    in   der  Meinung,    dass  sich   die  ge- 
nannten Regierungen  in  der  Zeit  von  einem  Jahr,  vom  Schluss 
der  Pan- Amerikanischen  Konferenz   an  gerechnet,    für  den 
Beitritt  zu  obigem  Vertrag  entscheiden  oder  im  andern  Falle 
erklären   können,    unter   welchen   Restriktionen   oder  Modi- 
fikationen sie  denselben  annehmen  werden. 
2"  Den  Regierungen  des  lateinischen  Amerika,    die   noch   keine 
besondern  Auslieferungsverträge  mit  den  Vereinigten  Staaten 
eingegangen  sind,   zu   empfehlen,   diesbezügliche  Vorschläge 
zu  machen. 

Mit  Bezug  auf  den  Abschluss  einer  pan-amerikanischen 
Münzuuion  (ad  9)  nahm  die  Konferenz  folgenden  Bericht  ihrer 
Kommission  an: 

„Die  Internationale  Amerikanische  Konferenz  ist  der  Ansicht, 
dass  für  den  Handel  der  Völker  dieses  Kontinents  aus  dem  Gebrauch 
einer  Münze  oder  von  Münzen,    die  in  allen  auf  dieser  Konferenz 
vertretenen  Staaten  gleichen  Kurs  hätten,  grosse  Vorteile  erwachsen 
würden  und  empfiehlt  daher: 
1°  Dass  eine  amerikanische  Münzunion  errichtet  werde. 
2"  Dass  als  Grundlage   dieser  Union  eine  internationale  Münze 
oder  Münzen  geschlagen  werden,    die   einheitlich   sind   nach 
Gewicht  und  Münzfuss  und  in   allen   auf  dieser  Konferenz 
vertretenen  Ländern  kursieren  sollen. 
3°  Dass    zur   Effektuierung    dieser   Rekommendation    eine    aus 
einem  oder  mehreren  Delegierten  der  auf  dieser  Konferenz 
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vertretenen  Staaten   bestehende  Kommission   in  Washington 
zusammentrete. 
4 "  Dass  die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  die  Kommission 
ein  Jahr  nach  Vertagung  dieser  Konferenz  zu  einer  Versamm- 
lung nach  Washington  einlade. 

Am  14.  April  1890  nahm  die  Konferenz  einen  Bericht  der 
Kommission  über  eine  pan-amerikanische  Bank  an,  die  ihren 
Hauptsitz  in  New  York  haben  und  an  allen  Handelsplätzen  der 
andern  amerikanischen  Republiken  Zweigniederlassungen  unter- 
halten soll. 

Auf  der  südamerikanischen  Konferenz  zu  Montevideo  (Au- 
gust 1888  —  Februar  1889)  war  die  Aufstellung  eines  Zivil-  und 
Handelsrechts-Kodexes  beschlossen  und  ein  diesbezüglicher 
Vertrag  von  verschiedenen  südamerikanischen  Republiken  (Bolivien, 
Brasilien,  Chile,  Paraguay,  Peru,  Uruguay  und  Argentinien)  rati- 
fiziert worden. 

Die  pan-amerikanische  Konferenz  von  Washington  empfahl 
diesen  Vertrag  den  noch  nicht  beigetretenen  Staaten  zur  Ratifikation. 


IV.  Die  Ergebnisse  der  I.  Pan-Amerikanischen  Konferenz. 

Die  Washingtoner  Konferenz,  schreibt  Professor  P.  S.  Reinsch^), 
bedeutet  ein  neues  Phänomen  im  internationalen  Leben.  Bis  dahin 
hatte  die  Welt  nur  2  Arten  von  internationalen  Versammlungen 
kennen  gelernt:  Kongresse  rein  diplomatischen  Charakters,  ein- 
berufen zur  Beratung  über  eine  bestimmte  politische  Lage, 
gewöhnlich  nach  einem  grossen  Kriege,  und  zur  Fixierung  der 
Grundlagen  eines  Vertrages,  in  dem  die  verschiedenen  nationalen 
Interessen  ins  Gleichgewicht  gebracht  und  festgesetzt  werden ; 
oder  aber  Konferenzen  teils  diplomatischer,  teils  technischer  Natur, 
einberufen  zur  Diskussion  einer  bestimmten  Gruppe  von  öko- 
nomischen oder  sozialen  Interessen,  wie  z.  B.  die  zahlreichen 
europäischen  Konferenzen  über  Angelegenheiten  des  Post-,  Tele- 
graphen- oder  Eisenbahnwesens.  Die  Washingtoner  Konferenz 
unterscheidet  sich  insofern  von  diesen  beiden  Kategorien  von  inter- 
nationalen Versammlungen,  als  sie  nicht  zur  Lösung  eines  spezifisch 
diplomatischen  Problems  zusammentrat,  noch  sich  auf  die  Diskussion 


*)  Public  luternational  Unions,  Boston  und  London  1911,  S.  82f. 
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von  bestimmten  Interessen  oder  Gruppen  von  Interessen  beschränkte. 
Sie  hatte  vielmehr  den  Charakter  einer  allgemein  beratenden  Ver- 
sammlung von  Vertretern  benachbarter  Länder.  Es  wurde  beab- 
sichtigt, durch  besseres  Verstehenlernen  der  gegenseitigen  Beziehungen 
und  Interessen  diese  Länder  miteinander  in  engere  Verbindung  zu 
bringen,  um  so  eine  sichere  Grundlage  für  die  Kooperation  der 
verschiedenen  amerikanischen  Regierungen  für  den  eventuellen 
Abschluss  von  Verträgen  zu  erhalten.  Es  war  daher  von  vorne- 
herein klar,  dass  eine  solche  Konferenz,  die  erste  ihrer  Art,  nicht 
reich-an  weitgehenden  positiven  Resultaten  sein  würde.  Sie  war 
als  rein  konsultativer  Natur  gedacht  worden,  wie  ganz  deutlich  aus 
dem  Einladungsschreiben  des  Staatssekretärs  der  Vereinigten 
Staaten,  Bayard,  an  die  diplomatischen  Vertreter  der  Union 
in  Lateinisch-Amerika,  vom  13.  Juli  1888  ^) ,  hervorgeht.  Zuerst 
mussten  intimere  Beziehungen  zwischen  den  amerikanischen  Na- 
tionen angeknüpft  werden,  die  Regierungen  mussten  klarere  Ein- 
sicht in  die  Tendenzen  und  wahrscheinlichen  Wirkungen  von 
internationalen  Abkommen  zwischen  den  verschiedenen  Staaten 
der  Neuen  Welt  gewinnen,  bevor  zu  einer  definitiven  Aktion 
geschritten  werden  konnte.  Auf  eines  aber  konnte  mit  Bestimmt- 
heit gerechnet  werden:  dass  der  freie  Meinungsaustausch  der 
führenden  Diplomaten  und  Staatsmänner  eines  ganzen  Kontinents 
mit  Bezug  auf  ein  sich  gegenseitig  besser  kennen  lernen  nicht 
ohne  Erfolg  sein  würde. 

Der  direkte  Einfluss  der  Resolutionen  der  Washingtoner  Kon- 
ferenz auf  die  legislativen  und  administrativen  Bedingungen  in  den 
verschiedenen  amerikanischen  Staaten  war  in  der  Tat  sehr  gering. 
Es  hatte  sich  gezeigt,  dass  ein  kollektives  Vorgehen  nur  mit  Be- 
zug auf  die  Ernennung  einer  internationalen  Eisenbahnkommission 
und  die  Errichtung  des  Bureaus  der  amerikanischen  Republiken 
möglich  war.  Erstere  wurde  kurz  nach  Schluss  der  Konferenz 
ernannt  und  erhielt  die  finanziellen  Mittel  durch  Beiträge  der 
Vereinigten  Staaten  und  einiger  anderer  Regierungen.  Die  Kom- 
mission veranlasste  wichtige  Untersuchungen  und  Vermessungen 
und  bereitete  einen  detaillierten  technischen  Bericht  vor,  der  in 
der  Folge  der  2.  pan-amerikanischen  Konferenz  unterbreitet  wurde. 

')  Prince,  A.,  Le  Congrfes  des  Trois  Am^riques,  Paris  1891,  S.  7/9. 
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Die  grosse  Bedeutung,  die  dem  Internationalen  Bureau  der 
amerikanischen  Republiken  zukommt,  wird  aus  dem  Verlauf  der 
spätem  Konferenzen  zur  Genüge  hervorgehen. 

Obwohl  die  Konferenz  schliesslich  eine  in  ganz  allgemeinen 
Ausdrücken  gehaltene  Eesolution  annahm,  war  doch  bald  allen 
Delegierten  klar  geworden,  dass  der  Gedanke  einer  amerikanischen 
Zollunion  als  aussichtslos  aufgegeben  werden  müsse.  Namentlich 
die  Delegierten  von  Argentinien  und  Chile  bestanden  darauf,  dass 
der  Ausdruck  ,Zollunion'  sich  nur  auf  einen  dem  deutschen  ana- 
logen Zollverein  beziehen  könne  und  erklärten  in  ihrem  Minoritäts- 
berichte, dass  sie  den  Gedanken  einer  Zollunion  zwischen  den 
amerikanischen  Staaten  zurückweisen. 

Selten  ist  die  Konferenz  in  ihrer  Tätigkeit  über  allgemeine 
Resolutionen  und  Empfehlungen  hinausgegangen.  Das  Gebiet  war 
noch  zu  neu,  der  Weg  der  Mitarbeit  aller  Nationen  zu  wenig  erprobt, 
und  die  Probleme  der  gemeinschaftlichen  Tätigkeit  waren  ausser- 
ordentlich kompliziert.  Man  fühlte,  dass  die  gegenseitigen  Be- 
ziehungen der  amerikanischen  Staaten  sich  enger  gestalten  müssen, 
bevor  es  einer  Konferenz  gelingen  kann,  die  Aufstellung  definitiver 
Vertrags-  und  Gesetzesprojekte  mit  dem  sichern  Gefühl  ihres 
Gelingens  durchzuführen.  Die  Konferenz  nahm  nur  ein  Vertrags- 
projekt an  —  über  die  obligatorische  Schiedsgerichtsbarkeit  bei 
internationalen  Kontroversen.  Aber  obschon  die  Konferenz  (mit 
Ausnahme  der  Delegierten  von  Chile  und  Mexiko)  dieses  Projekt 
akzeptiert  hatte,  war  dadurch  kein  Staat  rechtlich  gebunden. 
Die  Annahme  erfolgte  ad  referendum  und  erforderte  die  Rati- 
fikation durch  die  einzelnen  Regierungen.  Die  Konferenz  hat 
diesem  Projekt  einen  sehr  weitgehenden  Charakter  gegeben.  Die 
obligatorische  Schiedsgerichtsbarkeit  wurde  für  alle  Streitfälle 
vorgesehen,  mit  einziger  Ausnahme  solcher,  die  die  Unabhängig- 
keit eines  Staates  gefährden.  Aber  selbst  im  letztern  Falle  soll 
sie  für  diejenige  Streitpartei  obligatorisch  sein,  die  die  Unab- 
hängigkeit des  andern  Landes  bedrohte.  Der  Vertrag  stellte  ferner 
den  Grundsatz  auf,  dass  das  Recht  der  Eroberung  in  Amerika 
keine  Anwendung  mehr  finden  könne,  und  erklärte  infolgedessen 
alle  Gebietszessionen,  die  in  Anwesenheit  einer  bewaffneten  Macht 
erfolgen,  für  nichtig.  Die  Einwände,  denen  der  Schiedsvertrag 
bei   verschiedenen   Delegierten   begegnete,    suchten   die  Vertreter 
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Argentiniens  und  Perus  dadurch  abzuschwächen,  dass  sie  erklärten, 
der  Vertrag  erhebe  zwar  die  Schiedsgerichtsbarkeit  zu  einer  obli- 
gatorischen Institution,  besitze  jedoch  weder  zwingende  Gewalt 
noch  gestatte  er  eine  Intervention  seitens  dritter,  am  Streite  nicht 
beteiligter  Nationen.  Professor  Reinsch  schreibt  darüber:  „Under 
this  Interpretation  the  term  ,obligatory'  would  have  addressed  it- 
self  rather  to  the  conscience  of  the  parties  to  the  controversy;  it 
did  not  invite  the  action  of  outside  powers  to  secure  the  enfor- 
cement  of  the  duty "  ^).  Es  geht  aus  den  ganzen  Verhandlungen  deutlich 
hervor,  dass  sich  die  Delegierten  nicht  ganz  klar  darüber  waren, 
ob  sich  ein  solcher  Vertrag,  wie  er  vorlag,  mit  der  Souveränität 
der  einzelnen  Staaten  vereinbaren  lasse.  Seine  schliessliche  An- 
nahme auf  so  breiter  Basis  dürfte  wohl  in  erster  Linie  dem  per- 
sönlichen Einfluss  des  Staatssekretärs  Blaine  zu  verdanken  sein, 
der  einige  Male  persönlich  iu  die  Verhandlungen  eingriff  und  in 
lebhaftester  "Weise  die  internationale  Schiedsgerichtsbarkeit  befür- 
wortete. 

Das  Projekt  wurde  von  den  Delegierten  von  11  Staaten  unter- 
zeichnet, darunter  die  Vereinigten  Staaten,  Brasilien,  Kolumbien, 
aber  nach  Ablauf  der  vorgesehenen  Ratifikationsfrist  (1.  Mai  1891) 
hatte  keine  einzige  Nation  den  Vertrag  sanktioniert.  Versuche, 
die  gemacht  wurden,  um  die  Frist  zu  verlängern,  sowie  eine 
Botschaft  des  Präsidenten  Harrison  vom  19.  Dezember  1890,  der 
dem  KongTess  die  Annahme  empfahl,  blieben  ohne  Erfolg. 

Wenngleich  die  Kollektiv-Aktion  der  amerikanischen  Staaten 
zugunsten  der  obligatorischen  Schiedsgerichtsbarkeit  gescheitert 
war,  namentlich  aus  politischen  Gründen,  so  blieben  doch  die 
einzelstaatlichen  Bestrebungen  auf  diesem  Gebiet  nicht  stehen, 
sondern  schienen  im  Gegenteil  neuen  Impuls  erhalten  zu  haben. 
In  den  zehn  Jahren  nach  der  Washingtoner  Konferenz  sind 
die  amerikanischen  Staaten  bei  verschiedenen  Gelegenheiten,  sowohl 
auf  Kongressen  (spanisch  -  amerikanischer  Juristen -Kongress  zu 
Madrid  1892,  sozialer  und  wirtschaftlicher  Kongress  zu  Madrid  1900, 
lateinisch  -  amerikanische  wissenschaftliche  Kongresse  in  Buenos 
Aires  1898  und  Montevideo  1901)  als  in  ihren  internationalen  Ver- 
trägen  für   die   obligatorische  Schiedsgerichtsbarkeit   eingetreten. 

>)  a.  a.  0.  S.  81. 
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Zahlreiche  Verträge  mit  weitgehender  Schiedsgerichtsklausel 
sind  in  dieser  Zeit  zwischen  den  amerikanischen  Nationen  unter  sich 
oder  mit  europäischen  Mächten  geschlossen  worden.  So  der  Ver- 
trag von  Guadelupe  -  Hildalg'o  (Art.  21)  zwischen  den  Vereinigten 
Staaten  und  Mexiko;  der  Vertrag  von  Washington  vom  10.  Juli  1888 
zwischen  Mexiko  und  Ekuador;  der  Freundschafts-,  Handels-  und 
Schiffahrtsvertrag  zu  Rio  de  Janeiro  vom  31.  Juli  1896  zwischen 
Brasilien  und  Bolivia,  der  folgende  Klausel  enthält:  „Art.  35.  The 
High  Contracting  Parties,  with  the  earnest  desire  of  keeping  in- 
alterabie  their  friendly  relations,  hereby  agree  that  all  disag^ree- 
ments  or  disputes  which  henceforth  may  arise  between  both 
nations,  even  proceeding  from  facts  or  circumstances  previous  to 
this  present  Treaty,  be  decided  upon  by  Arbitration,  in  conformity 
with  the  principles  recommended  by  the  Washington  International 
Conference,  and  by  the  Regulations  approved  by  the  Institute  of 
International  Law,  at  the  meeting  of  the  Hague,  in  1895;  with 
the  amendments  and  modifications,  which,  henceforth,  may  take 
place  between  both  nations,  even  in  case  of  their  being  previous 
to  this  present  Treaty"  ^).  Der  Vertrag  zwischen  Ekuador  und 
Spanien,  vom  23.  Mai  1888,  sieht  in  Art.  1  vor:  „Any  difference 
or  dispute  which  may  arise  between  Spain  and  Ecuador,  either 
about  the  Interpretation  of  treaties  in  force  and  vigor,  or  about 
any  point  that  may  have  not  been  foreseen  in  said  treaties,  in 
case  of  failure  to  come  to  a  mutual  understanding  in  a  friendly 
manner,  shall  be  submitted  to  Arbitration  through  a  friendly  power 
proposed  and  accepted  by  common  consent"  ^).  Am  23.  Juli  1898 
schloss  Argentinien  einen  Vertrag  mit  Italien,  der  einzig  dasteht 
mit  folgender  Bestimmung:  „The  High  Contracting  Parties  hereby 
obligate  themselves  to  submit  to  Arbitrable  Judgement  any  contro- 
versies,  of  whatever  nature,  that  for  any  cause  whatsoever,  may 
arise  between  them  during  the  time  that  this  present  Treaty  has 
to  run,  and  about  which  no  friendly  Solution  may  have  been 
attaine d  as  the  result  of  direct  negociations.  It  matters  not  that 
said  controversies  may  originate  in  facts  anterior  to  the  stipulation 
in  this  present  Treaty"  ^). 


^)  Second  Pan  American  Conference,  Mexico  1902,  Minutes  and  Documents 
184. 

2)  Ibid.  S.  185. 

2)  Ibid.  S.  188. 
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Am  24.  Februar  1891  nahm  die  neue  Verfassung  der  Vereinigten 
Staaten  von  Brasilien  in  Art.  34  folgende  Bestimmung  auf:  „It 
competes  exclusively  to  the  National  Congress  .  .  .  to  empower  the 
Government  to  declare  war,  should  arbitration  liave  failed. 

Art.  141  der  Verfassung  Venezuelas  vom  21.  Juni  1893  lautet: 
„In  the  international  Treaties  of  Amity  and  Commerce,  this  clause 
shall  be  inserted:  All  disputes  between  the  contracting  parties  shall 
be  submitted  to  Arbitration,  through  one  or  more  friendly  powers, 
without  having  recourse  to  war"  ^). 

Der  Amapa-Ünionsvertrag  vom  20.  Juni  1894,  der  vorüber- 
gehend die  Republiken  Nicaragua,  Honduras  und  Salvador  zu  der 
,Greater  Eepublic  of  Central  America'  vereinigte,  enthielt  in 
Art.  4  II  folgende  Bestimmung:  „In  every  international  Treaty  of 
Araity  which  the  Diet  may  celebrate,  the  clause  shall  be  expressly 
inserted,  that  all  disputes  arising  shall  be  decided,  in  a  eludible 
manner,    and  without  any  exception,    by  means  of  arbitration"^). 

Der  von  der  "Washingtoner  Konferenz  aufgestellte  Vertrag 
von  1890  bedeutet  ein  Ereignis  in  der  amerikanischen  Geschichte 
der  Schiedsgerichtsbarkeit;  er  kann  mit  demjenigen  verglichen 
werden,  der  am  8.  Mai  1871  zwischen  der  Union  und  England 
abgeschlossen  wurde,  den  Gladstone  bezeichnete  als  „the  solemn 
international  consecration  of  that  sentiment  of  equity  that  has  disco- 
vered  a  better  means  for  arranging  disputes  between  States  than 
the  brutal  decision  of  the  sword"  ^).  Und  Mr.  Blaine  sprach  in 
der  Schlussitzung  der  Konferenz  das  Urteil  seines  Landes  und  das 
der  zivilisierten  Welt  über  die  Arbeit  der  Konferenz  mit  den 
Worten  aus:  „If  this  Congress  had  only  one  of  its  acts  to  be 
proud  of,  we  should  dare  to  call  the  world's  attention  to  the 
reasoned,  confiding,  and  solemn  consecration,  by  the  two  vast 
continents,  of  the  maintenance  of  peace,  and  of  prosperity,  the 
ofifspring  of  peace.  We  lock  upon  this  new  Magna  Charta  which 
suppresses  war,  and  Substitutes  arbitration  among  American  Re- 
publics  in  its  place,  as  the  first  result,  and  the  most  important 
one,  of  the  International  American  Congress"^). 


^)  Ibid.  S.  183. 

«)  Ibid.  S.  183. 

')  Ibid.  S.  187. 

*)  Ibid.  S.  187. 
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C.  Die  II.  Pan-Amerikanische  Konferenz  zu  Mexiko  1902. 

I.   Vorgeschichte. 

Die  Washingtoner  Konferenz  hatte  keine  Resolution  über 
künftige  Versammlungen  der  amerikanischen  Nationen  angenommen. 
Es  war  jedoch  allgemein  anerkannt  worden,  dass  diese  erste  Kon- 
ferenz nur  eine  Initiative  bedeutete  und  dass  früher  oder  später  weitere 
Konferenzen  kommen  mussten  zur  weitern  Entwicklung  der  in  Wa- 
shington angenommenen  allgemeinen  Ideen.  Als  aber  im  Jahre  1893 
die  Demokraten  in  den  Vereinigten  Staaten  ans  Ruder  gelangten, 
schien  es,  als  ob  man  die  Hoffnungen  auf  das  von  Blaine  be- 
gonnene Werk  für  längere  Zeit  begraben  müsse.  Vergeblich  ver- 
suchte die  mexikanische  Regierung  im  Sommer  1896  eine  inter- 
nationale amerikanische  Konferenz  abzuhalten.  Als  sie  eröffnet 
werden  sollte,  waren  nur  die  Vertreter  von  Venezuela  und  den 
5  zentral -amerikanischen  Republiken  erschienen.  Der  nordameri- 
kanische Gesandte  in  Mexiko  war  zwar  von  seiner  Regierung 
instruiert  worden,  an  einer  allfällig  stattfindenden  Konferenz  teil- 
zunehmen. Es  war  die  Ansicht  geäussert  worden,  es  solle  auf 
dieser  Konferenz  die  Bedeutung  und  Anwendung  der  Monroe- 
doktrin diskutiert  werden.  Präsident  Mc  Kinley,  in  den  Traditionen 
Blaines  aufgewachsen,  begünstigte  die  pan- amerikanische  Be- 
wegung, aber  kurz  nach  seiner  Wahl  zum  Präsidenten  brach  der 
Krieg  der  Union  mit  Spanien  aus.  Jedoch  gleich  nach  Beendigung 
desselben  unternahm  der  Präsident  den  ersten  offiziellen  Schritt 
zur  Einberufung  einer  2.  pan-amerikanischen  Konferenz.  In  seiner 
Jahresbotschaft  vom  5.  Dezember  1899  wies  er  auf  das  rege  In- 
teresse hin,  das  von  allen  die  ,Internationale  Union  der  ameri- 
kanischen Republiken'  bildenden  Staaten  dem  Organ  derselben, 
dem  von  der  Washingtoner  Konferenz  kreierten  Bureau  entgegen- 
gebracht werde.  Er  gab  die  Versicherung  ab,  dass  dieses  In- 
stitut eine  weitere  Periode  von  10  Jahren  fortbestehen  werde 
und  erklärte: 

„In  view  of  this  fact  and  of  the  numerous  questions  of  ge- 
neral  interest  and  common  benefit  to  all  of  the  Republics  of 
America,  some  of  which  were  considered  by  the  first  international 
American  Conference,  but  not  finally  settled,  and  others  which 
have  since  grown  to  importance,    it  would  seem  expedieut  that 

Büchi,  Geschichte  der  Fan-Amerikanischen  Bewegung.  3 
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the  various  Republics  constituting  the  Union  should  be  invited  to 
hold,  at  an  early  date,  another  Conference  in  the  capital  of  one 
of  the  countries  other  than  the  United  States,  which  has  already 
enjoyed  this  honor"^). 

Als  eine  Mehrheit  der  in  Washington  akkreditierten  Gesandten 
der  amerikanischen  Staaten  gemäss  den  Instruktionen  seitens  ihrer 
Regierungen  die  Stadt  Mexiko  als  Versammlungsort  der  Kon- 
ferenz bezeichneten,  erliess  am  15.  August  1900  der  mexikanische 
Minister  des  Äussern  ein  Einladungsschreiben  an  alle  amerikanischen 
Regierungen  zu  einer  2.  internationalen  amerikanischen  Konferenz, 
die  am  22.  Oktober  1901  in  der  Stadt  Mexik©  eröffnet  werden 
sollte.  Die  Einladung  wurde  von  allen  amerikanischen  Republiken 
angenommen. 

Die  Instruktionen,  die  Präsident  Roosevelt  am  8.  Ok- 
tober 1901  an  die  nordamerikanischen  Delegierten  richtete, 
sind  in  mancher  Beziehung  interessant  und  erwähnenswert^).  Die 
Delegation  steht  unter  der  Leitung  des  Staatsdepartements,  dem 
sie  alle  erforderlichen  Berichte  zu  erstatten  hat.  Als  allgemeines 
Ziel  der  Konferenz  soll  sie  zur  Förderung  des  Gedeihens  der 
amerikanischen  Republiken  und  der  Harmonie  unter  ihnen  bei- 
tragen. Die  zu  berührenden  Interessen  werden  politischer,  kom- 
merzieller und  (wie  Roosevelt  sie  bezeichnet)  spezieller  Natur  sein. 
An  dieser  Stelle  interessieren  nur  die  unter  letzterem  Titel  ent- 
haltenen Verhaltungsmassregeln. 

Mit  Bezug  auf  das  Programm  der  Konferenz  soll  die  Dele- 
gation bei  Fragen  über  den  Umfang  und  Charakter  der  zu  disku- 
tierenden Materien,  über  die  fakultative  oder  obligatorische  Natur  des 
von  der  mexikanischen  Regierung  aufgestellten  Programms  und  die 
Anfügung  von  Amendements,  den  Standpunkt  vertreten,  dass  es 
gemäss  den  usuellen  Regeln  beratender  Körperschaften  Sache  der 
Konferenz  sei,  ihre  Zuständigkeit  zu  bestimmen  und  Angelegen- 
heiten zu  diskutieren,  die  von  Delegierten  vorgeschlagen  werden 
und  zu  den  Materien  gehören,  deren  Beratung  Zweck  der  Konferenz 
sein  soll. 

Was  die  Schiedsgerichtsbarkeit  anbelangt,  so  begünstigt 


')  Second  International  Conference  of  American  States,  Washington  1902, 
Report  of  the  Delegates  of  the  United  States  S.  3/4. 
*)  Ibid.  S.  31/36. 
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die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  die  friedliche  Erledigung 
internationaler  Streitigkeiten  und  wird  befriedigt  sein,  wenn 
zweckdienliche  Massnahmen  getroffen  und  wenn  immer  möglich 
angewendet  werden.  Bei  der  Diskussion  dieser  Materie  und  der 
eventuellen  Aufstellung  einer  Konvention  soll  sich  die  Delegation 
von  folgenden  Prinzipien  leiten  lassen:  1.  Jede  Schiedsgerichts- 
barkeit soll  freiwillig  sein;  2.  die  Wahl  der  Richter  soll  dem 
gegenseitigen  Übereinkommen  überlassen  werden;  3.  der  Ort  eines 
eventuell  einzusetzenden  Schiedsgerichts  soll  nicht  in  einer  allgemeinen 
Konvention  definitiv  festgelegt  werden. 

Die  Streitigkeiten  zwischen  Peru  und  Chile.  Da  die 
Politik  der  Vereinigten  Staaten,  die  auf  friedliche  Beilegung  von 
Konflikten  gerichtet  ist,  bei  passender  Gelegenheit  von  den  nord- 
amerikanischen Delegierten  in  der  Konferenz  klar  und  deutlich 
dargelegt  werden  soll,  da  ferner  die  Haltung  und  die  Erklärungen 
der  Union  auf  der  Haager  Friedenskonferenz  das  Interesse  der- 
selben an  der  Schaffung  eines  internationalen  Forums  dartun,  so 
ist  es  nicht  Sache  einer  freiwilligen  Konferenz,  die  Anwendung 
dieses  Rechtsmittels  zur  Entscheidung  von  internationalen  Diffe- 
renzen zu  erzwingen.  Deshalb  können  die  Vereinigten  Staaten 
mit  Bezug  auf  den  gegenwärtigen  Konflikt  zwischen  Peru  und 
Chile  eine  Ansicht  nicht  unterstützen,  die  die  Konferenz  als  kom- 
petent erklären  und  durch  Kenntnisnahme  und  Entscheidung  der 
Streitfrage  die  Verantwortlichkeit  eines  Schiedshofes  übernehmen 
wollte.  Die  Delegation  der  Vereinigten  Staaten  würde  sich  der 
Ausübung  einer  solchen  Funktion  durch  die  Konferenz  erst  an- 
schliessen,  wenn  eine  solche  Aktion  von  beiden  Parteien  von  der 
Konferenz,  in  Ausübung  ihrer  guten  Dienste,  gewünscht  würde. 

Die  Delegierten  sollen  daher,  wenn  es  die  Vorsicht  gestattet, 
dem  Grundsatz  der  friedlichen  Erledigung  von  Streitigkeiten  ihre 
Unterstützung  leihen,  doch  nur,  wenn  die  Gelegenheit  es  recht- 
fertigen sollte.  Wenn  eine  derartige  Kontroverse  von  andern 
Nationen  vor  die  Konferenz  gebracht  wird,  sollen  die  nordameri- 
kanischen Delegierten  alles  tun,  was  in  ihrer  Macht  liegt,  um  die 
allgemeine  Harmonie  zu  erhalten,  und  strikte  Neutralität  beobachten. 

Internationales  Tribunal  für  Reklamationen.  Es  ist 
schon  öfters  die  Ansicht  ausgesprochen  worden,  dass  ein  organi- 
siertes Tribunal  zur  Entscheidung  von  Entschädigungsansprüchen, 

3* 
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die  zwischen  amerikanischen  Republiken  entstehen,  nicht  unaus- 
führbar wäre  und  einen  gewaltigen  Fortschritt  bedeuten  würde 
durch  die  Erledigung  langwieriger  Differenzen,  die  nicht  auf  diplo- 
matischem Wege  aus  der  Welt  geschafft  werden  können. 

Die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  ist  im  Prinzip  der 
Errichtung  eines  solchen  Tribunals  für  die  amerikanischen  Repu- 
bliken, wenn  ein  solches  für  ausführbar  gehalten  wird,  günstig 
gesinnt,  wenn  sie  sich  auch  nicht  verhehlt,  dass  die  Form,  in 
der  es  konstituiert  werden  soll,  ernste  Schwierigkeiten  bereiten 
wird.  Die  wohlbekannten  Übel  der  gemischten  Kommissionen 
sollen,  wenn  möglich,  vermieden  werden.  Es  würde  einen  grossen 
Fortschritt  bedeuten,  ein  gut  organisiertes  permanentes  Tribunal 
zu  besitzen,  dem  Entschädigungsfragen  ohne  den  mit  der  Bildung 
eines  besondern  Gerichtshofes  verbundenen  Zeitverlust  unterbreitet 
werden  können.  Die  Konstitution  des  Haager  Tribunals  soll  den 
allgemeinen  Organisationsplan  beeinflussen,  namentlich  was  die 
Frage  der  Bestellung  der  Richter  betrifft.  Jede  konstituierende 
Macht  soll  ein  oder  mehrere  Mitglieder  wählen,  die  ermächtigt 
sind,  ad  hoc  ein  besonderes  Gericht  zu  bilden,  bestehend  aus  1, 
3,  5  oder  7  Richtern,  je  nach  der  Wichtigkeit  jedes  konkreten 
Falles.  Die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  will  indessen 
keinen  speziellen  Plan  vorschlagen,  da  sie  es  für  angezeigt  hält, 
dass  Vorschläge  und  Projekte  über  diese  Materie  von  den  andern 
amerikanischen  Staaten  ausgehen  sollen.  Der  Erfolg  eines  solchen 
Tribunals  würde  stark  von  den  Persönlichkeiten  der  eingesetzten 
Richter  und  der  öffentlichen  Aufnahme  der  ersten  Entscheidungen 
abhängen.  Falls  eine  allgemeine  Konvention  von  der  Konferenz 
formuliert  werden  sollte,  würde  die  Wahrscheinlichkeit  ihrer  all- 
gemeinen Ratifikation  erhöht,  wenn  der  Versuch  für  begrenzte 
Zeit  vorgeschlagen  und  nichts  zwingendes  enthalten  würde.  Jeder 
erfolgreiche  Schritt  in  der  Erfüllung  ihres  Zweckes  würde  zu 
ihrer  Unterstützung  dienen  und  ihr  allmählich  das  öffentliche  Ver- 
trauen bringen. 

Mit  Bezug  auf  die  im  mexikanischen  Programm  vorge- 
schlagene Reorganisation  des  Bureaus  der  amerikanischen 
Republiken  hat  das  Staatsdepartement  keine  besondern  An- 
regungen zu  machen. 
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II.   Zusammentritt  und  Konstituierung  der  Konferenz. 

Am  22.  Oktober  1901,  IIV2  Jahre  nach  Schluss  der  Washing- 
toner Konferenz,  traten  die  Delegierten  sämtlicher  amerikanischen 
Staaten  in  der  Stadt  Mexiko  zur  2.  pan-amerikanischen  Konferenz 
zusammen.  Der  mexikanische  Minister  des  Äussern,  zum  Ehren- 
präsidenten der  Konferenz  ernannt,  hielt  die  offizielle  Begrüssungs- 
ansprache.  In  der  Sitzung  vom  4.  November  wurde  eine  aus 
28  Artikeln  bestehende  Geschäftsordnung  angenommen.  Art.  2 
derselben  verteilte  die  zu  behandelnden  Materien  unter  19  Comites. 
Hier  sollen  vor  allem  des  nähern  behandelt  werden :  a)  Die  Schieds- 
gerichtsbarkeit; b)  Das  pan  -  amerikanische  Tribunal  für  Rekla- 
mationen; c)  Kodifikation  des  internationalen  Rechts;  d)  Reorgani- 
sation des  Bureaus  der  amerikanischen  Republiken;  e)  Künftige 
pan-amerikanische  Konferenzen. 

III.  Die  Yölkerrechtliclien  Probleme. 

a)  Die  Schiedsgerichtsbarkeit^). 

Hatten  in  der  Konferenz  zu  Washington  hauptsächlich  die 
kommerziellen  Probleme  die  Delegierten  beschäftigt,  so  trat  hier 
die  Schiedsgerichtsbarkeit  ganz  in  den  Vordergrund  der  Verhand- 
lungen. Schon  Monate  vor  Eröffnung  der  Konferenz  war  die  Frage 
von  den  Delegierten  der  Republiken  erörtert  worden.  Es  war 
zwar  allseitiger  Wunsch,  dass  die  Konferenz  eine  für  alle  Teile 
annehmbare  Lösung  finden  möge;  jedoch  bestanden  zwischen 
verschiedenen  der  amerikanischen  Staaten  unerledigte  Streitfragen, 
die  infolge  ihrer  Natur  in  einer  allgemeinen  Diskussion  der  Ma- 
terie schwerlich  zu  vermeiden  waren.  Dadurch,  dass  diese  Fragen 
zur  Diskussion  durch  die  Konferenz  nicht  geeignet  waren,  da  eine 
Beschlussfassung  darüber  sich  mit  den  Kompetenzen  der  Dele- 
gierten, mit  Ausnahme  der  direkt  interessierten,  nicht  vereinbaren 
Hess,  war  die  Aufstellung  des  Konferenzprogrammes  eine  schwierige, 
äusserst  delikate  Aufgabe  gewesen. 

Diese  Schwierigkeit  trat  noch  stärker  hervor,  als  die  Konferenz 
ihre  Tätigkeit  begann  und  bildete  eine  Zeitlang  eine  eigentliche 
Gefahr  für  deren  Erfolg.    Um  heftige  Debatten  über  den  Gegen- 


1)  Second  International  Conference  of  American  States,  Washington  1902, 
Report  of  the  Delegates  of  the  United  States  S.  8.  ff. 
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stand  der  Schiedsgerichtsbarkeit  möglichst  zu  vermeiden,  wurde 
die  Beratung  soweit  als  möglich  einem  Comite  von  18  Mitgliedern 
(jede  der  anwesenden  Delegationen  ernannte  ein  solches)  über- 
tragen^). Alle  auf  die  Schiedsgerichtsbarkeit  bezüglichen  Projekte 
und  Mitteilungen  wurden  diesem  Comite  überwiesen.  Aber  schon 
in  seinen  ersten  Sitzungen  stellte  sich  heraus,  dass  es  zu  gross 
war,  um  die  Materie  in  befriedigender  Weise  zu  behandeln.  Auf 
Antrag  des  Delegierten  der  Vereinigten  Staaten  wurde  daher  be- 
schlossen, ein  Subcomite  von  7  Mitgliedern  zu  ernennen.  Dieses 
sollte  alle  dem  Comite  übertragenen  Projekte  studieren  und  wenn 
möglich  eine  allseitige  Einigung  anstreben.  Das  Comite  selber 
sollte  erst  zusammentreten,  wenn  ein  diesbezüglicher  Antrag  des 
Subcomites  vorliegen  würde.  In  letzterem  waren  alle  Ansichten 
der  verschiedenen  Delegationen  mit  Bezug  auf  den  Umfang,  den 
die  Anwendung  des  Prinzips  der  Schiedsgerichtsbarkeit  finden 
sollte,  vertreten.  Es  repräsentierte  daher  in  Wirklichkeit  die  An- 
sichten und  die  Meinung  der  ganzen  Konferenz  über  den  betreffenden 
Programmpunkt.  Im  Subcomite  waren  vertreten:  die  Vereinigten 
Staaten,  Argentinien,  Brasilien,  Chile,  Guatemala,  Mexiko  und  Peru. 
Das  Comite  hielt  nur  2,  das  Subcomite  6  Sitzungen  ab.  Es 
war  dem  letztern  unmöglich,  eine  von  den  Mitgliedern  einstimmig 
angenommene  Erklärung  zu  erhalten.  Keine  Schwierigkeit  be- 
stand, einen  einstimmig  gutgeheissenen  Antrag  aufzustellen,  der 
einen  Vertrag  begünstigte,  welcher  die  Schiedsgerichtsbarkeit  als 
blosses  Prinzip  enthält.  Die  Diskussion  erstreckte  sich  nur  auf 
die  Ausdehnung,  in  der  das  Prinzip  Anwendung  finden  sollte. 
In  dieser  Beziehung  wurden  in  der  Konferenz  3  Ansichten  auf- 
recht erhalten: 

1.  Obligatorische  Schiedsgerichtsbarkeit  für  alle  schwebenden 
und  künftigen  Fragen,  falls  sie  weder  die  Unabhängigkeit 
noch  die  nationale  Ehre  eines  Landes  berühren; 

2.  Obligatorische  Schiedsgerichtsbarkeit  nur  für  künftige  Streit- 
fragen und  Feststellung  derjenigen  Fragen,  die  davon  ausge- 
schlossen werden  sollen; 

3.  Fakultative  oder  freiwillige  Schiedsgerichtsbarkeit,  wie  sie 
durch  die  Haager  Konvention  angenommen  wurde. 


')  San  Domingo   und   Ekuador   wurden   auf   der   Konferenz   von   ein   und 
demselben  Delegierten  vertreten. 
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Als  begeisterte  Verfechter  der  sub  1  genannten  Art  der 
Schiedsgerichtsbarkeit  traten  namentlich  die  Delegierten  von  Ar- 
gentinien, Peru,  Bolivien  und  Guatemala  hervor.  Die  argen- 
tinische Delegation  überreichte  der  Konferenz  eine  ausführliche 
Denkschrift^),  in  der  sie  zu  allen  pan-amerikanischen  Problemen 
Stellung  nahm  und  in  Kapitel  XI  und  XII  eingehend  die  Schieds- 
gerichtsbarkeit behandelte.  Wenn  die  Schiedsgerichtsbarkeit,  sagt 
der  Bericht,  ein  wirklich  brauchbares  Mittel  zur  Sicherung  des 
Friedens  sein  soll,  so  darf  sie  nicht  durch  Einschränkungen  oder 
Verklausulierungen  wertlos  gemacht  werden.  Jede  Ausnahme  von 
der  obligatorischen  Schiedsgerichtsbarkeit  ist  ein  dem  Krieg  ge- 
öffnetes Tor.  An  einem  nicht  mehr  allzu  fernen  Tage  wird  alle 
schiedsgerichtliche  Jurisdiktion  im  positiven  Weltrecht  durch  einen 
einzigen  Satz  ausgedrückt  werden,  ähnlich  jenem,  der  in  dem 
zwischen  Argentinien  und  Italien  am  23.  Juli  1898  abgeschlossenen 
Vertrag  enthalten  ist^). 

Bezüglich  der  Beschränkungen  der  Schiedsgerichtsbarkeit  gibt 
der  Bericht  zu,  dass  diese,  soweit  sie  vorläufig  noch  erforderlich 
sind,  am  besten  nach  der  Washingtoner  Formel  angenommen 
werden,  die  einen  Mittelweg  bedeutet,  indem  sie  die  Schieds- 
gerichtsbarkeit vorsichtshalber  nicht  ins  Ungemessene  ausdehnte, 
um  das  Vertrauen  nicht  zu  verletzen,  das  man  in  jene  Konferenz 
setzte,  und  um  ihren  Kredit  in  den  Augen  der  Völker  und  Regie- 
rungen nicht  zu  beeinträchtigen. 

Das  Haager  Abkommen  kann  für  die  amerikanischen  Staaten 
nicht  als  massgebend  betrachtet  werden,  da  die  Lage  der  letztem) 
sowie  ihre  politischen  und  kommerziellen  Beziehungen  von  den- 
jenigen europäischer  Mächte  verschieden  sind,  und  weil  die  Lösung 
der  Frage  der  Schiedsgerichtsbarkeit  auf  der  Haager  Konferenz 
als  ein  Kompromis  anzusehen  ist,  um  dasjenige  zu  sichern,  was 
man  für  die  Erhaltung  des  Friedens  als  am  wichtigsten  hielt:  den 
Schiedsgerichtshof. 

Die  argentinische  Republik  hat  nicht  auf  die  Annahme  der 
obligatorischen  Schiedsgerichtsbarkeit,  wie  sie  von  der  1.  pan- 
amerikanischen Konferenz  vorgeschlagen  wurde,  gewartet,  um  ihre 


')  Second  Pan-American  Conference,  Minutes  and  Documents,  Mexico  1902, 
S.  181  ff. 

2)  Siehe  S.  31. 
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Zuflucht  zu  diesem  friedlichen  Mittel  zur  Lösung  internationaler 
Konflikte  zu  nehmen.  Sie  war  überzeugt,  dass,  wie  Washington 
sagte,  „future  belongs  to  those  nations  that,  big  or  small,  never 
deviate  from  the  path  of  honor  and  justice". 

Die  Denkschrift  führt  hierauf  eine  Reihe  von  konkreten 
Fällen  an,  in  denen  die  argentinische  Regierung  die  Schieds- 
gerichtsbarkeit angerufen  hat  und  schliesst  mit  einer  Erklärung, 
dass  die  Regierung  Argentiniens,  ob  die  Schiedsgerichtsbarkeit 
von  der  Konferenz  angenommen  werde  oder  nicht,  in  ihrer 
Politik  des  Friedens,  der  Gerechtigkeit  und  Brüderlichkeit  fort- 
fahren werde. 

Am  21.  Januar  1902  ging  der  Konferenz  ein  Bericht  zu  über 
die  Motive  der  Delegation  von  Peru  mit  Bezug  auf  einen  obli- 
gatorischen Schiedsvertrag^).  In  dieser  Denkschrift  stellt  die 
Delegation  fest,  wie  weit  gewisse  juristische  Methoden  durch  ihre 
wiederholte  oder  allgemeine  Anwendung  völlig  erfasst  worden 
sind,  d.  h.  wie  weit  sie  in  das  nationale  Bewusstsein  der  ameri- 
kanischen Republiken  eingedrungen  sind.  Die  rechtliche  Organi- 
sation der  internationalen  Beziehungen  besitzt  in  Amerika  reiche 
Traditionen.  Der  Panama-Kongress  von  1826,  die  beiden  Kongresse 
zu  Lima  1847  und  1864,  der  Kontinentalvertrag  von  1856,  sie 
alle  entsprangen  der  Stärke  des  Verteidigungsbedürfnisses  ange- 
sichts gemeinsamer  Gefahr;  aber  gleichzeitig  waren  sie  bestrebt, 
die  Beziehungen  der  Republiken  nach  festen  juristischen  Grund- 
sätzen zu  regeln.  Alle  diese  internationalen  Akte  enthielten  mehr 
oder  weniger  ausgedehnte  und  wirksame  Stipulationen  über  die 
Entscheidung  äusserer  Konflikte  durch  das  Mittel  der  obligatorischen 
Schiedsgerichtsbarkeit.  Auch  nachdem  die  Spannung  jener  Zeiten 
vorüber  war,  blieben  die  Wünsche  nach  einer  Regelung  der  gegen- 
seitigen Beziehungen  auf  Grundlage  der  obligatorischen  Schieds- 
gerichtsbarkeit bestehen.  Diese  Tatsache  wird  bestätigt  durch 
die  erste  Washingtoner  Konferenz  1889/90,  den  Kongress  von 
Mexiko  1896,  den  spanisch-amerikanischen  Kongress  von  Madrid  1900 
und  den  Kongress  von  Montevideo  1901.  Es  ist  wahr,  dass  im 
allgemeinen  die  Resolutionen,    Rekommandationen  und  Verträge, 


^)  Second  Pan  American  Conference,  Minutes  and  Documents,  Mexico  1902, 
S.  506  ff.;  Second  International  Conference  of  American  States,  Report  of  the 
Delegates  of  the  U.  S.,  S.  117  ff. 
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die  aus  diesen  Versammlungen  hervorgingen,  entweder  nicht  von 
allen  Staaten  ratifiziert  oder  nicht  strikt  eingehalten  worden  sind. 
Aber  sie  legten  Zeugnis  ab  von  einer  feststehenden  Meinung,  einer 
unveränderten  Stimmung  unter  den  Nationen  des  neuen  Weltteils. 
Aus  der  maugelhaften  Wirksamkeit  dieser  wiederholten  Bestre- 
bungen darf  weder  deren  Inopportunität  noch  die  Notwendigkeit 
sie  aufzugeben,  gefolgert  werden.  Das  würde  einer  Erklärung 
gleichbedeutend  sein,  dass  die  Strafgesetze  aller  Staaten  unnütz 
seien,  da  sie  die  Ausrottung  des  Verbrechens  nicht  bewirkt  haben. 

Es  kann  auch,  genau  gesprochen,  nicht  behauptet  werden, 
dass  die  Bestrebungen  nach  Aufstellung  der  obligatorischen 
Schiedsgerichtsbarkeit  durch  konkrete  Fälle  enttäuscht  worden 
seien.  Es  sind  in  letzter  Zeit  an  die  60  Verträge  abgeschlossen 
worden,  in  denen  unter  den  amerikanischen  Staaten  die  Schieds- 
gerichtsbarkeit akzeptiert  wurde,  sei  es  für  besondere  Fälle,  oder 
als  kompromissarische  Klausel,  oder  als  permanente  Institution. 
Es  scheint  der  peruanischen  Delegation  bei  Betrachtung  der  grossen 
Zahl  von  obligatorischen  Schiedsabkommen,  dass  füglich  behauptet 
werden  könne,  der  Gedanke  habe  in  Amerika  Eingang  gefunden 
und  dass  nur  übrig  bleibe,  die  verschiedenen  Punkte,  in  denen 
Übereinstimmung  herrscht,  zusammenzustellen,  damit  sie  von 
dieser  Konferenz  in  Regeln  von  allgemein  gültigem  Charakter 
verwandelt  werden. 

Die  internationalen  Kongresse  stellen  zwar  keine  Gesetze  auf, 
aber  sie  haben  zwei  erhabene  Zwecke,  die  ihre  relative  Häufigkeit 
in  Europa  und  Amerika  rechtfertigen.  „International  congresses 
must  investigate,  within  the  limit  of  the  matters  on  their  pro- 
grammes,  all  the  stipulations  provided  for  by  the  States  in  their 
treaties,  in  a  more  or  less  lengthy  period,  and  which  reveal  a 
definite  juridical  System.  Congresses  are  destined  in  such  cases  to 
convert  separate  practices  into  rules  of  actual  law,  applicable  to 
the  groups  of  the  nations  which  form  them.  Apart  from  this, 
which  is  very  important,  congresses  will  not  lose  sight  of  the 
Ideals  of  international  law,  for,  although  political  interests  may 
resist  for  a  certain  time  the  sanction  of  broad  principles,  the 
duty  of  the  Conferences  is  to  proclaim  them  and  to  recommend 
their  adoption". 

Die    obligatorische    Schiedsgerichtsbarkeit    ist    keine    blosse 
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Doktrin  mehr,  sie  ist  unbestreitbar  zur  Praxis  geworden,  und  es 
gibt  nur  sehr  wenige  Staaten  auf  der  Erde,  die  aus  temporären 
Gründen  dieselbe  zurückgewiesen  haben.  Was  Amerika  betrifft, 
so  haben  alle  Staaten,  von  der  Union  bis  Argentinien  und  Chile, 
sich  zu  wiederholten  Malen  zu  ihr  bekannt.  Auch  Europa  hat 
einen  Beweis  des  Fortschrittes  auf  dem  Gebiete  des  Völkerrechts 
geliefert,  trotz  den  politischen  Bedingungen  dieses  Kontinents. 
Die  Haager  Friedenskonferenz  sanktionierte  virtuell  die  obli- 
gatorische Schiedsgerichtsbarkeit.  Das  russische  Projekt  schlug 
sie  vor,  und  die  Kommission,  der  sie  zur  Beratung  überwiesen 
wurde,  empfahl  sie  wärmstens.  Einzig  das  Verhalten  Deutschlands 
verhinderte  eine  Einigung. 

Es  liegt  deshalb  keine  Ursache  vor,  die  obligatorische  Schieds- 
gerichtsbarkeit als  Utopie  oder  als  unpraktisches  Mittel  zu  ver- 
werfen. Sie  wurde  von  anerkannten  Autoritäten  und  Vertretern 
der  mächtigsten  europäischen  Staaten  anerkannt,  und  hätten  nicht 
spezielle  Gründe  bestanden,  die  sich  nur  auf  eine  dieser  Mächte 
bezogen,  so  wäre  sie  als  Regel  des  positiven  europäischen  Rechts 
angenommen  worden. 

Der  einzige  Diskussionspunkt  in  der  Angelegenheit  betrifft 
ihre  Ausdehnung  mit  Bezug  auf  die  Streitfragen,  die  ihr  unter- 
breitet werden  sollen.  Die  Zeitfrage,  d.  h.  ob  sie  sich  auf  gegen- 
wärtige und  künftige  Fragen  erstrecken  soll,  hat  keinen  Anlass 
zu  ernsten  Kontroversen  gegeben.  Auf  der  Haager  Konferenz 
akzeptierten  die  26  vertretenen  Mächte  das  Prinzip  der  Schieds- 
gerichtsbarkeit sowohl  für  gegenwärtige  als  zukünftige  Konflikte. 
Lange  vor  der  Haager  Konferenz  wurde  dieselbe  Auffassung  ohne 
Widerspruch  (ausgenommen  Chile)  von  der  Washingtoner  Konferenz 
angenommen. 

Die  Frage  der  Ausdehnung  der  obligatorischen  Schiedsgerichts- 
barkeit mit  Bezug  auf  die  Natur  der  Angelegenheiten  bildet 
zweifellos  das  schwierigste  Problem.  Wenn  man  auf  die  ameri- 
kanische Tradition  abstellen  wollte,  so  müsste  man  konsequenter- 
weise gar  keine  Ausnahmen  von  der  obligatorischen  Schiedsgerichts- 
barkeit zulassen.  Zahlreiche  Beispiele  sprechen  dafür.  Der 
Vertrag,  den  Kolumbien  und  Peru  am  22.  September  1829  ein- 
gingen, unterwarf  alle  Fragen,  selbst  die  sog.  Ehrenfrage,  der 
Schiedsgerichtsbarkeit.    Die  betreffende  Stelle  lautet:   „Whatever 
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the  motives  for  disagreements  arising  between  two  republics  may 
be,  on  account  of  complaints  of  Insults,  offenses  or  damages  of 
any  kind,  neither  of  said  republics  can  authorize  acts  of  reprisals 
nor  declare  war  against  the  other  without  previously  submitting 
their  dififerences  to  the  Government  of  a  power  friendly  to  both 
nations".  Ebenso  überwies  der  Vertrag  von  1832  zwischen  Ekuador 
und  Peru  jeden  Konflikt  zwischen  den  beiden  Republiken  der 
Schiedsgerichtsbarkeit  eines  dritten  Staates.  Allgemeine  Bestim- 
mungen ohne  spezielle  Ausnahmen  sind  ferner  in  einer  ganzen 
Anzahl  von  Verträgen  zwischen  amerikanischen  Nationen  enthalten^). 
Es  gibt  überhaupt  nur  wenige  amerikanische  Verträge,  in  denen 
die  Fragen  über  Unabhängigkeit,  Sicherheit,  Integrität  oder  Ehre 
davon  ausgenommen  worden  sind.  So  im  Vertrag  von  1890 
zwischen  Costa  Rica  und  Salvador:  „The  raeans  of  war  for  deci- 
ding  questions,  in  which  national  honor  is  not  directly  interested, 
are  considered  barbarous  and  unjust".  Im  Vertrag  von  1893 
zwischen  Mexiko  und  Salvador :  „ .  .  .  provided  that  said  questions 
be  susceptible  of  being  decided  by  that  means".  Der  Vertrag 
von  1894  zwischen  Ekuador  und  Kolumbien  weist  hin  auf  „matters 
affecting  the  national  sovereignty  or  which  may  in  any  manner 
be  by  their  nature  incompatible  with  arbitration"  und  gestattet 
hierfür  nur  die  Vermittlung  und  die  Ausübung  der  guten  Dienste. 
Der  Vertrag  von  1890  zwischen  Guatemala  und  Salvador  spezifi- 
ziert die  Kontroversen,  für  die  die  Schiedsgerichtsbarkeit  obli- 
gatorisch sein  soll,  sei  es  für  beide  kontrahierenden  Teile,  sei  es 
nur  für  den  einen  oder  den  andern.  Er  klassifiziert  die  Streit- 
fragen als  solche  über  diplomatische  und  konsulare  Privilegien, 


^)  Verträge  zwischen:  Venezuela -Neu-Granada  1842,  Guatemala-Hondu- 
ras 1845,  Vereinigte  Staaten-Mexico  1848,  Costa  Rica- Honduras  1850,  Sal- 
vador-Columbien  1855.  Neu-Granada -Ecuador  1856,  Neu-Granada -Peru  1858, 
Argentinien-Bolivia  1858.  Ecuador-Peru  18B0,  Nicaragua -Costa  Rica  1861,  Gua- 
temala-Nicaragua 1862,  Bolivia-Peru  1863,  Costa  Rica  -  Columbien  1865,  Boli- 
via  Chile-Ecuador  1867,  Costa  Rica-Nicaragua  1868,  Columbien-Peru  1870,  Gua- 
temala-Honduras -Salvador -Costa  Rica  1872,  Argentinien-Peru  1874,  Argen- 
tinien-Paraguay 1876.  Bolivia-Peru  1876,  Salvador-Columbien  1880,  Salvador- 
San  Domingo  1882,  Uruguay-Salvador  1883.  Paraguay-Uruguay  1883,  Salvador- 
Venezuela  1883,  Costa  Rica-Nicaragua  1884,  Guatemala,  San  Salvador-Hondnras 
1885,  5  Zentral-Amerikanische  Republiken  1887,  Konferenz  zwischen  Argen- 
tinien, Bolivien,  Columbien,  Ecuador,  Peru,  Salvador,  San  Domingo  und  Vene- 
zuela 1887.  Mexico-Ecuador  1888,  JEcuador  -  Costa  Rica  1890,  Guatemala-Sal- 
vador  1890,  Bolivia-Brasilien  1896.  Columbien-Venezuela  1896,  Italien-Argen- 
tinien 1898,  Argentinien-Chile  1881,  Peru-Bolivia  1890. 
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Grenzen,  Entschädigungen,  Territorien,  Schiffahrtsrechte,  Rechts- 
kraft, Interpretation  und  Ausführung  von  Verträgen,  und  allgemein 
alle  übrigen  Fragen,  welcher  Art  sie  auch  sein  mögen.  Der  Ver- 
trag nimmt  nur  solche  Fragen  von  der  Schiedsgerichtsbarkeit  aus, 
die  nach  Ansicht  der  einen  oder  andern  der  Streitparteien  ihre 
Autonomie  und  Unabhängkeit  gefährden.  In  andern  Verträgen 
zwischen  denselben  Staaten  ist  die  Schiedsgerichtsbarkeit  für  alle 
möglichen  Arten  von  Konflikten  und  Differenzen  vorgesehen. 
Als  Beispiel  diene  der  Vertrag  von  1867  zwischen  Chile,  Ekuador 
und  Bolivia.     Art.  11  desselben  lautet: 

„The  contracting  republics,  complying  with  their  social  antecedents, 
with  the  present  requirements ,  and  with  the  principles  which  they  intend 
to  establish  in  America,  declare:  that  all  questions  which  may  arise 
between  them  on  any  account,  whether  it  be  through  a  misunderstanding  of 
any  of  the  articles  of  the  present  treaty,  through  supposed  infractions  of  the 
same,  upon  the  complaint  of  oifenses,  damages  or  losses  by  one  State  against 
the  other,  or  through  boundary  disputes,  shall  never  have  recourse  to  arms, 
and  war  shall  never  be  the  means,  between  them,  to  exercise  justice,  nor  of 
binding  each  other  to  the  fulfillment  of  the  agreement.  Thus  in  the  infortu- 
nate  case  that  good  harmony  which  now  exists  between  them,  should  be  in- 
terrupted,  the  following  procedure  shall  be  followed:  the  Republics  at  discord 
shall  address  to  one  another  a  Memorandum  explaining  the  demands  of  each, 
and  the  reasons  on  which  they  base  them.  If  they  should  not  agree  by  these 
means,  they  shall  procure  the  good  offices  or  mediation  of  one  of  the  other 
nations.  Should  this  measure  also  fall,  they  shall  submit  to  the  final  decision 
of  an  arbitrator". 

Art.  1  des  Vertrages  zwischen  Salvador  und  Kolumbien  vom 
Jahre  1890  sieht  vor:  „The  Republic  of  Salvador  and  the  United 
States  of  Columbia  contract  the  perpetual  Obligation  of  submitting 
to  arbitration  the  controversies  and  difficulties  of  any  kind  which 
may  arise  between  the  two  Nations,  whenever  a  Solution  thereof 
may  not  be  obtained  through  diplomatic  Channels". 

Die  sog.  höchsten  oder  vitalen  Interessen  können  nicht  Gegen- 
stand einer  genauen  Definition  sein.  Aber  es  darf  wohl  behauptet 
werden,  dass  es  für  keine  Nation  ein  Interesse  von  grösserer 
Wichtigkeit  gibt  als  Frieden.  Diese  ,höchsten  Interessen'  und 
der  Einwand  der  nationalen  Ehre  bildeten  keinen  Limitationsgrund 
in  den  Resolutionen  der  Konferenz  von  Washington,  von  der  nur 
die  die  Unabhängigkeit  berührenden  Fragen  von  der  obligatorischen 
Schiedsgerichtsbarkeit  ausgeschieden  wurden.     Die  Schiedsgerichts- 
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barkeit,  sagte  Deschamps  auf  der  I.  Haager  Konferenz,  ist  kein 
unbedachter  Verzicht  auf  die  Souveränität,  sondern  umgekehrt  eine 
klare  Anwendung  derselben. 

Trotz  den  vorstehenden  Ausführungen  wünscht  die  peruanische 
Delegation  sich  nicht  ausserhalb  dessen  zu  stellen,  was  praktisch 
erreichbar  ist;  sie  ist  sich  völlig  darüber  klar,  dass  es  zur  Aus- 
führung von  Verträgen  unumgänglich  notwendig  ist,  die  Streit- 
fragen zu  klassifizieren  in  solche,  die  der  obligatorischen,  und 
solche,  die  der  freiwilligen  Schiedsgerichtsbarkeit  unterworfen 
werden  sollen. 

Die  Ausdehnung  der  obligatorischen  Schiedsgerichtsbarkeit 
in  Amerika  muss  grösser  sein  als  in  Europa.  Auf  dem  ameri- 
kanischen Kontinent  bestehen  die  Schwierigkeiten  nicht,  welche 
sich  im  Laufe  der  Jahrhunderte  in  Europa  angesammelt  haben. 
Hier  existiert  kein  System  eines  internationalen  Mächte- Gleich- 
gewichts. Die  politische  Geschichte  Eui'opas  mit  ihrer  Kette 
von  Vorherrschafts-,  Kolonial-  und  territorialen  Aufteilungskriegen, 
entstanden  aus  der  grossen  Dichtigkeit  der  Bevölkerung  und  andern 
Ursachen,  hat  tiefgehende  Interessen  geschaffen,  die  während  langer 
Zeit  aufs  innigste  mit  dem  Staatsleben  verknüpft  sein  werden. 
Nichts  derartiges  in  Amerika.  Die  amerikanischen  Republiken 
umfassen  ein  Gebiet  3  mal  so  gross  als  Europa,  mit  einer  dünnen 
Bevölkerung  von  nur  120  Millionen  Menschen.  Diese  leben  tat- 
sächlich —  allgemein  gesprochen  —  in  einer  Wüste  und  ihre 
natürlich  beschränkten  fiskalischen  Einkünfte  verleiten  sie  nicht 
zu  Vorherrschaftskämpfen,  die  immer  das  Ergebnis  der  grossen 
Entwicklung  der  Bevölkerung  und  des  öffentlichen  Wohlstandes 
sind.  Die  amerikanischen  internationalen  Grenzen  beruhen  auf 
dem  Besitzstand  von  1810,  und  es  ist  in  manchen  Fällen  nur  nötig 
über  die  gerechte  Anwendung  dieses  Prinzips  zu  einer  Einigung 
zu  gelangen  und  die  Grenzlinien  in  Übereinstimmung  damit  fest- 
zusetzen. 

In  Amerika  bestehen  in  Grenzangelegenheiten  in  Wirklichkeit 
keine  politischen  Streitfragen.  Sie  sind  rein  technischer  Natur, 
und  es  gibt  wohl  kaum  eine  Frage,  die  nicht  auf  eine  Rechts- 
regel zurückgeführt  werden  könnte.  Dies  ist  der  Grund,  weshalb 
die  amerikanischen  Staaten  zu  allen  Zeiten  ihre  Grenzkonflikte 
durch   gemischte    Kommissionen   oder   durch  Schiedsgerichte   ent- 
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scheiden  Hessen.  Das  kann  aber  nichts  anderes  bedeuten,  als 
dass  alle  Grenzstreitigkeiten  der  amerikanischen  Staaten  als  für 
die  obligatorische  Schiedsgerichtsbarkeit  geeignet  erscheinen  und 
daher  in  den  permanenten  Vertrag  aufgenommen  werden  sollten. 
Diese  Fragen  sind  es  hauptsächlich  gewesen,  die  von  Zeit  zu  Zeit 
schwere  Konflikte  hervorgerufen  und  zu  Bruderkriegen  geführt 
haben.  Sie  erregten  nebenbei  eine  allgemeine  Unruhe  und  Er- 
bitterung unter  den  amerikanischen  Nationen  von  solcher  Aus- 
dehnung, dass  der  Tag  nicht  mehr  weit  entfernt  ist,  an  dem  der 
bewaffnete  Friede  in  den  amerikanischen  Ländern  zum  Nachteil 
für  ihre  Entwicklung  herrschen  wird. 

In  der  Haager  Konvention  wurde  festgestellt,  dass  in  allen 
Fragen  der  Interpretation  oder  der  Anwendung  internationaler 
Verträge  die  Schiedsgerichtsbarkeit  das  wirksamste  und  gleich- 
zeitig gerechteste  Mittel  zur  Entscheidung  von  Konflikten  ist. 
Diese  Erklärung  der  im  Haag  versammelten  Mächte  ist  die  Frucht 
einer  sehr  ausgedehnten  Praxis  in  Europa  gewesen.  1872  reichte 
Mancini  in  der  italienischen  Kammer  eine  Motion  ein,  in  der  die 
Einführung  einer  Klausel  in  alle  Verträge  empfohlen  wird,  die  die 
Entscheidung  aller  aus  der  Interpretation  oder  der  Ausführung 
der  Verträge  herrührenden  Schwierigkeiten  zum  Gegenstand  der 
Schiedsgerichtsbarkeit  macht.  Diese  Motion  veranlasste  die 
italienische  Regierung  zur  Einführung  der  obligatorischen  Schieds- 
gerichtsklausel in  ihren  Verträgen  und  beschleunigte  ihi'  Auf- 
kommen in  Europa.  Jetzt  wird  sie  angewendet  in  allen  Materien, 
die  sich  auf  den  Handel  und  die  Schiffahrt,  den  internationalen 
Postverkehr,  Konsularangelegenheiten  und  selbst  Grenzbereini- 
gungen, beziehen. 

In  Amerika  ist  die  Anwendung  der  obligatorischen  Schieds- 
gerichtsklausel eine  noch  ausgedehntere  gewesen,  folgende  Beispiele 
sprechen  dafür: 

Der  Vertrag  zwischen  Chile  und  Peru  vom  26.  April  1823 
bestimmt:  „Although  it  has  been  endeavored  to  express  the  artic- 
les  of  this  treaty  in  clear  and  precise  terms,  nevertheless  if, 
contrary  to  what  may  be  expected,  any  doubt  should  arise,  the 
contracting  parties  shall  procure  to  decide  it  amicably,  and,  as 
a  last  resort,  shall  submit  to  the  decision  of  the  arbitrator 
mentioned". 
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Der  Vertrag  vom  22.  September  1829  zwischen  Kolumbien 
und  Peru  stipuliert:  „That  in  any  case  of  doubt  over  the  proper 
Interpretation  of  any  of  the  articles  of  the  treaty,  both  con- 
tracting- parties  shall  submit  to  the  decision  of  a  friendly 
government". 

Der  Vertrag  vom  8.  November  1831  zwischen  Bolivia  und 
Peru  wendet  die  obligatorische  Klausel  nicht  auf  die  Interpretation, 
sondern  auf  die  Einhaltung  des  Übereinkommens  an:  „If  either  of 
the  contracting  parties  should  violate  one  or  some  of  the  stipulations, 
they  shall  apply  to  the  Power  which  guarantees  thera,  so  that  it  may 
declare  which  of  them  has  sufifered  the  injury". 

Der  Vertrag  vom  9.  April  1857  zwischen  Neu-Granada  und 
Portugal  enthält  ebenfalls  eine  obligatorische  Klausel  mit  Bezug 
auf  die  Verletzung  oder  Übertretung  eines  oder  mehrerer  der 
Artikel,  die  der  schiedsrichterlichen  Entscheidung  unterliegen 
sollen. 

Eine  Reihe  weiterer  Verträge  enthält  analoge  Bestimmungen 
mit  Bezug  auf  Missverständnisse  über  die  Interpretation  von  Klauseln 
oder  Differenzen  über  die  Erfüllung  von  Obligationen^). 

In  der  europäischen  Praxis  bezieht  sich  die  obligatorische 
Klausel  hauptsächlich  auf  die  Ausführung  oder  die  Interpretation 
von  Verträgen  und  Konventionen,  die  keinen  politischen  Charakter 
haben,  vor  allem  auf  die  unter  dem  Namen  Welt-Unionen  bekannten 

Verträge. 

In  Amerika  gibt  es,  genau  gesprochen,  keine  Verträge  poli- 
tischen Charakters,  es  würde  schwer  halten,  einen  solchen  zu 
zitieren.  Alle  amerikanischen  Verträge  beziehen  sich  auf  Grenz- 
streitigkeiten, Fragen  der  Flussschiffahrt,  der  Okkupation  von 
Gebieten,  diplomatische  oder  Konsularprivilegien  und  gewöhnliche 
Angelegenheiten  juristischer  Natur.  In  allen  diesen  Fällen  sollte 
daher  die  obligatorische  Schiedsgerichtsbarkeit  als  Schutzmittel 
gegen  die  Erregung  der  Volksleidenschaften  und  die  Schwäche  der 
Regierungen  dienen. 


^)  Verträge  zwischen :  Neu  Granada  -  Peru  vom  8.  März  1858,  Chile-Bolivia 
vom  6.  August  1874,  Italien -Uruguay  vom  8.  April  1876,  Salvador-Gua- 
temala  vom  8.  Mai  1876,  Mexico-Schweden/Norwegen  vom  9.  Juli  1885,  Gua- 
temala-Salvador-Honduras  vom  12.  September  1885,  Ecuador-Spanien  vom  22.  Mai 
1888,  Mexico-Ecuador  vom  10.  Juli  1888,  Mexico-Grossbritannieu  vom  27.  No- 
vember 1888,  Columbien-Spanien  vom  28.  April  1894,  den  Zentralamerikanischen 
Eepubliken  vom  17.  Februar  1892,  Peru-Spanien  vom  18.  Juni  1898. 
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Ein  Schiedsvertrag  von  fortschrittlichem  Charakter  sollte  nicht 
die  Fälle  aufzählen,  in  denen  die  Streitfragen  der  obligatorischen 
Schiedsgerichtsbarkeit  unterworfen  werden  sollen,  denn  auf  diese 
Weise  sind  alle  nicht  angeführten  Fälle  davon  ausgeschlossen  und 
die  Schiedsgerichtsbarkeit  würde  die  Ausnahme  und  nicht  die  Regel 
bilden.  Es  sollten  im  Gegenteil  die  von  der  Schiedsgerichtsbarkeit 
ausgenommenen  Fälle  enumeriert  werden. 

Die  Delegation  weist  darauf  hin,  dass  die  obligatorische  Schieds- 
gerichtsbarkeit die  traditionelle  Politik  Perus  seit  Bestehen  des  Staates 
gewesen  ist.  — 

Am  6.  November  1901  unterbreitete  die  mexikanische  Dele- 
gation der  Konferenz  eine  Denkschrift,  in  der  sie  sich  des  weitern 
über  die  Gründe  und  den  Zweck  eines  Vertragsprojektes  betreffend 
Vermittlung,  gute  Dienste,  internationale  üntersuchungskommis- 
sionen  und  die  Schiedsgerichtsbarkeit  verbreitete  *). 

Die  Fortschritte  auf  dem  Gebiete  der  Schiedsgerichtsbarkeit, 
so  führt  die  Denkschrift  aus,  sind  hauptsächlich  auf  3  Faktoren 
zurückzuführen:  auf  die  Ausdehnung  in  der  Anwendung  dieser 
Institution;  auf  die  grössere  Präzision  in  der  Definierung  der 
Fälle,  die  der  obligatorischen  Schiedsgerichtsbarkeit  unterworfen, 
respektive  die  von  ihr  ausgeschlossen  werden  sollen;  und  endlich 
auf  die  Organisation  der  Schiedsgerichtsbarkeit. 

Der  erste  unter  den  angeführten  Faktoren  soll  dabei  nach 
Ansicht  der  mexikanischen  Delegierten  nicht  die  unbegrenzte  Aus- 
dehnung der  obligatorischen  Schiedsgerichtsbarkeit  in  allen  Staaten 
und  unter  allen  Umständen  bedeuten.  Eine  gegenteilige  Behaup- 
tung würde  den  historischen  Begebenheiten  nicht  entsprechen. 
Das  Studium  derselben  aber  sowie  der  Ansichten  der  hervor- 
ragendsten Völkerrechtsgelehrten  haben  die  Delegation  zu  dem 
Schlüsse  geführt,  dass  es  namentlich  folgende  Faktoren  sind,  die 
unter  den  gegenwärtigen  Bedingungen  einen  Fortschritt  in  der 
Angelegenheit  bilden: 

1.  Begi'enzung  der  Fälle,    in  denen  die  Schiedsgerichtsbarkeit 
nicht  obligatorisch  ist; 

2.  Errichtung  unparteiischer,   geschulter  Tribunale,   die  gleich- 
zeitig permanent  (fixed)  und  beweglich  (removable)  sind;  per- 

*)  Second  Pan  American  Conference,  Minutes  and  Documents,  Mexico  1902, 
S.  617  ff. 
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manent  insofern,  als  es  zu  ihrer  Konstituierung  nur  eines 
Gesetzes  bedarf;  beweglich  durch  die  Freiheit  der  Wahl  des 
sie  zusammensetzenden  personellen  Elements; 
3.  Ausstattung  mit  wirksamer  Gesetzeskraft,  um  die  Ausführung 
der  Urteile  zu  gebieten,  mit  der  in  keinem  Fall  die  mit 
der  Rechtsauslegung  betrauten  Gerichte  beauftragt  werden 
können. 

Gestützt  hierauf  hat  die  mexikanische  Delegation  einen  Plan 
entworfen,  der  den  Beratungen  über  die  Angelegenheit  der  Schieds- 
gerichtsbarkeit durch  die  pan-amerikanische  Konferenz  zugrunde 
gelegt  werden  und  dessen  Annahme  das  vorbereitende  Werk  der 
Washingtoner  Konferenz  effektiv  gestalten  soll. 

Unter  einem  ersten  Titel  ihres  Projektes  verbreitet  sich  die 
Delegation  über  die  , Guten  Dienste'  und  die  ,Vermittlung'. 
Die  amerikanischen  Staaten  sollen  im  Falle  ernster  Differenzen 
oder  Konflikte  wenn  immer  möglich  die  guten  Dienste  oder  die 
Vermittlung  seitens  befreundeter  Mächte  in  Anspruch  nehmen 
(Art.  1).  Beide  können  von  dem  Konflikt  ferne  stehenden  Staaten 
aus  eigener  Initiative,  wenn  die  Umstände  es  erlauben,  angeboten 
werden,  selbst  im  Laufe  der  Feindseligkeiten,  und  es  darf  diese 
Initiative  nicht  als  unfreundlicher  Akt  betrachtet  werden  (Art.  2). 
Sie  besitzen  lediglich  die  Eigenschaft  eines  Ratschlages  und  haben 
keine  bindende  Kraft  (Art.  5).  Die  Tätigkeit  des  Vermittlers 
erscheint  als  beendet,  falls  entweder  die  eine  der  streitenden 
Parteien  oder  der  Vermittler  selbst  erklärt  hat,  dass  die  von  ihm 
vorgeschlagenen  Versöhnungsmittel  nicht  angenommen  werden 
(Art.  4).  Ohne  gegenteilige  Übereinkunft  soll  die  Annahme  der 
Vermittlung  ohne  Einfluss  sein  auf  den  Gang  der  kriegerischen 
Operationen  (Art.  6).  Wenn  sich  die  streitenden  Mächte  nicht  auf 
die  Wahl  eines  befreundeten  Staates  als  Vermittler  einigen  können, 
so  soll  jede  von  ihnen  einen  befreundeten  Staat  mit  der  Mission 
betrauen;  der  Mandant  der  einen  Macht  soll  mit  demjenigen  des 
Gegners  in  direkte  Verhandlungen  treten,  um  den  Bruch  der  fried- 
lichen Beziehungen  zwischen  den  Mandataren  zu  verhüten;  während 
der  Dauer  dieses  Mandates,  das,  wenn  nichts  anderes  bestimmt 
ist,  30  Tage  nicht  überschreiten  soll,  darf  jeder  Verkehr  in  der 
Streitsache  nur  seitens  der  vermittelnden  Mächte  erfolgen;  gelingt 
es  den  letztern  nicht,  eine  für  beide  Streitteiie  annehmbare  Lösung 

Büchi,  Geschichte  der  Fan-Amerikanischen  Bewegung.  4 
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zu  finden,  so  sollen  sie  eine  dritte  Macht  bezeichnen,  die  als  Ver- 
mittlerin wirken  soll.  Im  Falle  des  erfolgten  Bruches  der  fried- 
lichen Beziehungen  soll  diese  dritte  Macht  mit  der  Aufgabe  betraut 
werden,  den  Vorteil  jeder  passenden  Gelegenheit  wahrzunehmen,  um 
den  Frieden  wieder  herzustellen  (Art.  7). 

Titel  II  der  mexikanischen  Denkschrift  handelt  von  einer 
internationalen  Untersuchungskommission.  Sie  soll  in 
Aktion  treten,  wenn  alle  diplomatischen  Mittel,  um  einen  Konflikt 
zwischen  den  amerikanischen  Staaten  zu  beheben,  versagt  haben. 
Ihre  Aufgabe  soll  sein,  die  Lösung  der  Schwierigkeiten  zu  er- 
leichtern durch  eine  unparteiische,  gewissenhafte  Prüfung  der  Tat- 
sachen (Art.  8).  Die  Konstitution  der  Kommission  erfolgt  durch 
ein  besonderes  Abkommen,  in  dem  die  zu  prüfenden  Tatbestände, 
die  Vollmachten  der  Kommissäre  und  das  zu  beobachtende  Ver- 
fahren festgesetzt  werden.  Bei  der  Untersuchung  müssen  beide 
Parteien  gehört  werden;  die  Form  und  der  Abschluss  des  Ver- 
fahrens werden,  wenn  die  Konvention  nichts  anderes  enthält,  von 
der  Kommission  selber  entschieden  (Art.  9).  Letztere  hat  sich 
auf  die  Feststellung  der  Tatsachen  zu  beschränken  und  soll  keine 
weitern  Beurteilungen  machen  als  solche  rein  technischer  Natur 
(Art.  12).  Die  internationale  Untersuchungskommission  soll  den 
Mächten,  die  sie  eingesetzt  haben,  einen  von  allen  Mitgliedern 
unterzeichneten  Bericht  abstatten.  Derselbe  besitzt  in  keiner 
"Weise  den  Charakter  eines  schiedsgerichtlichen  Urteils  und  lässt 
den  Parteien  volle  Freiheit  mit  Bezug  auf  die  Bedeutung,  die  sie 
dem  Gutachten  beimessen  wollen  (Art.  13).  Die  Einsetzung  von 
Untersuchungskommissionen  kann  in  die  besondern  Schiedsakte  als 
eine  Art  Vorverfahren  aufgenommen  werden,  zur  Feststellung  der 
Tatsachen,  die  Gegenstand  des  Prozesses  werden  sollen  (Art.  14). 

Unter  dem  III.  Titel  stellte  die  mexikanische  Delegation  ein 
vollständiges  System  der  Schiedsgerichtsbarkeit  auf.  Art.  15 
desselben  lautet:  Die  Nationen  von  Nord-,  Zentral-  und  Südamerika 
akzeptieren  die  Schiedsgerichtsbarkeit  als  einen  Grundsatz  des 
amerikanischen  internationalen  Rechts.  Die  Schiedsgerichtsbarkeit 
soll  alle  Streitfragen  umfassen,  die  auf  diplomatischem  Wege  nicht 
gelöst  werden  können,  vorausgesetzt,  dass  dieselben  nach  dem  aus- 
schliesslichen Urteil  der  interessierten  Staaten  weder  deren  nationale 
Ehre  noch  ihre    Unabhängigkeit  berühren.     Die   Schiedsgerichts- 
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barkeit  soll  auch  für  zur  Zeit  der  Konferenz  schwebende  Konflikte 
obligatorisch  sein,  falls  nicht  bei  der  Unterzeichnung  oder  der 
Ratifikation  des  Schiedsvertrages  die  eine  oder  andere  der  Nationen 
ausdrücklich  die  pendenten  Angelegenheiten  von  der  Schiedsgerichts- 
barkeit ausschliesst  (Art.  16).  Die  Unabhängigkeit  und  die  nationale 
Ehre  der  Staaten  soll  als  nicht  in  Frage  stehend  angesehen  werden 
bei  Differenzen,  die  sich  ergeben: 

1.  wenn  der  Fall  sich  bezieht  auf  pekuniäre  Verluste  oder  Injurien, 
die  ein  Staat  oder  dessen  Bürger  durch  ungesetzliche  Akte  oder 
Unterlassungen  seitens  eines  andern  Staates  oder  dessen  Bürger 
erleidet; 

2.  wenn  die  blosse  Interpretation  oder  die  Erfüllung  eines  der 
folgenden  Verträge  Gegenstand  des  Konfliktes  ist: 

A.  Verträge,  die  sich  auf  den  internationalen  Schutz  der 
grossen  universellen  Verkehrsadern,  oder  der  intellektuellen  und 
moralischen  Interessen  einer  der  kontrahierenden  Parteien  beziehen. 

B.  Verträge,  die  die  Aufstellung  von  Grundsätzen  des  Privat- 
oder Straf-  und  internationalen  Rechtes  zum  Objekt  haben. 

C.  Verträge  über  kommerzielle  Reziprozität  und  finanzielle 
Angelegenheiten. 

D.  Verträge,  die  sich  auf  das  System  der  internationalen  Wasser- 
strassen und  Fischereien  beziehen. 

E.  Verträge  über  internationale  Grenzfragen,  wenn  Difi"erenzen 
nur  durch  Meinungsverschiedenheiten  technischer  Natur  verursacht 
werden  (Art.  17).  Streitigkeiten  zwischen  den  amerikanischen 
Staaten,  welche  deren  Unabhängigkeit  und  nationale  Ehre  berühren, 
sollen  der  Schiedsgerichtsbarkeit  unterworfen  werden,  und  zwar 
soll  sie  für  die  beleidigte  Nation  freiwillig,  für  die  verletzende 
dagegen  obligatorisch  sein  (Art.  18).  Die  Annahme  des  Abkommens 
über  die  Schiedsgerichtsbarkeit  legt  den  Staaten  die  Verpfiichtung 
auf,  sich  den  Urteilen  loyal  zu  unterziehen.  Sollte  sich  eine 
Nation  weigern,  dieser  Pflicht  nachzukommen,  so  soll  sie  einen 
Tadel  von  selten  der  am  Konflikt  nicht  beteiligten  Mächte  erfahren. 
Derselbe  hat  zu  erfolgen  in  Gestalt  einer  von  allen  oder  der  Ma- 
jorität der  am  Streite  nicht  beteiligten  Staaten  kollektiv  oder  ein- 
zeln unterzeichneten  Vorwurfserklärung.  Die  Wirkungen  derselben 
sollen  folgende  sein: 

I.  Es  wird  dem  Staate,  der  sich  dem  Urteil  unterzieht,  völlig 
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anheimgestellt,     wie    er   gegen    die   vertragbrüchige   Partei 
vorgehen  will. 
n.  Die  Mitglieder  des  Schiedshofes,  die  von  der  vertragbrüchigen 
Macht  ernannt  worden  sind,  sind  von  der  Liste  der  Schieds- 
richter auszuschliessen. 

Die  dem  Konflikte  fernstehenden  Staaten  können,  wenn  sie  es 
für  angemessen  erachten,  innerhalb  6  Monaten  nach  erfolgter  Tadels- 
erklärung alle  Verträge  kündigen,  die  sie  mit  der  Macht  geschlossen 
haben,  die  Anlass  zu  dem  Tadel  gegeben  hat.  Die  Kündigung  soll 
wirksam  werden  von  dem  Datum  an,  welches  von  der  kündigenden 
Nation  bezeichnet  wird.  Dieser  Tadel  soll  auch  gegen  solche 
Staaten  ausgesprochen  werden,  die  sich  von  Anfang  an  weigern, 
die  Schiedsgerichtsbarkeit  in  Fällen  anzuerkennen,  in  denen  sie 
gemäss  Art.  17  obligatorisch  ist.  Weder  der  Tadel  oder  die 
daraus  entstehenden  Folgen,  noch  die  Kündigung  von  Verträgen 
können  von  dem  Staate,  der  dazu  Anlass  gegeben  hat,  als  Akte  der 
Feindseligkeit  angesehen  werden  (Art.  19 — 24). 

Um  den  amerikanischen  Republiken  den  Rekurs  zur  Schieds- 
gerichtsbarkeit in  internationalen  Konflikten,  die  auf  diplomatischem 
Wege  nicht  erledigt  werden  können,  zu  erleichtern,  unternehmen 
diese  Republiken  die  Organisation  eines  permanenten  Schieds- 
gerichtshofes, der  in  allen  Fällen  kompetent  sein  soll,  wenn  die 
Parteien  nicht  die  Einsetzung  eines  besondern  Tribunals  beschliessen. 
Die  amerikanischen  Signatarmächte  der  Haager  Konvention  oder 
solche,  die  ihr  beitreten,  haben  das  Recht,  die  das  Tribunal 
bildenden  Schiedsrichter  entweder  aus  der  Liste  der  Haager  Schieds- 
richter auszuwählen,  oder  aber  aus  der  Liste  der  Richter  des  durch 
vorliegenden  Vertrag  zu  errichtenden  Gerichtshofes  (Art.  25  und  26). 
Art.  27  und  28  enthalten  die  Organisation  des  Gerichtshofes. 
Derselbe  soll  seinen  Sitz  in  Quito,  der  Hauptstadt  Ekuadors, 
haben  und  kann  nur  in  ausserordentlichen  Fällen  mit  Zustimmung 
der  Parteien  an  einen  andern  Ort  verlegt  werden  (Art.  29).  Die 
Jurisdiktion  des  permanenten  Schiedsgerichtshofes  kann  innerhalb 
der  in  seinen  Statuten  enthaltenen  Bestimmungen  ausgedehnt  werden 
auf  bestehende  Verträge  zwischen  Nicht -Signatarmächten  des  vor- 
liegenden Vertrages,  oder  zwischen  Nicht-Signatar-  und  Signatar- 
staaten, falls  die  Parteien  sich  auf  die  Überweisung  an  dieses 
Tribunal  einigen  sollten  (Art.  30).    Art.  32  bestimmt,  dass  innerhalb 
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2  Monaten  nach  erfolgter  Ratifikation  dieses  Vertrages  ein  stän- 
diger Verwaltungsrat  in  der  Stadt  Quito  konstituiert  werden  soll, 
bestehend  aus  den  bei  der  Regierung  von  Ekuador  akkreditierten 
diplomatischen  Vertretern  der  Signatarmächte  und  dem  Minister 
des  Auswärtigen  der  genannten  Regierung,  der  als  Präsident 
fungieren  wird.  Die  Aufgaben  dieses  Verwaltungsrates  sollen 
folgende  sein: 

I.  Errichtung  und  Organisation  eines  internationalen  Bureaus, 
das  unter  der   Leitung  und  Kontrolle    des  Verwaltungsrates 
stehen  soll. 
II.  Notifikation  der  Errichtung  des  permanenten  Schiedsgerichts- 
hofes und  Vorkehrungen  zu  dessen  Organisation. 

III.  Aufstellung  der  Prozessordnung  und  aller  notwendigen  Be- 
stimmungen. 

IV.  Entscheidung  aller  Verwaltungsfragen,  die  aus  der  Tätigkeit 
des  permanenten  Hofes  erwachsen. 

V.  Kontrolle  der  Wahl,  Suspension  oder  Entlassung  der  Beamten 

und  Angestellten  des  internationalen  Bureaus. 
VI.  Festsetzung  der  Besoldung  der  Beamten  und  Angestellten  des 

Bureaus. 
VII.  Revision  der  Rechnungen  und  Ausgaben  des  Bureaus. 

Art.  33  umschreibt  die  Pflichten  der  Mitglieder  des  Verwal- 
tungsrates als: 

I.  Teilnahme  an  den  Versammlungen  und  Sitzungen; 
II.  Ungesäumte  Übermittlung  der  gemäss  Art.  32 III  aufzustellenden 

Regulative . an  die  Signatarstaaten; 
III.  Die  Einreichung  eines  Jahresberichtes  über  die  Tätigkeit  des 
permanenten  Schiedsgerichtshofes  und  der  Verwaltung,  sowie 
über  die  Ausgaben,  an  die  Mächte. 

Die  Kosten  des  internationalen  Bureaus  sollen  von  den  Sig- 
natarstaaten getragen  werden  im  gleichen  Verhältnis  wie  diejenigen 
des  internationalen  Bureaus  des  Weltpostvereins  (Art.  34).  Bei 
gehörig  einberufenen  Versammlungen  des  Verwaltungsrates  genügt 
die  Anwesenheit  von  5  Mitgliedern  zur  Beschlussfähigkeit.  Die 
Entscheidung  erfolgt  nach  Stimmenmehrheit,  bei  Gleichheit  der 
Stimmen  entscheidet  der  Präsident.  Die  Mitglieder  des  Verwal- 
tungsrates können  ihre  Funktionen  in  den  Fällen  nicht  ausüben, 
in  denen  die  Nation,  die  sie  vertreten,  interessierte  Partei  in  den 
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Kontroversen  ist,  die  Objekt  der  Beschlüsse  des  Verwaltungsrates 
sein  sollen. 

In  den  Art.  36—  63  wird  das  Schiedsverfahren  geregelt.  Die 
die  Schiedsgerichtsbarkeit  anrufenden  Mächte  sollen  einen  speziellen 
Vertrag  (Kompromiss)  eingehen,  in  dem  der  Gegenstand  des  Kon- 
fliktes und  der  Umfang  der  schiedsrichterlichen  Kompetenzen  klar 
umschrieben  sind.  Das  Verfahren  selber  soll  aus  einer  schrift- 
lichen Vorprüfung  und  der  mündlichen  Diskussion  bestehen.  Die 
Beratungen  des  Tribunals  sind  nicht  öffentlich,  der  Entscheid 
erfolgt  durch  Stimmenmehrheit.  Er  ist  endgültig,  eine  Appellation 
unmöglich.  Dagegen  können  sich  die  Parteien  in  einer  besondern 
Akte  das  Recht  auf  eine  Revision  des  Urteils  vorbehalten.  Das 
Revisionsverfahren  kann  nur  durch  Beschluss  des  Tribunals  an- 
geordnet werden,  wenn  neue  Tatsachen  vorgebracht  werden,  von 
denen  man  glaubt,  dass  sie  einen  entscheidenden  Einfluss  auf  das 
Urteil  ausüben  können.  Jede  Streitpartei  trägt  ihre  Prozesskosten 
und  zu  gleichen  Teilen  die  des  Tribunals. 

Art.  65  des  Vertrages  gestattet  jederzeitigen  Beitritt  der  nicht 
adhärierenden  Staaten.  — 

Wie  auf  der  I.  pan-amerikanischen  Konferenz  zu  Washington, 
so  trat  auch  hier  die  chilenische  Delegation  in  entschiedenster 
Weise  gegen  die  Annahme  der  obligatorischen  Schiedsgerichtsbarkeit 
auf.  In  ihrer  Denkschrift  vom  14.  Januar  1902  begründete  sie 
ihren  ablehnenden  Standpunkt  eingehend^).  In  einem  Rückblick 
auf  die  historische  Entwicklung  der  obligatorischen  Schiedsgerichts- 
barkeit sowohl  in  Europa  als  in  Amerika  wird  darauf  hingewiesen, 
wie  die  Bestrebungen  auf  beiden  Kontinenten  bis  zur  Gegenwart 
gescheitert  sind  und  scheitern  mussten.  Denn  es  gibt  Angelegen- 
heiten, die  keine  Schiedsgerichtsbarkeit,  welcher  Art  sie  auch  sei, 
zulassen.  Darunter  sind  zu  verstehen  die  Fragen,  die  die  Unab- 
hängigkeit, Integrität  und  Souveränität  eines  Staates  berühren; 
dasselbe  gilt  nach  Ansicht  der  chilenischen  Delegierten  auch  für 
solche  Fragen,  die  die  Ehre,  Würde  und  die  vitalen  Interessen 
der  Staaten  berühren.  Auch  Konflikte  politischen  Charakters  sollen 
von  der  Schiedsgerichtsbarkeit  ausgeschlossen  sein.  Ein  jeder 
Staat  soll  stets  und  allein   darüber  zu  entscheiden  haben,    ob   er 


*)  Second  Pan  American  Conference,  Minutes  and  Documents,  S.  469  ff. 
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eine  Streitfrage  der  Schiedsgerichtsbarkeit  unterwerfen  kann  und 
will.  Die  Delegation  bekennt  sich  als  entschiedene  Verfechterin 
der  freiwilligen  Schiedsgerichtsbarkeit  und  misst  der  Vermittlung 
und  den  guten  Diensten  grosse  Bedeutung  zur  Aufrechterhaltung 
des  friedlichen  Verkehrs  unter  den  Staaten  bei.  Sie  hält  die  auf 
der  Haager  Friedenskonferenz  angenommenen  Konventionen  für  das 
sicherste  und  fortgeschrittenste  Mittel  und  schlägt  der  II.  pan-ameri- 
kanischen  Konferenz  vor,  folgendes  zu  beschliessen : 

1.  Beitritt  der  amerikanischen  Staaten  zu  den  Haager  Kon- 
ventionen über  die  friedliche  Beilegung  von  internationalen 
Streitigkeiten,  zu  der  Genfer  Konvention  vom  22.  August  1864 
und  zu  den  Konventionen  über  die  Gesetze  und  Gebräuche  im 
Land-  und  Seekrieg. 

2.  Die  Regierungen  der  Vereinigten  Staaten  und  von  Mexiko 
seien  zu  ersuchen,  die  erforderlichen  Schritte  zu  tun,  um  den 
Beitritt  der  amerikanischen  Staaten  zu  bewirken,  welche  die 
Haager  Verträge  nicht  unterzeichnet  haben.  — 

Noch  bevor  die  chilenischen  Delegierten  der  Konferenz  ihre 
Denkschrift  unterbreiteten,  hatte  die  nordamerikanische 
Delegation  durch  ihren  Vertreter  im  Comite  und  Subcomite, 
Buchanan,  die  Unterzeichnung  eines  Protokolls  befürwortet,  in 
dem  die  Haager  Konvention  vom  29.  Juli  1899  über  die  friedliche 
Erledigung  internationaler  Streitigkeiten  bestätigt  wird^).  Als 
Zusatz  dazu  schlug  der  Delegierte  der  Vereinigten  Staaten  vor, 
es  möchten  die  Regierungen  der  Union  und  von  Mexiko,  Mitunter- 
zeichner der  Haager  Konvention,  ersucht  werden,  mit  den  euro- 
päischen Signatarmächten  über  den  Beitritt  der  übrigen  ameri- 
kanischen Republiken  in  Verhandlungen  zu  treten. 

Dieser  Vorschlag,  mit  dem  sich  der  chilenische  Antrag  deckt, 
begegnete  erst  grosser  Opposition  von  selten  der  Befürworter  der 
obligatorischen  Schiedsgerichtsbarkeit.  Sie  bestanden  hartnäckig 
auf  der  Anerkennung  des  von  ihnen  vertretenen  Standpunktes 
durch  die  Konferenz.  Indessen  mussten  sie  sich  bald  überzeugen, 
dass  es  unmöglich  war,  ein  Projekt  einer  obligatorischen  Schieds- 
gerichtsbarkeit aufzustellen,  das  die  Befürworter  der  unter  1  und  2 
(s.  oben  S.  38)  angeführten  Standpunkte  befriedigen  würde ;  dies  um  so 


*)  Second   Internat.   Conf.   of  Am.  States,   Report  of  the   Deleg.   of  the 
U.  S.  A.  Washington  1902,  S.  10  f. 
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mehr,  als  gewisse  Nationen,  die  geneigt  gewesen  waren,  einen 
obligatorischen  Schiedsvertrag  zu  unterzeichnen,  verlangten,  dass 
verschiedene  Ausnahmen  davon  gemacht  werden  raüssten,  was 
praktisch  einem  fakultativen  Schiedsvertrag  gleichgekommen  wäre. 

Schliesslich  einigten  sich  die  Delegationen  nach  langen  De- 
batten und  Diskussionen  dahin,  dass  alle  Delegierten  das  Beitritts- 
protokoll zu  der  Haager  Konvention,  wie  es  von  der  nordameri- 
kanischen Delegation  vorgeschlagen  worden  war,  unterzeichnen 
sollten;  dass  ferner  die  Befürworter  der  obligatorischen  Schieds- 
gerichtsbarkeit unter  sich  ein  Vertragsprojekt  aufstellen  und  unter- 
zeichnen sollten,  das  ihre  Regierungen  zwingt,  dem  permanenten 
Haager  Schiedsgerichtshof  alle  pendenten  oder  zukünftigen  Streit- 
fragen zu  unterbreiten,  mit  Ausnahme  derjenigen,  die  ihre  Unab- 
hängigkeit und  nationale  Ehre  berühren.  Protokoll  und  Vertrag 
sollten  alsdann  vor  das  Plenum  gebracht,  ohne  Debatte  ange- 
nommen und  dem  Minister  des  Auswärtigen  von  Mexiko  zugestellt 
werden,  welche  Amtsstelle  sie  den  verschiedenen  Signatarmächten 
zur  Kenntnis  bringen  soll. 

Am  15.  Januar  1902  unterzeichneten  sämtliche  Delegierten 
(ausgenommen  Brasilien,  dessen  Vertreter  gestorben  war,  und 
Venezuela,  das  seinen  Vertreter  zurückgezogen  hatte)  folgendes 
Protokoll^): 

Die  Delegierten  auf  der  internationalen  Konferenz  der  ameri- 
kanischen Staaten  .  .  .  sind  über  folgendes  übereingekommen: 

Projekt. 

Art.  1.  Die  auf  der  Internationalen  Konferenz  der  amerikanischen  Staaten 
in  ]\texiko  vertretenen  Republiken ,  die  die  3  am  29.  Juli  1899  im  Haag  unter- 
zeichneten Konventionen  nicht  mitunterzeichnet  haben,  anerkennen  die  darin  ent- 
haltenen Grundsätze  als  Teil  des  amerikanischen  Völkerrechts  (as  a  part  of 
Public  International  American  Law). 

Art.  2.  Mit  Bezug  auf  die  Konventionen  offenen  Charakters  wird  der  Bei- 
tritt dazu  der  Regierung  der  Niederlande  auf  diplomatischem  Wege  seitens  der 
betreffenden  Regierungen  nach  erfolgter  Ratifikation  mitgeteilt  werden. 

Art.  3.  In  Anbetracht  des  grossen  allgemeinen  Vorteils,  der  durch  Über- 
weisung der  der  Schiedsgerichtsbarkeit  unterworfenen  Streitfragen  vor  ein 
Tribunal  von  so  hoher  Autorität  als  es  der  Haager  Schiedshof  ist,  offensicht- 
lich gesichert  würde,  und  dadurch,  dass  auch  die  amerikanischen  Nationen,  die 
jetzt  nicht  Signatarmächte  der  Konventionen  sind,  die  diese  wohltuende  Ein- 
richtung geschaffen  haben,  kraft  eines  angenommenen  und  anerkannten  Rechtes 

1)  Second  Int.  Conf.  of  Am.  States,  Report  of  the  U.  S.  A.,  S.  36. 
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denselben  beitreten  können,  und  ferner  in  Erwägung  des  von  den  Regierungen 
der  Vereinigten  Staaten  und  von  Mexiko  gemachten  Anerbietens,  ermächtigt 
die  Konferenz  hiermit  die  beiden  Regierungen,  mit  den  anderen  Signatarmächten 
der  Haager  Konvention  über  die  friedliche  Beilegung  internationaler  Streitig- 
keiten zu  unterhandeln  wegen  des  Anschlusses  jener  amerikanischen  Nationen, 
die  dies  wünschen  und  noch  nicht  Unterzeichner  der  erwähnten  Konvention  sind. 
Art.  4.  Damit  man  zur  weitgehendsten  und  am  wenigsten  beschränkten 
Anwendung  des  Prinzips  einer  gerechten  Schiedsgerichtsbarkeit  in  befriedigender 
und  raschester  Weise  gelangen  könne,  und  damit  die  fortgeschrittenste  und 
gegenseitig  vorteilhafteste  Form  vollständig  ermittelt  werde,  in  der  das  ge- 
nannte Prinzip  in  einer  zwischen  den  amerikanischen  Regierungen  zu  unterzeich- 
nenden Konvention  ausgedrückt  zu  werden  vermag,  wird  der  Präsident  von 
Mexiko  hiermit  auf  das  ehrerbietigste  ersucht,  durch  sorgfältige  Nachforschungen 
die  Ansichten  der  verschiedenen  auf  dieser  Konferenz  vertretenen  Regierungen 
mit  Bezug  auf  die  fortgeschrittenste  Form,  in  der  ein  allgemeiner  Schiedsver- 
trag entworfen  werden  könnte,  der  die  Billigung  und  endliche  Ratifikation  aller 
Staaten  erhalten  würde,  zu  ermitteln;  ferner  nach  Abschluss  dieser  Enquete 
einen  Entwurf  für  solch  eine  allgemeine  Konvention,  die  die  Wünsche  aller 
Republiken  vereinigen  soll,  vorzubereiten,  und,  wenn  möglich,  eine  Reihe  von 
Protokollen  behufs  Ausführung  des  Entwurfes  zu  arrangieren.  Sollte  dies 
unausführbar   erscheinen,    dann   möge   er  die  darüber    geführte  Korrespondenz 

mit  einem  Bericht  der  nächsten  Konferenz  unterbreiten. 

(Unterschriften.) 

Am  29.  Januar  1902  unterzeichneten  die  Delegierten  von 
9  amerikanischen  Republiken  (Argentinien,  Bolivia,  Guatemala, 
Mexiko,  Paraguay,  Peru,  Salvador,  San  Domingo  und  Uruguay)  fol- 
genden obligatorischen  Schiedsvertrag^): 

Art.  1.  Die  hohen  kontrahierenden  Parteien  verpflichten  sich,  alle  Kon- 
troversen, die  unter  ihnen  bestehen  oder  entstehen,  und  die  nicht  auf  diplo- 
matischem Wege  beigelegt  werden  können ,  der  schiedsrichterlichen  Entschei- 
dung zu  unterbreiten,  vorausgesetzt,  dass  nach  dem  ausschliesslichen  Urteil 
jeder  der  interessierten  Parteien  die  betreffenden  Kontroversen  weder  die  Un- 
abhängigkeit noch  die  nationale  Ehre  berühren. 

Art.  2.  Bei  Streitigkeiten  über  diplomatische  Privilegien,  Grenzfragen, 
Schiffahrtsrechte,  Gültigkeit,  Interpretation  und  Ausführung  von  Verträgen,  soll 
der  Einwand  der  gefährdeten  Unabhängigkeit  und  nationalen  Ehre  nicht  er- 
hoben werden  können. 

Art.  3.  Kraft  der  in  Art.  26  der  Haager  Konvention  vom  29.  Juli  1899 
über  die  friedliche  Beilegung  internationaler  Streitigkeiten  eingeräumten  Be- 
fugnis kommen  die  hohen  kontrahierenden  Parteien  überein,  alle  im  vorliegenden 
Vertrag   aufgeführten   Kontroversen   dem  durch   die   erwähnte  Konvention   ge- 


*)  Second  Pan  American  Conference,  Minutes  and  Documents,  Mexico  1902, 
S.  476  ff. 
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schaffenen  ständigen  Schiedshof  zur  Entscheidung  zu  unterbreiten,  sofern  die 
Parteien  nicht  die  Errichtung  eines  Sondertribunals  vorziehen. 

Falls  die  hohen  vertragschliessenden  Parteien  sich  der  Jurisdiktion  des 
ständigen  Haager  Schiedshofes  unterwerfen ,  nehmen  sie  die  Bestimmungen  der 
erwähnten  Konvention  sowohl  mit  Bezug  auf  die  Organisation  des  Tribunals 
als  auch  hinsichtlich  des  Verfahrens  an. 

Art.  4.  Wenn  aus  irgendeinem  Grund  ein  Sondertribunal  organisiert 
werden  sollte,  sei  es  auf  Wunsch  einer  der  Parteien,  sei  es,  weil  der  Haager 
Schiedshof  ihnen  nicht  offen  stehen  sollte,  so  soll  das  Verfahren  gleichzeitig  mit  der 
Unterzeichnung  des  Schiedsabkommens  geregelt  werden.  Der  Gerichtshof  soll  Ort 
und  Zeit  seiner  Sitzungen  sowie  die  zur  Anwendung  gelangende  Sprache  be- 
stimmen und  soll  in  jedem  Fall  mit  der  Vollmacht  ausgerüstet  sein,  alle  Fragen 
bezüglich  seiner  eigenen  Jurisdiktion  und  solche  Punkte  des  Prozessverfahrens, 
die  im  Schiedsübereinkommen  nicht  geregelt  sind,  zu  entscheiden 

Art.  5.  Wenn  nach  der  Organisation  des  Sondertribunals  die  hohen  kon- 
trahierenden Parteien  über  die  Wahl  des  Schiedsrichters  nicht  einig  werden 
können,  soll  das  Tribunal  aus  3  Richtern  zusammengesetzt  werden.  Jeder 
Staat  soll  einen  Schiedsrichter  bestellen,  die  ihrerseits  den  Obmann  wählen. 
Sollten  die  Schiedsrichter  sich  bei  dieser  Wahl  nicht  einigen  können,  so  soll 
sie  durch  die  von  ihnen  bezeichnete  Regierung  einer  dritten  Macht  erfolgen. 
Ist  eine  Übereinstimmung  mit  Bezug  auf  diese  letztere  AVahl  nicht  möglich,  so 
soll  jede  der  beiden  Parteien  eine  verschiedene  Macht  bezeichnen,  und  soll  die 
Wahl  des  dritten  Schiedsrichters  von  diesen  Mächten  vorgenommen  werden. 

Art.  6.  Die  hohen  kontrahierenden  Parteien  stipulieren  hiermit,  dass  sie 
im  Falle  ernster  Differenzen  oder  Konflikte  zwischen  2  oder  mehreren  unter 
ihnen,  die  einen  Krieg  heraufbeschwören  könnten,  soweit  es  die  Umstände  er- 
lauben zu  den  guten  Diensten  oder  der  Vermittlung  einer  oder  mehrerer  be- 
freundeter Mächte  ihre  Zuflucht  nehmen  wollen. 

Art.  7.  Unabhängig  von  diesem  Rekurs  erachten  die  hohen  kontrahierenden 
Parteien  es  für  nützlich,  dass  eine  oder  mehrere  der  dem  Konflikt  fern  stehenden 
Staaten  auf  eigene  Initiative,  wenn  die  Umstände  es  erlauben,  den  streitenden 
Mächten  ihre  guten  Dienste  oder  ihre  Vermittlung  anbieten. 

Das  Recht,  die  guten  Dienste  oder  die  Vermittlung  anzubieten,  steht  den 
dem  Konflikt  ferne  stehenden  Mächten  selbst  während  dem  Laufe  der  Feind- 
seligkeiten zu. 

Die  Ausübung  dieses  Rechtes  soll  von  keiner  der  streitenden  Parteien  als 
unfreundlicher  Akt  angesehen  werden. 

Art.  8.  Die  Aufgabe  des  Vermittlers  besteht  in  der  Versöhnung  der  ent- 
gegengesetzten Forderungen  und  der  Beschwichtigung  des  Grolls,  der  zwischen 
den  streitenden  Parteien  entstanden  sein  mag. 

Art.  9.  Die  Tätigkeit  des  Mediators  gilt  als  beendigt,  sobald  von  der  einen 
oder  der  andern  der  streitenden  Parteien  oder  von  ihm  selbst  erklärt  wird, 
dass  die  von  ihm  vor.geschlagenen  Versöhnungsmittel  nicht  angenommen  werden. 

Art.  10.  Die  guten  Dienste  und  die  Vermittlung,  sei  es  auf  Ansuchen 
der  streitenden  Parteien  oder  auf  eigene  Initiative  der  dem  Konflikt  fernstehen- 
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den  Mächte,  haben  stets  den  Charakter  von  Ratschlägen  und  besitzen  nie  bin- 
dende Kraft. 

Art.  11.  Die  Annahme  der  Vermittlung  kann,  wenn  nicht  eine  gegen- 
teilige Übereinkunft  erfolgt,  nicht  die  Wirkung  einer  Unterbrechung,  Auf- 
schiebung oder  Verhinderung  der  Mobilisation  oder  anderer  Massnahmen  zur 
Kriegsvorbereitung  haben.  Erfolgt  die  Vermittlung  nach  Ausbruch  der  Feind- 
seligkeiten, so  verursacht  sie  keine  Unterbrechung  der  begonnenen  militärischen 
Operationen,  es  sei  denn,  dass  ein  diesbezügliches  Übereinkommen  bestehe. 

Art.  12.  Im  Falle  einer  ernsten  den  Frieden  gefährdenden  Kontroverse, 
und  wenn  die  interessierten  Mächte  sich  nicht  über  die  Wahl  oder  Annahme 
eines  befreundeten  Staates  als  Vermittler  einigen  können,  ist  den  streitenden 
Parteien  die  Wahl  einer  Macht  zu  empfehlen,  die  sie  mit  der  Mission  betrauen 
sollen,  in  direkte  Verhandlungen  mit  der  von  der  andern  interessierten  Partei 
gewählten  Macht  einzutreten  zwecks  Verhinderung  des  Bruches  der  friedlichen 
Beziehungen. 

Während  der  Dauer  dieses  Mandates,  die,  wenn  nichts  anderes  bestimmt 
wird,  30  Tage  nicht  überschreiten  soll,  haben  die  streitenden  Mächte  jeden 
direkten  Verkehr  in  der  Streitangelegenheit,  der  als  ausschliesslich  den  vermit- 
telnden Staaten  zustehend  betrachtet  wii'd,  zu  unterlassen. 

Falls  es  diesen  befreundeten  Mächten  nicht  gelingt,  sich  auf  eine  Lösung 
zu  einigen,  die  für  die  im  Streit  befindlichen  Staaten  annehmbar  ist,  so  sollen 
sie  eine  dritte  Macht  bezeichnen,  die  als  Vermittlerin  tätig  sein  soll.  Im  Falle 
eines  definitiven  Bruches  der  friedlichen  Beziehungen  soll  diese  dritte  Macht 
jederzeit  mit  der  Aufgabe  betraut  sein,  den  Vorteil  jeder  passenden  Gelegenheit 
wahrzunehmen,  um  den  Frieden  wieder  herzustellen. 

Art.  13.  Bei  Differenzen  internationalen  Charakters,  die  aus  einer 
Meinungsverschiedenheit  über  Tatsachen  entstehen,  empfehlen  die  Signatar- 
staaten, dass  die  Parteien,  denen  es  nicht  gelungen  ist,  auf  diplomatischem 
Wege  zu  einer  Einigung  zu  gelangen,  soweit  die  Umstände  es  gestatten,  eine 
internationale  Untersuchungskommission  einsetzen  sollen,  um  die  Lösung  der 
Schwierigkeiten  dadurch  zu  erleichtern,  dass  sie  die  Tatsachen  durch  eine  un- 
parteiische, gewissenhafte  Prüfung  aufklärt. 

Art.  14.  Die  internationalen  Untersuchungskommissionen  werden  durch 
ein  besonderes  Übereinkommen  konstituiert.  Dasselbe  umschreibt  die  zu  prü- 
fenden Tatsachen  und  die  Ausdehnung  der  Vollmachten  der  Kommissäre  und 
stellt  das  Verfahren  fest,  an  das  sie  sich  zu  halten  haben.  Bei  der  Unter- 
suchung müssen  beide  Parteien  gehört  werden:  die  zu  beobachtende  Form  und 
der  Abschluss,  wenn  sie  nicht  in  dem  Übereinkommen  festgelegt  sind,  werden 
von  der  Kommission  selber  entschieden. 

Art.  15.  Die  internationalen  Untersuchungskommissionen  werden,  wenn 
nichts  anderes  bestimmt  wird,  auf  dieselbe  Weise  konstituiert  wie  das  Schieds- 
tribunal. 

Art.  16.  Die  streitenden  Mächte  verpflichten  sich,  die  internationale 
Untersuchungskommission  in  dem  Masse  als  .es  ihnen  möglich  ist,  mit  allen 
Mitteln  und  bei  allen  Gelegenheiten  zu  unterstützen,  die  nötig  sind,  um  sie  zu 
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befähigen,  sich  mit  den  in  Frage  stehenden  Tatsachen  völlig  vertraut  zu  machen 
und  sie  genau  zu  verstehen. 

Art.  17.  Die  obgenannten  Kommissionen  sollen  sich  darauf  beschränken, 
die  genauen  Tatsachen  festzustellen,  ohne  auf  weitere  Beurteilungen  als  solche 
rein  technischer  Natur  einzutreten. 

Art.  18.  Die  internationale  Untersuchungskommission  soll  den  Mächten, 
die  sie  eingesetzt  haben,  einen  von  allen  Mitgliedern  unterzeichneten  Bericht 
abstatten.  Dieser  auf  die  Feststellung  der  Tatsachen  sich  beschränkende  Be- 
richt besitzt  in  keiner  Weise  den  Charakter  eines  schiedsgerichtlichen  Urteils 
und  lässt  den  streitenden  Parteien  volle  Freiheit  bezüglich  der  Bedeutung,  die 
sie  dieser  Feststellung  beimessen  wollen. 

Art.  19.  Die  Einsetzung  von  internationalen  Untersuchungskommissionen 
kann  in  die  Schiedsgerichtsakte  aufgenommen  werden  als  ein  Vorverfahren  zur 
Feststellung  der  Tatsachen,    die   den   Gegenstand    des  Prozesses   bilden   sollen. 

Art.  20.  Der  vorliegende  Vertrag  hebt  schon  bestehende  Verträge 
zwischen  zwei  oder  mehreren  der  kontrahierenden  Parteien  nicht  auf,  sofern 
dieselben  der  obligatorischen  iSchiedsgerichtsbarkeit  eine  grössere  Ausdehnung 
gewähren.  Ebensowenig  verändert  er  Bestimmungen  über  die  Schiedsgerichts- 
barkeit bezüglich  besonderer  Fragen,  die  sich  erhoben  haben,  noch  den  Gang 
des  über  diese  Fragen  schwebenden  Schiedsverfahrens. 

Art.  21.  Dieser  Vertrag  soll  ohne  besondere  Ratifikation  in  Kraft  treten, 
sobald  wenigstens  drei  der  unterzeichnenden  Staaten  der  Regierung  von  Mexiko 
ihre  Genehmigung  bekannt  gegeben  haben,  die  den  anderen  Regierungen  noti- 
fiziert werden  soll. 

Art,  22.  Die  Nationen,  die  den  vorliegenden  Vertrag  nicht  unterzeichnen, 
können  ihm  jederzeit  beitreten.  Falls  eine  der  Signatarmächte  von  ihren  Ver- 
pflichtungen zurücktreten  möchte,  soll  sie  den  Vertrag  kündigen.  Aber  eine 
Kündigung  soll  erst  1  Jahr  nach  erfolgter  Notifikation  wirksam  werden  und 
nur  mit  Bezug  auf  die  Nation,  die  gekündigt  hat. 

Falls  die  kündigende  Macht  bei  Ablauf  des  Jahres  irgendwelche  schwe- 
benden Schiedsgerichtsverhandlungen  hat,  soll  die  Kündigung  keine  Wirkung 
auf  den  noch  nicht  entschiedenen  Fall  ausüben. 

Allgemeine  Bestimmungen. 
I.  Dieser  Vertrag  soll  so  bald  als  möglich  ratifiziert  werden. 
II.  Die  Ratifikationsurkunden  sollen  dem  Ministerium   des  Auswärtigen  von 

Mexiko  zugestellt  und  dort  deponiert  werden. 
III.  Die  mexikanische  Regierung  soll  den  andern  kontrahierenden  Regierungen 
eine  beglaubigte  Abschrift  davon  übermitteln. 
Zu  ürkund  dessen  etc.  (Unterschriften.) 
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b)  Das  Pan-Amerikanische  Tribunal  für  Reklamationen. 

Die  Reklamationen  wegen  Schadensersatzansprüchen  von  Bür- 
gern oder  Korporationen  eines  Landes  gegen  die  Regierung  eines 
andern  bilden  die  häufige  Ursache  von  Reibungen  zwischen  be- 
freundeten Staaten  und  erfordern  oft  lästige  diplomatische  Korre- 
spondenzen. Diese  Ursachen  von  Konflikten  und  Misstimmungen 
soviel  als  möglich  zu  vermeiden  heisst  gleichviel  als  zur  Er- 
haltung des  Friedens  und  der  freundschaftlichen  Beziehungen 
zwischen  den  Staaten  auf  praktische  und  wirksame  Weise  beizu- 
tragen. Da  der  bisher  eingeschlagene  Weg,  Angelegenheiten  dieser 
Art  durch  organisierte  Tribunale  entscheiden  zu  lassen,  den  inter- 
essierten Parteien  weder  die  richtige  Garantie  eines  gerechten 
Urteils  bot,  noch  die  Grundsätze  der  Gleichheit,  nach  denen  die 
Nationen  streben,  befriedigte,  so  bildet  die  Lösung  dieses  schwie- 
rigen Problems,  das  für  den  amerikanischen  Kontinent  von  so 
vitalem  Interesse  ist,  eine  der  pan- amerikanischen  Konferenz 
würdige  Aufgabe.  Ihr  sucht  ein  von  Antonio  Lazo  Arriaga, 
einem  Delegierten  von  Guatemala,  der  Konferenz  unterbreitetes 
Projekt  gerecht  zu  werden^).  Es  beruht  auf  den  Anregungen, 
die  dem  Delegierten  von  bedeutenden  Männern  verschiedener  Länder, 
Professoren,  Diplomaten  und  Staatsmännern,  zugegangen  sind. 

Nach  diesem  Projekt  sollen  alle  schwebenden  und  künftigen 
Fragen  zwischen  der  Regierung  eines  Staates  und  den  Bürgern 
eines  andern  vor  ein  Tribunal  für  Reklamationen  gebracht 
werden,  vorausgesetzt,  dass  die  Reklamanten  nicht  im  Dienste 
der  Feinde  der  Regierung,  gegen  die  die  Forderung  gerichtet  ist, 
gestanden  oder  dieselben  vorsätzlich  unterstützt  haben  (Art.  1).  Die 
Überweisung  der  Reklamationen  an  das  Tribunal  soll  obligatorisch 
sein  und  sofort  nach  Ansuchen  einer  der  interessierten  Parteien 
stattfinden.  Bevor  jedoch  die  Reklamanten  ihre  Zuflucht  zur 
Jurisdiktion  dieses  Tribunals  nehmen  können,  müssen  sie  vor  den 
Gerichten  des  Landes,  gegen  dessen  Regierung  die  Forderung  geht, 
alle  gesetzlichen  Mittel  erschöpft  haben  (Art.  2).  Art.  3 — 14  ent- 
halten Bestimmungen  über  Zusammensetzung  und  Organisation  des 
Tribunals.  Dem  internationalen  Bureau  der  amerikanischen  Re- 
publiken soll  danach  eine  nicht  unbedeutende  Rolle  zufallen.    Die 


*)  Second  Pan  American  Conference,  Minutes  and  Documents,  Mexico  1902, 
S.  llÜff. 


62 

folgenden  Artikel  des  Projektes  (15  —  30)  regeln  das  Prozess- 
verfahren. Es  soll  aus  einem  schriftlichen  Vorverfahren  und  der 
mündlichen  Diskussion  in  geheimen  Sitzungen  bestehen.  Der 
Entscheid  erfolgt  durch  Stimmenmehrheit;  er  muss  schriftlich  ab- 
gefasst,  begründet,  und  von  allen  Mitgliedern  des  Tribunals  unter- 
zeichnet sein.  Das  Urteil  soll  in  öffentlicher  Sitzung  in  Gegenwart 
der  Anwälte  oder  Agenten  der  Parteien  verlesen  werden.  Innerhalb 
6  Monaten  nach  erfolgter  Notifikation  des  Urteils  kann  von  den 
Parteien  eine  Revision  desselben  verlangt  werden,  wenn  neue 
Tatsachen  oder  Dokumente  beigebracht  werden  können,  die  zur  Zeit 
der  Fällung  des  Urteils  unbekannt  waren.  Art.  33  bestimmt,  dass 
auch  die  auf  der  internationalen  Konferenz  zu  Mexiko  nicht  ver- 
tretenen Mächte  das  Recht  zum  Beitritt  zu  dieser  Konvention 
haben  sollen.  Sollte  eine  der  kontrahierenden  Mächte  den  Rück- 
tritt von  dieser  Konvention  wünschen,  so  soll  sie  dem  Bureau  der 
amerikanischen  Republiken  hiervon  schriftlich  Nachricht  geben; 
letzteres  wird  die  Mitkontrahenten  davon  in  Kenntnis  setzen;  die 
Konvention  soll  aber  erst  1  Jahr  nach  erfolgter  Kündigung  und 
nur  für  die  austretende  Macht  ausser  Kraft  treten  (Art.  34).  — 

Am  23.  Oktober  1901  brachte  die  mexikanische  Delegation 
ein  Projekt  über  internationale  Gerichte  für  Reklamationen  vor 
die  Konferenz^).  Als  Muster  hat  ihr  der  Vertrag  zwischen  den 
Vereinigten  Staaten  und  Grossbritannien  vom  12.  Januar  1897 
gedient,  den  die  Delegation  in  einigen  Hauptpunkten  amendiert 
hatte.  Der  genannte  (Olney-Pauncefote-)  Vertrag  war  im  nord- 
amerikanischen Senat  angegriffen  und  verworfen  worden  mit  der 
Begründung,  dass  territoriale  Fragen  oder  solche,  welche  die 
innere  oder  äussere  Politik  der  Union  berühren,  nicht  der  Schieds- 
gerichtsbarkeit unterworfen  werden  können,  oder  dass,  wenn  die 
Vereinigten  Staaten  zu  dieser  Institution  greifen  würden,  für  jeden 
einzelnen  Fall  ein  besonderer  Gerichtshof  konstituiert  werden  sollte. 
Diese  unbequemen  Bestimmungen  haben  die  mexikanischen  Dele- 
gierten in  ihrem  Projekt  weggelassen. 

In  Art.  1  wird  stipuliert,  dass  Geldforderungen,  die  ein 
Staat  oder  dessen  Bürger  gegen  einen  andern  Staat  oder 
dessen  Bürger  erhebt,   nur  vor  das  zu  errichtende  internationale 
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Tribunal  gebracht  werden  dürfen,  wenn  sie  nicht  auf  diplo- 
matischem Wege  erledigt  werden  können.  Die  das  Tribunal  bil- 
denden Schiedsrichter  dürfen  in  keinem  Falle  Bürger  der  sie 
ernennenden  Staaten  sein  (Art.  2).  Wenn  nichts  anderes  verab- 
redet ist,  soll  der  Gerichtshof  Ort  und  Zeit  seiner  Sitzungen 
bezeichnen  und  das  anzuwendende  Prozessverfahren  bestimmen 
(Art.  4).  Das  urteil  wird  innerhalb  drei  Monaten  nach  Schluss  der 
Debatten  verkündet.  Es  soll  die  Gründe  für  die  getroflfene  Ent- 
scheidung enthalten  und  von  allen  Mitgliedern  des  Gerichtshofes 
unterzeichnet  sein.  Erfolgt  das  Urteil  durch  Majoritätsbeschluss, 
so  kann  die  Minorität  ilir  eigenes  Votum  bekannt  geben,  ebenfalls 
unter  Bekanntgabe  der  Gründe  (Art.  5).  Wird  das  Urteil  ein- 
stimmig gefällt,  so  ist  es  endgültig,  und  nur  derselbe  Gerichtshof 
kann  innerhalb  zweier  Monate,  vom  Tag  der  Entscheidung  an  ge- 
rechnet, die  Revision  anordnen,  falls  die  Interpretation  Ursache 
zu  Zweifeln,  verschiedenen  Auslegungen  oder  Meinungsverschieden- 
heiten geben  sollte,  oder  falls  die  Entscheidung  irgendeines  Punktes 
unterlassen  worden  ist.  Nach  Anhörung  beider  Parteien  soll  der 
Hof  den  Revisionsentscheid  innerhalb  eines  Monats  treffen,  von  dem 
Tage  an  gerechnet,  an  dem  das  Rechtsmittel  ergriffen  wurde 
(Art.  6).  Ist  das  Urteil  durch  Stimmenmehrheit  gefällt  worden, 
so  kann  die  verlierende  Partei  an  einen  internationalen  Appel- 
lationshof rekurrieren,  der  aus  fünf  Mitgliedern  von  der  in  Art.  2 
beschriebenen  Qualifikation  zusammengesetzt  ist.  Wenn  inner- 
halb drei  Monaten  nach  der  Entscheidung  des  Tribunals  der  Appel- 
lationsrekurs nicht  ergriffen  wird,  soU  das  Urteil  unwiderruflich 
sein  (Art.  7  und  8).  Der  internationale  Appellationshof  soll  nach 
Erwägung  der  von  beiden  Parteien  beim  erstinstanzlichen  Gericht 
vorgebrachten  Beweise  und  der  Rechtfertigung  der  Appellation 
innerhalb  der  vom  Gerichtshof  zu  diesem  Zweck  bestimmten  Zeit 
seine  Entscheidung  treffen,  die  endgültig  ist  (Art.  9).  Die  kontra- 
hierenden Parteien  verpflichten  sich,  in  guten  Treuen  den  Be- 
stimmungen des  vorliegenden  Vertrages  nachzuleben;  aber  in  dem 
unglücklichen  und  unwahrscheinlichen  Fall,  dass  eine  von  ihnen 
sich  dagegen  verfehlen  sollte,  mögen  die  Staaten  eine  Kollektiv- 
Tadelsnote  unterschreiben,  die  offiziell  bekannt  gegeben  wird, 
vorausgesetzt,  dass  sie  von  mindestens  drei  Staaten  ausgeht  (Art.  13). 
Dieser  Vertrag  soll  während  fünf  Jahren,    vom  Datum    des  Aus- 
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tausches  der  Ratifikationsurkunden  an  gerechnet,  in  Kraft  bleiben, 
wenn  mindestens  drei  Staaten  denselben  unterzeichnen  (Art.  14). 
Art.  15  gestattet  den  Rücktritt  vom  Vertrag  ein  Jahr  nach  erfolgter 
Kündigung.  Der  Beitritt  zu  diesem  Vertrag  steht  allen  Mächten 
jederzeit  offen. 

Bei  den  Beratungen  im  Schosse  des  Comites  für  inter- 
nationale Gerichte  für  Reklamationen,  dem  die  beiden  Pro- 
jekte überwiesen  worden  waren,  stiess  die  Schaffung  eines  stän- 
digen Tribunals  auf  grosse  Schwierigkeiten.  Von  zwei  Projekten, 
die  das  Comite  aufstellte,  wurde  das  zweite  am  30.  Januar  1902 
mit  wenigen  Abänderungen  von  der  Konferenz  angenommen  und 
von  sämtlichen  Delegationen  unterzeichnet.  Der  Vertrag  hat  fol- 
genden Wortlaut^): 

Art.  1.  Die  hohen  vertragschliessenden  Parteien  kommen  überein,  alle 
Ansprüche  aus  pekuniären  Verlusten  oder  Schäden,  die  von  ihren  Bürgern  er- 
hoben werden  sollten  und  die  auf  diplomatischem  Wege  nicht  geregelt  werden 
können ,  der  Schiedsgerichtsbarkeit  zu  unterbreiten ,  falls  sie  von  genügender 
Wichtigkeit  sind,  um  die  Kosten  der  Schiedssprechung  zu  gewährleisten. 

Art.  2.  Kraft  der  durch  Art.  26  der  Haager  Konvention  über  die  fried- 
liche Beilegung  internationaler  Streitigkeiten  anerkannten  Befugnis  kommen 
die  hohen  vertragschliessenden  Parteien  überein,  dem  durch  die  erwähnte  Kon- 
vention errichteten  ständigen  Schiedsgerichtshof  alle  Kontroversen  zur  Ent- 
scheidung zu  unterbreiten,  die  Gegenstand  des  vorliegenden  Vertrages  sind, 
sofern  nicht  beide  Parteien  vorziehen  sollten,  dass  gestützt  auf  Art.  21  der  ge- 
nannten Konvention  eine  besondere  Jurisdiktion  organisiert  werde. 

Wird  ein  Fall  dem  permanenten  Haager  Hof  unterbreitet,  so  nehmen  die 
hohen  vertragschliessenden  Parteien  die  Vorschriften  der  erwähnten  Konvention 
an,  sofern  sich  diese  auf  die  Organisation  des  Schiedstribunals  beziehen,  ebenso 
das  zu  befolgende  Verfahren  und   die  Verpflichtung  zur  Erfüllung    des  Urteils. 

Art.  3.  Der  vorliegende  Vertrag  soll  nur  für  diejenigen  Staaten  obliga- 
torisch sein,  welche  die  Haager  Konvention  vom  29.  Juli  1899  über  die  fried- 
liche Beilegung  internationaler  Streitigkeiten  unterzeichnet  haben  und  welche 
das  Beitrittsprotokoll  zu  den  Haager  Konventionen  vom  29  Juli  1899,  das  von 
den  auf  der  II.  pan-amerikanischen  Konferenz  vertretenen  Regierungen  ein- 
stimmig angenommen  wurde,  ratifizieren  werden. 

Art.  4.  Falls  aus  irgendeiner  Ursache  der  permanente  Haager  Schieds- 
hof einer  oder  mehreren  der  hohen  kontrahierenden  Parteien  nicht  offen  stehen 
sollte,  verpflichten  sich  dieselben,  in  einem  besondern  Vertrag  die  Regeln  zu 
bestimmen  für  die  Errichtung  und  das  Verfahren  des  Tribunals,  dem  die  in 
Art.  1   dieses  Vertrages  erwähnten  Fragen  unterbreitet  werden  sollen. 
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Art.  5.  Dieser  Vertrag  soll  für  die  Staaten,  die  ihn  ratifizieren,  bindend 
bciu  von  dem  Zeitpunkt  an,  da  er  von  5  Signatar-Regierungen  ratifiziert 
worden  ist  und  soll  n  Jabre  in  Kraft  bleiben.  Die  Eatifikation  dieses  Vertrages 
durch  die  Signatarmächte  soll  der  Eegierung  der  Vereinigten  Staaten  von 
Mexiko  übermittelt  und  von  dieser  den  andern  Regierungen  notifiziert  werden. 
Zu  Urkund  etc. (Unterschritten.) 

c)   Kodifikation  des  Internationalen  Rechts. 

Am  4.  November  1901  unterbreitete  der  brasilianische 
Delegierte,  Jose  Hygino  Duarte  Pereira,  der  Konferenz  fol- 
genden Vorschlag  ^) : 

In  Anbetracht  dessen,  dass  das  eigentliche  Ziel  der  pan- 
amerikanischen Konferenzen  die  Organisation  einer  Union  der 
amerikanischen  Republiken  auf  juristischer  Grundlage  bildet,  dass 
zur  Erreichung  dieses  Zieles  hauptsächlich  beitragen :  a)  die  Schieds- 
gerichtsbarkeit als  Mittel  zur  Entscheidung  von  Konflikten  zwischen 
den  amerikanischen  Staaten;  b)  ein  permanentes  Tribunal,  dem 
diese  Konflikte  vorgelegt  werden  können;  und  c)  eine  internationale 
Gesetzgebung,  nach  der  sie  beurteilt  werden,  könnte  das  letztgenannte 
Desideratum  auf  folgende  Weise  realisiert  werden:  Das  Exekutiv- 
Comite  des  Bureaus  der  amerikanischen  Republiken  soll  in  der 
Zeit  zwischen  der  jetzigen  und  der  nächsten  Konferenz  eine 
Kommission  von  drei  Juristen  mit  der  Ausarbeitung  eines  Kodexes 
des  Völkerrechts  und  eines  solchen  des  internationalen  Privatrechts 
beauftragen,  wonach  die  Beziehungen  zwischen  den  amerikanischen 
Staaten  geregelt  werden  sollen.  Nach  fertig  gestelltem  Entwurf 
genannter  Kodizes  soll  das  Bureau  der  amerikanischen  Republiken 
ihn  drucken  lassen  und  den  Regierungen  der  amerikanischen 
Staaten  zur  Einsichtnahme  zustellen,  damit  diese  letztern  die 
ihnen  geeignet  scheinenden  Abänderungen  anbringen  können. 
Nachdem  die  verschiedenen  Amendements  systematisch  zusammen- 
gestellt und  die  Kodizes  durch  die  Juristenkommission  revidiert 
worden  sind,  sollen  sie  der  nächsten  pan-amerikanischen  Konferenz 
unterbreitet  werden.  Zur  Inkraftsetzung  des  Vertrages,  durcli  den 
die  genannten  Kodizes  sanktioniert  w^erden,  soll  die  gleichzeitige 
Auswechslung  der  Ratifikationen  durch  alle  ihn  unterzeiclmenden 
Staaten  nicht  erforderlich  sein;  es  soll  vollständig  genügen,  wenn 
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jede  Staatsregierung  konstatiert,  dass  sie  die  Kodizes  als  in  Über- 
einstimmung mit  ihrer  innern  Gesetzgebung  genehmigt  habe.  Das 
mit  dem  Entwurf  der  Gesetzbücher  beauftragte  Comite  kann  seine 
Aufgabe  nach  eigenem  Gutfinden  in  irgendeiner  Hauptstadt  Amerikas 
oder  Europas  bewältigen;  die  Kosten  sollen  durch  das  Bureau  der 
amerikanischen  Republiken  getragen  werden. 

Der  Vorschlag  der  brasilianischen  Delegation  wurde  dem 
Comite  für  Internationales  Recht  zur  Beratung  und  Antrag- 
stellung überwiesen.  Am  20.  Dezember  1901  erstattete  dieses  seinen 
Bericht^),  der  folgende  interessante  Ausführungen  enthält:  Das 
Comite  weist  einleitend  auf  die  ünvollkommenheit  und  Lücken- 
haftigkeit der  Regeln  hin,  welche  die  internationalen  Beziehungen 
der  Staaten  regeln.  Nur  wenn  die  leitenden  Grundsätze  im  inter- 
nationalen Verkehr  präzise,  gut  definiert  und  möglichst  von  allen 
Staaten  sanktioniert  sind,  kann  eine  Harmonie  der  internationalen 
Beziehungen  erreicht  und  erhalten  werden.  Es  ist  schon  frühe 
versucht  worden  diesem  Mangel  abzuhelfen.  Männer  wie  der 
Abbe  Gregoire,  Benthara,  Parodo,  Petrushevecz,  Lieber,  Bluntschli, 
Dudly  Pield,  Fiore,  Aspiazu,  haben  versucht,  Kodizes  des  inter- 
nationalen Rechts  aufzustellen,  die  die  Regeln  fixieren,  denen  sich 
die  Staaten  in  ihrem  gegenseitigen  Verkehr  unterziehen.  Neben 
der  privaten  Initiative  sind  Vereinigungen  von  Gelehrten  ent- 
standen, die  in  mehr  oder  weniger  ausschliesslicher  Weise  sich 
der  Aufgabe  der  Kodifikation  des  internationalen  Rechts  widmeten. 
Ferner  haben  sich  internationale  Konferenzen  und  Kongresse  und 
Auswärtige  Ämter  der  verschiedensten  Staaten,  wenn  auch  weniger 
häufig,  mit  der  Lösung  dieses  wichtigen  Problems  beschäftigt. 
Vom  25.  August  1888  bis  19.  Februar  1889  tagte  in  Montevideo 
eine  südamerikanische  Konferenz  zum  Zwecke  der  Kodifikation 
des  internationalen  Privat-,  Handels-,  Straf-  und  Prozessrechts. 
Obwohl  die  Konferenz  die  aufgestellten  Verträge  annahm,  sind 
dieselben  trotz  warmer  Empfehlung  durch  die  I.  pan-amerikanische 
Konferenz  nur  von  einigen  der  amerikanischen  Staaten  ratifiziert 

worden. 

Die  gegenwärtige  Konferenz  ist  die  erste  Versammlung  von 
Diplomaten,  die  ihrer  Meinung  über  eine  Kodifikation  des  ganzen 
internationalen  Rechts  Ausdruck  geben  sollen. 
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Da  Freiheit  und  Integrität  der  Staaten  die  Grundlagen  für 
ihre  gegenseitigen  Beziehungen  bilden,  so  muss  bei  Aufstellung 
eines  internationalen  Rechtskodexes  in  erster  Linie  diesen  Grund- 
sätzen Rechnung  getragen  werden.  Eine  Harmonie  ist  aber  nicht 
immer  leicht  zu  erzielen  kraft  der  besondern  Natur  der  Prinzipien 
des  internationalen  Rechts,  die  ihren  Ursprung  und  ihre  Begrün- 
dung in  den  wirklichen  Lebensbedürfnissen  der  Staaten  haben. 
Der  Kodifikation  steht  eine  dreifache  Schwierigkeit  entgegen:  Ein- 
mal die  Tatsache,  dass  die  internationalen  Beziehungen  ihrer  Natur 
nach  innig  verknüpft  sind  mit  der  Innern  und  äussern  Politik 
eines  jeden  Staates,  welch  letztere  wiederum  bestimmt  werden  von 
Interessen,  Vorurteilen  und  mehr  oder  weniger  fest  in  der  öfi'ent- 
lichen  Meinung  begründeten  Leidenschaften.  Diese  bewirken  logischer- 
weise einen  politischen  und  ökonomischen  Antagonismus  zwischen 
den  Nationen,  woraus  dann  der  Mangel  an  Übereinstimmung  in 
manchen  Prinzipien  resultiert,  die  die  internationalen  Beziehungen 
regeln  sollten. 

Die  zweite  Schwierigkeit  liegt  in  der  Tatsache,  dass  so  wie 
die  Prinzipien  des  internationalen  Rechts  ihren  Ursprung  und  ihren 
Grund  in  den  wirklichen  Lebensbedürfnissen  der  Nationen  haben, 
sie  mit  diesen  Bedürfnissen  wechseln  und  ihnen  in  Entwicklung 
und  Veränderungen  folgen  müssen.  Die  Geschichte  der  inter- 
nationalen Beziehungen  zeigt,  dass  grosse  politische  und  öko- 
nomische Ereignisse  immer  intensive  Veränderungen  in  diesen  Be- 
ziehungen hervorgerufen  haben,  so  dass  stets  ein  paralleles  Vorgehen 
zwischen  der  politischen  und  ökonomischen  Geschichte  eines 
Staates  und  der  Entwicklung  des  internationalen  Rechtes  zu 
beobachten  ist. 

Die  dritte  Schwierigkeit  der  Kodifikation  rührt  ebenfalls  von 
dem  engen  Zusammenhang  des  internationalen  Rechts  mit  dem 
Leben  und  der  Entwicklung  der  Staaten  her,  insofern  als  mit 
diesem  Fortschritt  politisch  und  ökonomisch  neue  Notwendigkeiten 
erwachsen,  die  auf  verschiedene  Weise  die  reziproken  Beziehungen 
bestimmen.  Die  Prinzipien  des  internationalen  Rechts  müssen 
sich  aus  diesem  Grunde  in  konstant  fortschreitendem  Masse  ent- 
wickeln, ohne  dass  eine  Möglichkeit  besteht,  sie  je  vollständig  zu 
fixieren. 

Es   gibt    indessen    einige   Gebiete,    die   infolge   ihrer   Natur 
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keinem  raschen  und  tiefgehenden  Wechsel  unterworfen  sind  und 
mit  Bezug  auf  die  die  genannten  Schwierigkeiten  nicht  oder  doch 
nur  in  geringem  Masse  bestehen.  Hierzu  gehören  manche  Gebiete 
des  internationalen  Privatrechts,  dann  die  unter  dem  Namen  inter- 
nationale Unionen  bekannten  Konventionen,  und  ferner  solche  Re- 
geln, die  an  das  menschliche  Gefühl  appellieren,  wie  die  Normen 
über  die  Humanisierung  des  Krieges. 

Die  der  Kodifikation  des  internationalen  Rechts  entgegen- 
stehenden Schwierigkeiten  sind,  obwohl  gross,  so  doch  nicht  un- 
überwindlich. Das  Werk  muss  einer  Kommission  von  Juristen 
anvertraut  werden,  welche  die  herrschenden  Ansichten  über  jedes 
zu  kodifizierende  Gebiet  in  den  verschiedenen  Ländern  studieren 
soll.  Die  Kodifikation  muss  auf  die  wichtigsten  Materien,  in 
denen  eine  Regelung  Bedürfnis  ist,  beschränkt  werden;  sie  soll 
sich  namentlich  auf  Gebiete  erstrecken,  auf  denen  die  Praxis  der 
amerikanischen  Staaten  wichtige  Präzedenzfälle  geliefert  hat,  so 
dass  die  aufzustellenden  Normen  die  Konsekration  der  wirklichen 
gegenwärtigen  Beziehungen  unter  ihnen  bilden.  Die  Kommission 
hat  die  mehr  oder  weniger  grosse  Veränderlichkeit  der  zu  kodi- 
fizierenden Materien  in  Rechnung  zu  ziehen.  Da,  wo  die  inter- 
nationalen Beziehungen  enge  mit  der  Politik  eines  Landes  ver- 
bunden sind,  oder  innerhalb  der  Rechtsgebiete,  die  ihrer  Natur 
nach  beständig  unter  dem  Impuls  der  Entwicklung  der  Zivilisation 
wechseln,  sollen  nur  die  grundlegenden  Prinzipien  fixiert  werden, 
über  die  alle  Staaten  einig  sind.  Andere  Materien,  die  nicht  der 
wechselnden  Politik  folgen  müssen  und  die  keine  rasch  fortschreitende 
Entwicklung  aufweisen,  können  eingehender  und  vollständiger  ge- 
regelt werden. 

Es  ist  unerlässlich ,  dass  die  Kodifikation  von  einigen  funda- 
mentalen Prinzipien  beherrscht  und  geleitet  werde,  die  ihr  als 
Ausgangspunkte  dienen  und  allen  Institutionen  Leben  verleihen, 
die  Lücken  ausfüllen  und  Einheit  und  Harmonie  unter  ihnen  her- 
stellen. Dabei  sollte  nicht  die  absolute  Unabhängigkeit  aller 
Staaten  der  fundamentale  Ausgangspunkt  und  die  Grundlage  aller 
Institutionen  bilden,  sondern  die  Anerkennung  des  Gedankens  von 
der  internationalen  Gemeinschaft,  der  zufolge  jeder  Staat,  wenn 
er  auch  seine  Unabhängigkeit  bewahrt,  mit  den  andern  Staaten 
durch  materielle  und  moralische  Interessen  verbunden  ist.     Die 
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Institutionen  müssen  von  dem  republikanisch-demokratischen  Geiste 
durchdrungen  sein,  der  alle  Institutionen  der  amerikanischen  Länder 
charakterisiert. 

Das  Comite  unterbreitete  der  Konferenz  im  Anschluss  an 
diese  Ausführungen  ein  Konventionsprojekt,  das  sich,  von  un- 
bedeutenden Modifikationen  abgesehen,  mit  dem  brasilianischen 
Vorschlage  deckt  ^). 

In  der  Plenarsitzung  der  Konferenz  vom  30.  Dezember  1901 
kam  die  Angelegenheit  zur  Diskussion^).  Der  Delegierte  von 
Haiti,  Leger,  brachte  hierbei  einen  sehr  bemerkenswerten  Ab- 
änderungsvorschlag vor.  Er  erklärte,  dass  eine  Beschränkung 
der  vorgeschlagenen  Prinzipien  auf  die  Neue  Welt  die  Verwirk- 
lichung des  von  den  amerikanischen  Republiken  gewünschten 
idealen  Zustandes  noch  schwieriger,  wenn  nicht  gar  unmöglich 
mache.  Das  Comite  für  die  Kodifikation  des  internationalen 
Rechts  hat  die  Organisation  einer  Kommission  von  amerikanischen 
Juristen  vorgeschlagen,  die  mit  dem  Entwurf  eines  Kodexes  beauf- 
tragt werden  sollen,  dessen  Bestimmungen  nur  die  Beziehungen 
unter  den  amerikanischen  Staaten  regeln  werden.  Mit  andern 
Worten,  es  wird  beabsichtigt,  die  Existenz  eines  amerikanischen 
Völkerrechts  zu  proklamieren,  ähnlich  wie  einige  bedeutende 
Juristen  von  einem  europäischen  Völkerrecht  gesprochen  haben. 
Der  Delegierte  von  Haiti  ist  der  Ansicht,  dass  die  Konferenz 
nichts  zu  gewinnen  hat,  wenn  sie  durch  ihr  Votum  diese  neue 
Teilung  des  internationalen  Rechts  beschliesst,  die  nicht  wissen- 
schaftlich begründet  ist,  denn  wenn  man  unter  Völkerrecht  alle 
die  Rechtsnormen  versteht,  die  gewöhnlich  von  den  zivilisierten 
Staaten  in  ihrem  Verkehr  miteinander  beobachtet  werden,  so 
können  diese  Regeln,  die  der  Ausdruck  alles  dessen  sind,  was 
gerecht  und  wahr  ist,  nicht  von  einer  Hemisphäre  zur  andern 
wechseln;  was  in  Europa  Wahrheit  ist,  kann  nicht  in  Amerika 
Irrtum  sein  und  umgekehrt.  Ein  eigentliches  amerikanisches 
Völkerrecht  könnte  niu^  dann  verstanden  werden,  wenn  die  ver- 
schiedenen amerikanischen  Republiken  keine  andern  Beziehungen 
hätten  als  solche  unter  sich  allein.   Bekanntlich  haben  sie  aber  auch 


*)  Second  Pan  American  Conference,  Minutes  and  Documents,  Mexico  1902, 
S.  307. 

2)  Ibid.  S.  342  ff. 
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solche  mit  Europa,  und  daraus  entstehen  Konflikte,  zu  deren  Bei- 
legung der  Rekurs  zu  den  Regeln  des  Völkerrechts  notwendig  ist. 
Soll  nun  Amerika  zweierlei  Arten  von  Rechtsnormen  haben,  die 
einen  nur  auf  rein  amerikanische  Differenzen  anwendbar,  die 
andern  zur  Lösung  von  Kontroversen  mit  Europa?  Wenn  dieser 
Vorschlag  angenommen  wird,  würden  zwei  grosse  Kontinente  ein- 
ander gegenüber  stehen,  von  denen  jeder  seinen  besondern  Rechts- 
kodex zur  Anwendung  bringt.  Auf  der  andern  Seite,  warum  soll 
Amerika  sich  der  Hilfe  Europas  begeben?  Weshalb  sich  die  Unter- 
stützung seiner  Traditionen  und  die  Erfahrung  seiner  Juristen  nicht 
zugute  kommen  lassen? 

Mr.  Leger  beantragt  daher  folgenden  Abänderungsvorschlag: 
„Die  in  Washington  akkreditierten  diplomatischen  Vertreter  der 
amerikanischen  Republiken  und  der  Staatssekretär  der  Vereinigten 
Staaten  sollen  eine  Kommission  von  fünf  Juristen  ernennen,  die  mit 
der  Vorbereitung  des  Entwurfes  eines  Kodexes  des  internationalen 
öffentlichen  Rechts  und  eines  solchen  des  internationalen  Privatrechts 
zu  beauftragen  sind. 

Die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  soll  die  europäischen 
Mächte  zur  Mitarbeit  an  dem  genannten  Werk  einladen,  und  ebenso 
soll  Europa  bei  der  Wahl  der  Juristen  mitwirken,  die  die  Kommis- 
sion bilden  werden". 

F.  L.  de  la  Barra,  mexikanischer  Delegierter  und  Präsident 
des  Coraites,  trat  dem  Amendement  Leger  entgegen,  indem  er 
erklärte,  dass  es  zwei  Methoden  zur  Aufstellung  solcher  Kodizes 
gebe:  diejenige  von  Bluntschli  und  andern  Autoren,  in  deren 
Werken  sich  neben  praktischen  und  täglich  angewendeten  Regeln 
rein  doktrinäre  und  oft  utopische  Prinzipien  befinden;  oder 
diejenige  Methode,  die  zu  befolgen  das  Comite  empfiehlt,  indem 
es  die  Aufstellung  eines  Kodexes  des  internationalen  Rechts  vor- 
schlägt, der  in  all  seinen  Teilen  auf  die  amerikanischen  Staaten 
anwendbar  ist,  und  von  dem  gewisse  europäische  Prinzipien 
(Gleichgewicht  der  Mächte  u.  a.  m.),  die  Amerika  nicht  inter- 
essieren, ausgeschlossen  sind.  Es  ist  durchaus  klar,  dass  es  weder 
ein  europäisches  noch  ein  amerikanisches,  sondern  nur  ein  uni- 
verselles Völkerrecht  geben  kann,  das  von  allen  zivilisierten 
Nationen  der  Welt  ohne  Unterschied  des  Kontinents  anerkannt 
und  respektiert  wird.     Aber  neben  der  Universalität  seiner  Normen 
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müssen  gewissen  Nationen  inhärente  Besonderheiten  anerkannt 
werden,  die  ihren  Ursprung  und  Grund  in  den  verschiedenen 
ökonomischen  und  politischen  Beziehungen  dieser  Nationen  haben. 
Manche  Grundsätze  des  internationalen  Rechts  von  Europa  passen 
nicht  auf  die  amerikanischen  Staaten.  Das  Prinzip  der  Nicht- 
intervention  z.  B.,  das  von  der  politischen  Wissenschaft  der  Gegen- 
wart allgemein  anerkannt  wird,  und  welches  als  Teil  des  ameri- 
kanischen internationalen  Rechts  erklärt  werden  kann,  da  alle 
Nationen  dieses  Kontinents  es  mit  Begeisterung  proklamieren,  dieses 
Prinzip  vvird  von  einigen  europäischen  Mächten,  wie  Frankreich, 
Deutschland  und  England,  nicht  in  absoluter  Weise  anerkannt. 

De  la  Barra  macht  sodann  auf  die  grossen  Schwierigkeiten 
aufmerksam,  die  eine  Mitwirkung  europäischer  Juristen  bei  dem 
Kodifikationswerk  verursachen  würde.  Radikale  Meinungsver- 
schiedenheit zwischen  amerikanischen  und  europäischen  Rechts- 
gelehrten könnte  unter  Umständen  den  ganzen  Plan  vereiteln. 

Der  Abänderungsvorschlag  des  Delegierten  von  Haiti  wurde  in 
der  Folge  mit  17 : 1  Stimme  verworfen. 

In  der  Nachmittagssitzung  desselben  Tages  brachte  Mr.  Leger 
seinen  Abänderungsvorschlag  aufs  neue  vor,  diesmal  unterstützt 
von  den  Vereinigten  Staaten.  Er  wurde  zum  zweitenmal  ver- 
worfen. Bald  jedoch  begannen  die  Delegierten  die  in  dem  Vor- 
schlag steckende  Wahrheit  zu  begreifen,  und  es  war  das  Comite 
für  Internationales  Recht  selber,  das  in  der  Sitzung  vom  22.  Ja- 
nuar 1902  mit  dem  Antrag  vor  das  Plenum  trat,  es  möchten  der 
Kommission  von  fünf  amerikanischen  Juristen  zwei  europäische 
Rechtsgelehrte  beigegeben  werden. 

Am  27.  Januar  1902  wurde  von  sämtlichen  Delegierten  die 
folgende  Konvention  unterzeichnet^): 

Art.  1.  Der  Staatssekretär  der  Vereinigten  Staaten  und  die  in  Washington 
akkreditierten  Vertreter  der  amerikanischen  Republiken  sollen  eine  Kommission 
von  fünf  amerikanischen  und  zwei  europäischen  -Juristen  von  anerkannter  Re- 
putation ernennen,  die  beauftragt  wird,  im  Intervall  zwischen  der  jetzigen  und 
der  nächsten  Konferenz  und  in  möglichst  kurzer  Zeit  den  Entwurf  eines  Ko- 
dexes des  Völkerrechts  und  eines  solchen  des  internationalen  Privatrechts, 
welche  die  Beziehungen  zwischen  den  amerikanischen  Nationen  regeln  sollen, 
aufzustellen. 


•)  Second   International  Conference   of    American   States.     Report   of  the 
Delegates  of  the  United  States,  S.  201—206. 
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Alt.  2.  Sobald  die  genannten  Kodizes  entworfen  sind,  soll  die  Kommission 
dieselben  drucken  lassen  und  sie  der  Prüfung  der  Regierungen  der  amerikani- 
schen Staaten  unterbreiten,  damit  letztere  ihnen  ratsam  erscheinende  Anregungen 
machen  können. 

Art.  3.  Nachdem  diese  Anregungen  systematisch  klassifiziert  und  die 
Kodizes  durch  die  Kommission  revidiert  worden  sind,  sollen  sie  abermals  den 
Regierungen  der  amerikanischen  Staaten  zugestellt  werden,  um  von  denjenigen, 
die  es  wünschen,  entweder  in  der  nächsten  internationalen  amerikanischen  Kon- 
ferenz oder  in  direkt  abgeschlossenen  Verträgen  anerkannt  zu  werden. 

Art.  4.  Die  mit  dem  Entwurf  der  Kodizes  beauftragte  Kommission  soll 
ihre  Arbeit  in  derjenigen  europäischen  oder  amerikanischen  Hauptstadt  aus- 
führen, als  das  die  Kommission  ernennende  diplomatische  Korps  in  Überein- 
stimmung mit  Art.   1  bestimmen  mag. 

Die  aus  dieser  Konvention  erwachsenden  Kosten  sollen  von  den  Signatar- 
Regierungen  bestritten  werden,  und  zwar  in  derselben  Form  und  in  demselben 
Verhältnis  wie  die  Kosten  des  Bureaus  der  amerikanischen  Republiken. 

Art.  5.  Die  Regierungen,  die  vorliegende  Konvention  zu  ratifizieren 
wünschen,  mögen  dies  innerhalb  eines  Jahres,  vom  Schluss  der  Konferenz  an  ge- 
rechnet, dem  Staatssekretär  der  Vereinigten  Staaten  zur  Kenntnis  bringen. 

Zu  ürkund  dessen,  etc.  (Unterschriften.) 

d)   Reorganisation  des  Bureaus  der  amerikanischen 

Republiken. 

Die  Errichtung  des  Bureaus  der  amerikanischen  Republiken 
war  eine  der  wichtigsten  Schöpfungen  der  I.  pan-amerikanischen 
Konferenz  und  hatte  sich  in  den  zehn  vergangenen  Jahren  als  ein 
nützlicher  Faktor  erwiesen,  um  die  amerikanischen  Republiken 
einander  näher  zu  bringen.  Jeder  Staat  hat  durch  diese  Amts- 
stelle Kenntnis  von  den  Hilfsquellen  und  Produkten  und  den 
kommerziellen  Bedürfnissen  der  andern  Nationen  erhalten,  woraus 
eine  bedeutende  Ausdehnung  des  internationalen  Handelsverkehrs 
der  am  Bureau  beteiligten  amerikanischen  Länder  hervorging. 
Unter  den  Delegierten  wurde  infolgedessen  allgemein  dem  Wunsche 
Ausdruck  gegeben,  dass  der  Nutzen  dieses  Bureaus  durch  eine 
Erweiterung  seiner  Grundlagen,  Vergrösserung  seiner  Vollmachten 
und  Hinzufügung  neuer  Aufgaben  gesteigert  werden  möchte. 

Am  25.  November  1901  unterbreitete  die  Delegation  von 
Guatemala  der  Konferenz  folgenden  Plan  einer  Reorganisation 
des  internationalen  Bureaus  der  amerikanischen  Republiken^): 


*)  Second  International  American  Conference,  Minutes  and  Documents,  S.  145. 
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Zweck 
der  Institution  soll  sein: 

A.  Die  Ausführung-  der  Entscheidungen  und  Beschlüsse  der  pan- 
amerikanischen Konferenzen; 

B.  die  Vorbereitung  der  Vorschläge,  Berichte,  Projekte,  Sta- 
tistiken etc.,  und  überhaupt  von  allem,  was  dazu  dient,  der 
nächstfolgenden  Konferenz  die  Erledigung  ihres  Programms  zu 
erleichtern ; 

C.  die  Bildung,  Instandhaltung  und  Beaufsichtigung  eines  eigenen 
Archives  und  desjenigen  der  Konferenzen; 

D.  die  Fortsetzung  und  Entwicklung  der  prompten  Sammlung 
von  Statistiken  über  Handel,  Industrie  und  Landwirtschaft, 
die  für  die  Länder  der  pan- amerikanischen  Union  von  In- 
teresse sind. 

Internationales  Bureau. 
Es  wird  durch  das  in  Washington  unter  dem  Namen  „Inter- 
national Bureau  of  American  Republics"  errichtete  Institut  repräsen- 
tiert.    Ihm  stehen  folgende  Befugnisse  zu: 

A.  Die  Führung  der  Korrespondenz  mit  den  das  Bureau  bildenden 
Regierungen ; 

B.  Vorbereitung  von  Spezialberichten,  die  von  irgendeiner  der 
Regierungen  mit  Bezug  auf  Handel,  Finanzen  und  andere 
in  seinen  Geschäftskreis  fallende  Materien  verlangt  werden; 

C.  die  Publikation  einer  Zeitschrift,  die  ihm  als  Organ  dient,  und 

D.  die  Besorgung  aller  sonstigen  Angelegenheiten,  die  im  An- 
schluss  an  die  Zwecke  des  Bureaus  erwachsen  sollten,  oder  die 
ihm  vom  Verwaltungsrat  zugewiesen  werden. 

Verwaltung. 

Die  Verwaltung  des  Bureaus  soll  einem  Kollegium  von  Ver- 
waltungsräten übertragen  sein,  bestehend  aus  den  in  Wasliington 
akkreditierten  diplomatischen  Vertretern  der  Signatarmächte  und 
dem  Staatsseki'etär  der  Vereinigten  Staaten  als  Präsident. 

Die  Befugnisse  des  Verwaltungsrates"  sind: 

A.  Die  Reorganisation  des  internationalen  Bureaus,  das  ganz 
unter  seiner  Jurisdiktion  und  Leitung  stehen  soll; 

B.  die  Aufstellung  und  Amendierung  der  eigenen  Geschäftsordnung 
und  derjenigen  des  Bureaus; 
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C.  die  Entscheidung  in  allen  Fragen,  die  sich  mit  Bezug  auf 
die  Tätigkeit  des  Verwaltungsrates  selbst  und  diejenige  des 
Bureaus  erheben  sollten; 

D.  Die  Bestimmung  der  Zahl  und  die  Klassifizierung  der  Be- 
amten des  Bureaus,   ihre  Wahl,   Suspension  und  Absetzung; 

E.  Aufstellung  des  Budgets,  Spezifikation  der  Beamtengehälter 
und  der  Natur  anderer  Ausgaben,  und  Überwachung  der  Aus- 
gabe von  Staatspapieren; 

F.  im  allgemeinen  die  Entscheidung  über  alles,  was  zur  Ent- 
wicklung des  Bureaus  und  der  von  der  Pan-amerikanischen 
Union  verfolgten  Ziele  nützlich  erscheint. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  Anwesenheit  von  fünf  Mitgliedern  des  Verwaltungsrates 
bei  den  ordentlichen  Versammlungen  soll  genügen,  um  rechtsgültig 
über  Fragen  zu  beraten  und  zu  beschliessen. 

Der  Verwaltungsrat  soll  die  Signatarstaaten  unverzüglich  von 
den  angenommenen  Geschäftsordnungen  informieren  und  denselben 
alljährlich  einen  Bericht  über  seine  Tätigkeit,  diejenige  des  Bureaus, 
Ausgaben  etc.  zustellen. 

Die  Regierungen  der  Union  sollen  dem  Bureau  je  zwei  Kopien 
aller  Dokumente,  Karten,  Pläne,  Bücher,  Flugschriften  etc.,  die 
sie  veröffentlichen,  zusenden,  damit  sie  in  der  Bibliothek  des 
Bureaus  aufbewahrt  werden. 

Sie  sollen  dem  Bureau  ebenso  alle  statistischen  Angaben  über 
Handel,  Landwirtschaft  und  Industrie  machen,  die  das  internationale 
Bureau  verlangen  sollte,  um  die  allgemeinen  Statistiken  anzufertigen, 
die  es  alljährlich  veröffentlicht. 

Um  mit  der  genannten  Reorganisation  keine  Zeit  zu  verlieren, 
sollen  die  Delegationen  dieser  Konferenz  sofort  diesen  Plan  ihrer 
Regierung  übermitteln,  die  dem  Staatssekretär  der  Vereinigten 
Staaten  von  Mexiko  bekannt  geben  soll,  ob  sie  mit  den  vorge- 
schlagenen Bestimmungen  einverstanden  ist  oder  nicht. 

Die  Beschlüsse  der  I.  pan-amerikanischen  Konferenz  vom 
14.  April  1890  sollen  in  Kraft  bleiben  für  alle  mit  gegenwärtigen 
Bestimmungen  nicht  kollidierenden  Materien. 

Das  Comite  für  die  Reorganisation  des  internatio- 
nalen Bureaus  der  amerikanischen  Republiken   unterwarf 
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das  Projekt  der  Delegation  von  Guatemala  einer  sorgfältigen  Prü- 
fung und  stellte  seinerseits  einen  Reorganisationsplan  auf,  der  auf 
dem  fundamentalen  Grundsatz  basiert,  dass  das  Bureau  in  seiner 
Organisation  und  Tätigkeit  wahrhaft  international  sein  müsse  ^). 
In  der  Diskussion  des  Coraiteprojektes  vor  dem  Plenum  wurde 
am  24.  Januar  1902  festgestellt,  dass  das  Projekt  nicht  als  eine  Kon- 
vention oder  als  ein  Vertrag  aufzufassen  sei,  sondern  als  eine  einfache 
Resolution,  die  der  Ratifikation  durch  die  Regierungen  nicht  bedarf 
und  daher  sofort  in  Kraft  treten  kann.  Die  hierauf  von  allen  Dele- 
gationen angenommene  Resolution  hat  folgenden  Wortlaut'^): 

Art.  1.  Das  internationale  Bureau  der  amerikanischen  Ecpubliken  soll 
unter  der  Leitung  eines  Verwaltungsrates  stehen,  der  aus  dem  Staatssekretär 
der  Vereinigten  Staaten  als  Präsident  und  den  diplomatischen  Vertretern  aller 
durch  das  Bureau  repräsentierten  und  bei  der  Union  akkreditierten  Regierungen 
bestehen  soll.  Der  Verwaltungsrat  soll  einmal  jeden  Monat,  ausgenommen 
Juni,  Juli  und  August,  eine  ordentliche  und  so  viel  ausserordentliche  Sitzungen 
abhalten,  als  durch  den  Präsidenten  oder  auf  Ersuchen  zweier  Mitglieder  des 
Vcrwaltungsrates  einberufen  werden.  Die  Anwesenheit  von  5  Mitgliedern  in 
jeder  ordentlichen  oder  ausserordentlichen  Versammlung  soll  zur  Konstitution 
eines  Quorums  genügen,  das  ermächtigt  ist,  über  vor  den  Rat  gelangende  Ge- 
schäfte zu  beschliessen.  Der  Verwaltungsrat  ist  befugt,  ihm  geeignet  erscheinende 
Kommissionen  zu  ernennen. 

Art.  2.  Alle  Stellen  des  Bureaus  sollen  nach  erfolgter  Prüfung  der  An- 
wärter durch  eine  Prüfungskommission  besetzt  werden.  Die  genannten  Anwärter 
sollen  ihre  ßewerbeschreiben  auf  einem  vom  Direktor  des  Bureaus  zu  liefernden 
Formular  einreichen  und  sich  darüber  äussern,  welchem  speziellen  Dienst  sie 
zugewiesen  werden  möchten;  sie  sollen  ihre  Namen  in  ein  vom  Direktor  ge- 
führtes Register  eintragen,  in  dem  alle  Prüfungsvorschriften  enthalten  sind; 
die  Prüfungskommission  kann  für  besondere  Stellen  nur  solche  Kandidaten 
empfehlen,  die  ihre  Qualifikation  für  die  Erfüllung  der  Pflichten  der  betreffenden 
Stellung  gezeigt  haben.  Die  Wahlen  sollen  durch  den  Verwaltungsrat  erfolgen 
und  vom  Präsident  unterzeichnet  sein. 

Art.  3.  Der  Verwaltungsrat,  unter  Mitwirkung  des  Direktors  des  Bureaus, 
soll  alljährlich  ein  spezifiziertes  Budget  der  Ausgaben  für  das  folgende  Jahr 
vorbereiten.  Dieses  Budget  soll  jeder  im  Bureau  vertretenen  Regierung  zu- 
sammen mit  einer  Aufstellung  übermittelt  werden,  die  den  proportionalen  Be- 
trag enthält,  der  gemäss  Übereinkommen  vom  14.  April  1890  auf  die  betreffende 
Regierung  entfällt.  Jede  Regierung  soll  sich  bei  Annahme  dieser  Bestimmungen 
verpflichten,  diese  Beträge  dem  Staatssekretär  der  Vereinigten  Staaten  6  Monate 
im  voraus  zu  übermitteln. 


*)  Second  International  American  Conference,  Minutes  etc.,  S.  518. 
2)  Second   International   Conference   of   American   States.     Report   of   the 
Delegates  of  the  United  States,  S.  16Ü— 164. 
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Art.  4.  Der  Vcrwaltungsrat  kann  jederzeit  eines  oder  zwei  seiner  Mit- 
glieder mit  der  Prüfung  der  Ausgaben  des  Bureaus  und  der  Berichterstattung 
an  den  Rat  beauftragen. 

Art.  5.  Das  Bureau  soll  ermächtigt  sein,  durch  Vermittlung  der  diplo- 
matischen Vertreter  in  Washington  mit  den  Regierungen  der  verschiedejien 
amerikanischen  Republiken  zu  verkehren,  und  soll  den  letztern  auf  Ansuchen 
alle  Informationen  liefern,  die  es  besitzt  oder  erhalten  kann.  Jede  der  Repu- 
bliken verpflichtet  sich,  die  Sammlung  von  Informationen  durch  da.s  Bureau, 
soweit  es  ihr  möglich  ist,  zu  erleichtern  und  demselben  pünktlich  2  Kopien 
aller  offiziellen  Publikationen  zu  übermitteln,  die  in  der  Bibliothek  des  Bureaus 
aufbewahrt  werden,  und  ferner  alle  sonstigen  Auskünfte  zu  erteilen,  die  von 
Zeit  zu  Zeit  vom  Direktor  des  Bureaus  gewünscht  werden  sollten. 

Art.  6.  Das  Bureau  soll  ein  monatlich  erscheinendes  Bulletin  in  spani- 
scher, englischer,  portugiesischer  und  französischer  Sprache,  oder  getrennt  in 
diesen  Sprachen,  herausgeben,  das  Gesetze  und  statistische  Angaben  von  beson- 
derem Interesse  für  die  verschiedenen  Republiken  enthält. 

Das  Bureau  soll  solche  Flugschriften,  Landkarten,  topographische  und 
geographische  Karten  und  andere  Dokumente  veröffentlichen,  die  der  Vcrwal- 
tungsrat  anordnet. 

Art.  7.  Sobald  die  Reklamekontrakte  abgelaufen  sind,  sollen  keine  Re- 
klamen mehr  publiziert  werden. 

Art.  8.  Die  Publikationen  des  Bureaus  sollen  als  öffentliche  Dokumente 
behandelt  und  von  den  Posten  aller  Republiken  portofrei  befördert  werden. 

Art.  9.  Das  Bureau  soll  speziell  mit  der  Ausführung  aller  ihm  von  der 
gegenwärtigen  Konferenz  übertragenen  Aufgaben  betraut  sein. 

Art.  10.  Der  Direktor  des  Bureaus  soll  den  Sitzungen  des  Verwaltungs- 
rats und  aller  seiner  Kommissionen,  und  ebenso  denjenigen  der  internationalen 
Konferenzen  der  amerikanischen  Republiken  beiwohnen,  zwecks  Erteilung  von 
Auskünften. 

Art.  11.  Das  Bureau  soll  der  Kustos  der  Archive  der  internationalen 
Konferenzen  der  ameril^anischen  Republiken  sein. 

Art.  12.  Die  Resolutionen  der  I.  internationalen  Konferenz  der  ameri- 
kanischen Republiken  vom  14.  April  1890  sollen  in  Kraft  bleiben,  sofern  sie 
nicht  im  Gegensatz  zu  diesen  Bestimmungen  stehen;  alle  übrigen  Resolutionen 
und  Pläne  für  die  Reorganisation  des  Bureaus  werden  hiermit  hinfällig. 

Art.  13.  Unter  der  Aufsicht  des  Verwaltungsrates  der  internationalen 
Union  der  amerikanischen  Republiken  und  als  eine  Abteilung  des  Bureaus  dieser 
Republiken  wird  eine  latein-amerikanische  Bibliothek  unter  dem  Namen  „Biblio- 
teca  de  Colon"  (Kolumbus-Bibliothek)  errichtet. 

(Unterschriften.) 

e)   Künftige    internationale    amerikanische   Konferenzen. 

Gleich  von  Beginn  der  Konferenz  an   war  die  Ansicht  unter 

den  Delegierten  vorherrschend,  dass  weitere  Zusammenkünfte  der 

Vertreter  der  amerikanischen  Staaten  stattfinden  sollten;  auch  das 


77 

Intervall  zwischen  der  I.  und  der  II.  pan-amerikanischen  Konferenz 
wurde  allgemein  als  zu  gross  und  daher  dem  Werke  nicht  förder- 
lich erachtet.  Die  Washingtoner  Konferenz  von  1889/90  hatte  die 
Frage  künftiger  Konferenzen  unerörtert  gelassen,  und  mehr  als 
elf  Jahre  verstrichen  infolgedessen  bis  zum  Zusammentritt  der 
Konferenz  zu  Mexiko.  Um  dies  in  Zukunft  zu  vermeiden,  wurde 
am  29.  Januar  1902  einstimmig  folgende  Resolution  angenommen  ') : 

„Die  II.  internationale  amerikanische  Konferenz  beschliesst: 
■lass  die  III.  internationale  amerikanische  Konferenz  innerhalb  5  Jahren 
an  dem  Orte  stattfinden  soll,  den  der  Staatssekretär  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  und  die  in  Washington  akkreditierten  V^ertreter  der  amerikanischen 
Republiken  zu  diesem  Zwecke  bestimmen  werden,  und  in  Übereinstimmung  mit 
dem,  was  in  der  Versammlung  der  erwähnten  Vertreter  mit  Jiezug  auf  das 
Programm  und  andere  notwendige  Details  beschlossen  wird,  wozu  sie  durch 
die  vorliegende  Resolution  ausdrücklich  ermächtigt  werden. 

Falls  es  infolge  eingetretener  Umstände  nicht  möglich  sein  sollte,  dass 
sich  die  III.  Konferenz  binnen  5  Jahren  versammelt,  sollen  der  Staatssekretär 
der  Vereinigten  Staaten  und  die  in  Washington  akkreditierten  diplomatischen 
Vertreter  einen  andern  Zeitpunkt  für  den  Zusammentritt  der  Konferenz  be- 
stimmen. 

Ausserdem  wird  beschlossen,  jeder  Regierung  zu  empfehlen ,  der  nächsten 
Konferenz  einen  vollständigen  Bericht  über  die  von  ihr  in  Erfüllung  der  von 
der  I.  und  II.  Konferenz  angenommenen  Empfehlungen  getroffenen  Massnahmen 
zu  erstatten".  (Unterschriften.) 

IV.  ökonomische,   soziale   und   internutional-privatrechtlichc 

Probleme. 

Neben  den  völkerrechtlichen  und  politischen  Problemen 
widmete  die  mexikanische  Konferenz  wiederum  einen  grossen  Teil 
ihrer  Zeit  ökonomischen,  sozialen  und  international -privatrecht- 
lichen Fragen. 

Von  der  Eingehung  einer  pan-amerikanischen  Zollunion 
war  keine  Rede  mehr.  Auch  mit  Bezug  auf  den  Abschluss  von 
kommerziellen  Reziprozitätsverträgen,  der  von  der  Washing- 
toner Konferenz  empfohlen  wurde  und  nur  spärliche  Erfolge  her- 
vorgebracht hatte-),  war  geringes  Interesse  vorhanden;  das  Comitö 
für  Handel  und  Reziprozitäts vertrage  begnügte  sich,   dem  Plenum 


•)  Second  International  Conference  of  the  American  States.  Report  of  the 
Delegates  of  the  United  States  S.  230—232. 

2)  Viallate,  A.,  Les  fitats-Unis  es  l'Am^rique  Latine,  in  „Revue  de  Paris" 
1902.  Bd.  II  S.  228  f. 
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eine  sehr  allgemein  gehaltene  Erklärung  zu  unterbreiten.  Um  so 
grössere  Aufmerksamkeit  wurde  der  Entwicklung  der  Ver- 
kehrsmittel zu  Wasser  und  zu  Lande  zugewendet.  Resolutionen 
wurden  angenommen:  über  den  Bau  der  pan-amerikanischen  Eisen- 
bahn, die  pan-amerikanischen  Bank,  die  Vereinfachung  der  Hafen- 
und  Zollreglemente,  die  Verbesserung  der  sanitären  Verhältnisse 
in  den  Hafenorten.  Innerhalb  Jahresfrist  nach  Schluss  der  Kon- 
ferenz sollte  in  New  York  ein  internationaler  amerikanischer  ZoU- 
kongress  zusammentreten, 

Vertragsprojekte  wurden  ausgearbeitet  über  folgende  Materien: 
Auslieferung  von  Verbrechern  auf  Grundlage  der  zwischen  den 
Vereinigten  Staaten,  Argentinien  und  Mexiko  bestehenden  Verträge; 
Patent-  und  Markenschutz;  Konventionen  über:  Ausübung  der  ge- 
lehrten Berufe ;  Rechte  der  Ausländer.  Letztere  Konvention  bestimmte : 
„.  .  .  the  States  are  not  responsible  for  damages  sustained  by  aliens 
through  acts  of  rebels  or  individuals,  and  in  general,  for  damages 
originating  from  fortuitous  causes  of  any  kind,  considering  as  such 
the  acts  of  war  whether  civil  or  national;  except  in  the  case  of 
failure  on  the  part  of  the  constituted  authorities  to  comply  with 
their  duties"  ^).  Wie  auf  der  Washingtoner  Konferenz  trat  die 
nordamerikanische  Delegation  den  in  dieser  Konvention  aus- 
gesprochenen Prinzipien  entgegen.  Ihr  Sprecher  Buchanan  er- 
klärte: „I  think  every  delegate  here  is  familiär  with  the  position 
of  the  Government  of  the  United  States  on  the  matters  treated 
of  in  this  project,  and  I  rise  merely  to  say,  on  behalf  of  the 
delegation,  that,  inasmuch  as  it  will  be  impossible  for  us  to 
assent  to  a  very  large  portion  of  this  report,  this  delegation  will 
abstain  from  taking  any  part  in  the  debate  and  from  voting  on 
the  project  in  whole  or  in  part"  ^). 

Allgemein  wurde  auf  der  Konferenz  der  Wunsch  'geäussert, 
dass  durch  eine  Reform  der  internationalen  Gesundheits- 
polizei die  namentlich  in  Hafenstädten  auftretenden  Seuchen  und 
Epidemien  bekämpft  werden  sollten.  Die  Versammlung  beschloss, 
dass  innerhalb  eines  Jahres  vom  Bureau  der  amerikanischen  Repu- 
bliken eine  Konferenz  der  Delegierten  der  Sanitätsbehörden  der 
verschiedenen   Länder   nach  Washington   berufen    werde.     Daran 


^)  Second  International  Conference  of  American  States  S.  228. 
2)  Ibid.  S.  23. 
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anschliessend  wurde  die  Erriclitung  eines  internationalen  sani- 
tären Bureaus  in  der  genannten  Stadt  beschlossen,  bestehend  aus 
wenigstens  fünf  von  der  einzuberufenden  Konferenz  zu  ernennenden 
Mitgliedern. 


V.  Ergebnisse  der  IT.  paii-amerikaiiischeii  Konferenz. 

Die  II.  pan-araerikanische  Konferenz  zu  Mexiko  fällt  äusser- 
lich  dadurch  auf,  dass  hier  zum  erstenmal  die  diplomatischen 
Vertreter  aller  amerikanischen  Staaten  versammelt  waren,  um  über 
wichtige  Materien  von  gemeinsamem  Interesse  zu  beraten.  Die 
Initianten  waren  auch  hier  wiederum  die  Vereinigten  Staaten 
gewesen.  Über  die  Ergebnisse  der  Konferenz  sind  die  Publizisten 
verschiedener  Ansicht.  Prof.  Basdevant^)  findet,  dass  trotz  der 
Aufstellung  zahlreicher  Verträge,  Konventionen  und  Resolutionen 
die  positiven  Resultate  der  mexikanischen  Konferenz  nicht  hoch 
einzuschätzen  seien,  indem  zahlreiche  aus  der  Versammlung  her- 
vorgegangene Projekte  keine  Verträge  waren,  und  zahlreiche  Ver- 
träge nicht  die  erforderliche  Ratifikation  seitens  der  amerikanischen 
Regierungen  fanden.  Derselben  Ansicht  ist  A.  Viallate,  der  in 
einer  Zeitschrift^)  über  den  Kongress  sclireibt:  „.  .  .  II  laissera 
un  Souvenir  moins  brillant  encore  que  son  predecesseur".  Ent- 
gegengesetzter Ansicht  ist  der  amerikanische  Gelehrte  Prof. 
Reinsch.  „Es  ist  unzweifelhaft",  schreibt  er,  „dass  die  zweite 
Konferenz  einen  Fortschritt  in  der  Entwicklung  der  amerikanischen 
zwischenstaatlichen  Beziehungen  bedeutet  .  .  .  Man  hatte  schon 
ein  bedeutend  sichereres  Gefühl  der  Interessengemeinschaft  in 
gewissen  Richtungen  als  dies  in  Washington  der  Fall  gewesen 
war"  ^). 

Es  darf  ganz  unzweifelhaft  behauptet  werden,  dass  die 
II.  pan-amerikanische  Konferenz  gegenüber  der  ersten  einen  nicht 
zu  unterschätzenden  Fortschritt  bedeutet.  Ganz  abgesehen  davon, 
dass  die  Konferenz  notwendigerweise  einen  weitern  Schritt  zu 
einem  bessern  Verständnis   der  Verhältnisse  und  Bedürfnisse   der 


*)  La  Conference  de  Rio  de  Janeiro  de  1906  et  l'ünion  internationale  des 
R6publiques  americaines  in  Revue  generale  de  Droit  international  public, 
1908,  Nr.  8  S.  227. 

2)  Les  Etats-Unis  et  l'Am^rique  Latine,  in  Revue  de  Paris,  1902,  Bd.  II 
S.  232. 

3)  In  Zeitschrift  für  Völkerrecht  und  Bundesstaatsrecht  Bd.  III  S.  432  fif. 
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verschiedenen  amerikanischen  Staaten  und  Staatengruppen  bildete, 
dass  der  persönliche  Verkehr  und  Gedankenaustausch  so  vieler 
führender  Staatsmänner  und  Diplomaten  während  fast  vier  Monaten 
nicht  ohne  irgendwelches  Resultat  sein  konnte,  stehen  auch  die 
unmittelbaren  praktischen  Erfolge  weit  über  dem  Niveau  der- 
jenigen der  Orientierungsversammlung  von  1889/90.  Gestützt  auf 
die  in  Washington  gemachte  Erfahrung  waren  Materien,  deren  Be- 
ratung von  vorneherein  als  aussichtslos  erschien  (z.  B.  die  Gründung 
eines  pan-amerikanischen  Zollvereins),  vom  Programm  der  zweiten 
internationalen  amerikanischen  Konferenz  ausgeschlossen  worden; 
dadurch  wurden  die  Diskussionen  auf  Gegenstände  von  prak- 
tischerer Natur  beschränkt.  Aus  den  Beratungen  der  mexikanischen 
Konferenz  gingen  denn  auch  nicht  mehr  blosse  Rekommendationen 
und  Wünsche,  sondern  zahlreiche  Vertrags-  und  Konventionsprojekte 
hervor,  die  zur  Inkrafttretung  nur  noch  der  Ratifikation  der  ein- 
zelnen Staatsregierungen  bedurften. 

An  erster  Stelle  stehen  hier  das  Beitrittsprotokoll  zu  den 
Haager  Konventionen  von  1899,  von  allen  amerikanischen 
Staaten  unterzeichnet,  und  das  Projekt  eines  obligatorischen 
Schiedsvertrages,  von  neun  amerikanischen  Republiken  akzep- 
tiert. Sie  legen  beide  beredtes  Zeugnis  ab  für  den  nachhaltigen 
Einfluss,  den  die  erste  Haager  Friedenskonferenz  bei  den  Be- 
ratungen über  die  Frage  der  Schiedsgerichtsbarkeit  durch  die 
amerikanische  Konferenz  ausgeübt  hat.  Das  Werk  von  Mexiko 
mit  Bezug  auf  die  Schiedsgerichtsbarkeit,  schreibt  Basdevant, 
hat  jeden  pan-amerikanischen  Charakter  verloren  und  bedeutet 
nichts  anderes  als  eine  Entwicklung  der  Konvention  vom 
29.  Juli  1899  ^).  Wie  gross  der  Einfluss  der  Haager  Konvention 
über  die  friedliche  Erledigung  internationaler  Streitigkeiten  ge- 
wesen ist,  geht  aus  den  einzelnen  Bestimmungen  des  von  der 
mexikanischen  Konferenz  aufgestellten  Projektes  einer  Schieds- 
gerichtskonvention deutlich  hervor.  In  zahlreichen  Artikeln 
herrscht  oft  wörtliche  Übereinstimmung  mit  den  entsprechenden 
Artikeln  der  Haager  Konvention.  Interessant  ist  die  Beobach- 
tung, wie  die  Vereinigten  Staaten  aus  Anhängern  der  obli- 
gatorischen Schiedsgerichtsbarkeit  auf  der  Washingtoner  Konferenz 
zu  Verfechtern  des  Prinzips  der  fakultativen  Schiedsgerichtsbarkeit 

1)  a.  a.  0.  S.  256. 
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geworden  sind.  Es  war  eine  politisch  sehr  kluge  Haltung,  die 
die  Vertreter  der  nordamerikanischen  Union  einnahmen,  als  zu 
Anfang  der  Konferenz  die  antagonistische  Stellung  der  Verteidiger 
der  obligatorischen  und  der  Befürworter  der  freiwilligen  Schieds- 
gerichtsbarkeit das  mit  so  viel  Mühe  errichtete  Werk  zu  zerstören 
drohte.  Die  Annahme  des  Beitrittsprotokolls  zu  der  Haager  Kon- 
vention bedeutete  ein  Kompromiss,  die  Vereinigten  Staaten  ver- 
zichteten damit  auf  eine  vielleicht  im  geheimen  angestrebte 
Schiedsrichterrolle  in  amerikanischen  Konflikten,  aber  sie  retteten 
damit  die  ganze  Konferenz.  Allerdings  blieb  dadurch  die  Spaltung 
der  amerikanischen  Nationen  in  zwei  Gruppen  bestehen.  Chile 
und  die  Union  vertraten  die  fakultative  Schiedsgerichtsbarkeit. 
Neun  der  andern  Staaten,  mit  Argentinien,  Bolivien  und  Mexiko 
an  der  Spitze,  stellten  ein  Projekt  eines  obligatorischen  Schieds- 
vertrages auf.  Sa  Vianna  betrachtet  dasselbe  als  „un  acte  de 
peu  d'importance  qui,  au  lieu  d'amplifier  et  d'agrandir  l'oeuvre 
de  la  premiere  Conference,  la  restreignit  et  l'amoindrit"  ^).  Als 
Beweise  führt  er  die  Verträge  an,  die  Peru  im  Jahre  1905  mit 
Italien  (18.  April)  und  Kolumbien  (12.  Dezember)  schloss,  worin 
solche  Fragen,  die  die  Unabhängigkeit  und  die  nationale  Ehre 
berühren,  von  der  Schiedsgerichtsbarkeit  ausgeschlossen  wurden. 
Die  nordamerikanische  Delegation  dagegen  bemerkt  in  ihrem 
Bericht  an  das  Staatsdepartement^):  „The  adhesion  of  all  the 
American  republics  to  the  Hague  Convention  and  the  framing  of 
the  project  of  treaty  for  the  arbitration  of  pecuniary  Claims  will 
stand  as  the  most  notable  advance  that  has  been  made  in  the 
direction  of  the  pacific  settlement  of  international  disputes  bet- 
ween  the  nations  of  the  Western  Hemisphere".  An  dieser  Tat- 
sache ändert  der  Misserfolg  der  von  der  Union  und  von  Mexiko 
bei  den  Haager  Signatarmächten  unternommenen  Schritte  mit 
Bezug  auf  den  Beitritt  der  übrigen  amerikanischen  Staaten  zu 
der  Haager  Konvention  vom  29.  Juli  1899  nur  wenig.  Dadurch, 
dass  die  auf  der  pan- amerikanischen  Konferenz  zu  Mexiko  ver- 
tretenen Regierungen  die  drei  Konventionen  der  Haager  Schluss- 
akte als  Grundsätze  des  sog.  amerikanischen  Völkerrechts  aner- 
kannten,   sind   die   amerikanischen   Republiken   zwar   noch   nicht 


»)  a.  a.  0.  S.  147. 

^)  Second  International  Conference  of  American  States.  S.  26. 

Büohi,  Gesctächte  der  Pan- Amerikanischen  Bewegung. 


82 

materiell  in  den  Haager  Staatenverband  eingetreten  —  dazu  hätte 
das  Konferenzprojekt  der  Ratifikation  seitens  der  amerikanischen 
Regierungen  bedurft  ^)  — ,  aber  sie  haben  damit  den  ersten  Anstoss 
zu  der  wenige  Jahre  später  erfolgenden  Einladung  aller  Nationen 
der  Neuen  Welt  zu  der  2.  Haager  Konferenz  gegeben,  die  den  Beitritt 
von  19  neuen  Staaten  zu  dem  grossen  Werk  bedeutete. 

Der  obligatorische  Schiedsvertrag  vom  29.  Januar  1902 
ist  nach  erfolgter  Ratifikation  durch  die  Regierungen  von  Honduras, 
San  Domingo  (30.  September  1904),  Guatemala  (25.  August  1902), 
Salvador  (28.  Mai  1902),  Mexiko  (17.  April  1903),  Peru  (10.  Ok- 
tober 1903)  und  Uruguay  (31.  Januar  1903)  in  Kraft  getreten. 
Argentinien  und  Bolivia,  die  eifrigsten  Befürworter  der  obli- 
gatorischen Schiedsgerichtsbarkeit  auf  der  Konferenz,  haben  ihn 
nicht  ratifiziert. 

Auch  die  Konvention  vom  30.  Januar  1902  über  die 
schiedsrichterliche  Erledigung  von  Kontroversen  aus 
Geld f orderungen,  die  von  den  Vertretern  sämtlicher  ameri- 
kanischen Staaten  unterzeichnet  wurde,  ist  am  28.  Dezember  1905 
in  Kraft  getreten,  nachdem  sie  von  fünf  Nationen^)  ratifiziert 
worden  war;  im  Laufe  der  folgenden  Jahre  sind  ihr  noch  drei 
Staaten  beigetreten^).  In  dieser  Konvention  wurde  von  der  Er- 
richtung eines  permanenten  pan-amerikanischen  Tribunals  abge- 
sehen und  die  Ansprüche  aus  pekuniären  Verlusten  oder  Schäden, 
die  ein  Staat  oder  dessen  Bürger  gegen  einen  andern  Staat  resp. 
dessen  Bürger  erheben  sollte  und  die  nicht  auf  diplomatischem 
Wege  erledigt  werden  können,  an  den  ständigen  Haager  Schieds- 
hof gewiesen. 

Schon  im  folgenden  Jahre  1903  fand  dieser  Gedanke  praktische 
Anwendung  in  dem  bekannten  Streitfall  zwischen  den  drei  euro- 
päischen Grossmächten  England,  Deutschland  und  Italien  und 
der  Republik  Venezuela.  Die  Vereinigten  Staaten  vermittelten 
zwar  in  der  Angelegenheit,  doch  weigerte  sich  Präsident  Roosevelt, 
die  Rolle  eines  Schiedsrichters  zu  übernehmen  und  verwies  die 


*)  Diese  erfolgte  nur  seitens  Guatemalas,  Salvadors  und  Uruguays 
(s.  Basdevant  a.  a.  0.  S.  25ß). 

2)  U.  S.  A.  (28.  Januar  190;")).  Guatemala  (2;").  April  1902),  Peru  (29.  Ok- 
tober 190M),  Salvador  (19.  Mai  1902)  und  Honduras  (15.  Juli  1904). 

=»)  Kolumbien  (29.  August  1908) ,  Costa  Rica  (26.  Oktober  1908) ,  Mexiko 
(1.  Mai  1905). 
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streitenden  Parteien  an  den  Haager  Hof,    der  denn  auch  im  Fe- 
bruar 1904  sein  Urteil  fällte. 

Die  II.  pau- amerikanische  Versammlung  ist  die  erste  Staaten- 
konferenz, die  sich  an  das  gewaltige  Unternehmen  einer  Kodi- 
fikation des  gesamten  internationalen  Rechts  heranwagte, 
trotzdem  sie  sich  der  zu  begegnenden  enormen  Schwierigkeiten 
bewusst  war.  Bemerkenswert  ist,  dass  die  in  den  aufzustellenden 
Kodizes  enthaltenen  Regeln  nur  die  Beziehungen  der  amerikanischen 
Staaten  untereinander  einheitlich  gestalten  sollen.  Nichts  wird 
dabei  erwähnt,  nach  welchen  Rechtsnormen  der  Verkehr  Amerikas 
mit  den  übrigen  Kontinenten,  speziell  mit  Europa,  geregelt  werden 
soll.  Höchst  eigenartig  nimmt  sich  daher  die  Bestimmung  der 
betreffenden  Konvention  vom  27.  Januar  1902  aus,  wonach  zwei 
europäische  Juristen  in  der  mit  dem  Kodifikationswerke  betrauten 
Kommission  sitzen  sollen. 

Durch  die  Reorganisation  des  Bureaus  der  ameri- 
kanischen Republiken  und  die  Erweiterung  seines  Kompetenz- 
kreises hat  die  mexikanische  Konferenz  ein  wirklich  internationales 
Institut  geschaffen  und  einen  ständigen  Kontaktpunkt  zwischen  allen 
amerikanischen  Staaten. 

1890  ins  Leben  gerufen,  hat  das  Bureau  erst  vom  Jahre  1898 
an,  d.  h.  nach  dem  Beitritt  aller  amerikanischen  Staaten,  seine 
volle  Tätigkeit  entfalten  können.  Anfänglich  ein  aus  rein  tech- 
nischen Beamten  zusammengesetztes  Institut  wurde  ihm  1896  vom 
amerikanischen  Staatsdepartement  ein  mehr  internationaler  Cha- 
rakter gegeben  durch  die  Kreierung  einer  mit  der  Kontrolle  des 
Bureaus  betrauten  Exekutivkommission.  Sie  bestand  aus  dem 
amerikanischen  Staatssekretär  und  vier  im  Turnus  ernannten 
diplomatischen  Vertretern  der  übrigen  amerikanischen  Mächte,  die 
in  Washington  akkreditiert  sind.  Diesem  Mangel  half  die  mexi- 
kanische Konferenz  dadurch  ab,  dass  sie  das  Bureau  unter  die 
Leitung  eines  Verwaltungsrates  stellte,  in  dem  alle  Republiken 
vertreten  waren,  und  wodurch  die  Gleichheit  der  Staaten  gewahrt 
wurde.  Die  einstimmig  von  der  Konferenz  angenommene  Reso- 
lution vom  29.  Januar  1902  hat  die  Grundlagen  des  Bureaus  als 
Exekutivorgan  der  pan  -  amerikanischen  Konferenzen  und  damit 
eine  Institution  geschaffen,  die  zu  gTOSsen  Erwartungen  für  die 
Zukunft  berechtigt. 

6* 
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Dadurch,  dass  die  mexikanische  Versammlung  den  Zusammen- 
tritt einer  III.  pan-amerikanischen  Konferenz  innerhalb  der  näch- 
sten fünf  Jahre  festsetzte,  hat  sie  die  erfolgreiche  Aussicht  des 
bis  dahin  ziemlich  problematischen  pan-amerikanischen  Werkes 
bedeutend  verbessert. 

Die  Konferenz  zu  Mexiko  liat  zwar  nicht  zu  einem  ge- 
schlossenen Vorgehen  aller  amerikanischen  Staaten  in  völkerrecht- 
lichen Fragen  geführt.  Die  grosse  Kluft,  die  in  manchen  Gebieten 
zwischen  dem  angelsächsischen  und  dem  lateinischen  Amerika  be- 
stand (die  Union  hat  von  allen  Vertrags-  und  Konventionsprojekten 
der  II.  pan-amerikanischen  Konferenz  ein  einziges  ratifiziert), 
konnte  nicht  überbrückt  werden.  Trotzdem  brachte  die  Konferenz 
neuen  Aufschwung  der  zwischenstaatlichen  Beziehungen  unter  den 
amerikanischen  Nationen.  Zahlreiche  lateinisch  -  amerikanische 
Republiken  schlössen  unter  sich  und  mit  europäischen  Staaten 
ständige  Schiedsverträge  ab,  denen  in  mehr  oder  weniger  weit- 
gehendem Masse  die  von  der  Konferenz  von  1902  aufgestellten 
Projekte  als  Muster  dienten  ^).  Besonders  bemerkenswert  sind  die 
Schiedsverträge  Argentiniens  mit  Bolivia  vom  3.  Februar  1902, 
ratifiziert  am  27.  Januar  1903,  und  mit  Chile  vom  28.  Mai  1902, 
ergänzt  durch  Zusatzakte  vom  24.  Juni  gl.  J.  und  2.  Januar  1903, 
von  denen  der  erstere  die  unbeschränkte  obligatorische  Schieds- 
gerichtsbarkeit stipuliert,  während  der  andere  gleichzeitig  ein  Ab- 
kommen zur  Herabsetzung  der  Rüstungen  zur  See  enthält. 

Auch  die  Vereinigten  Staaten,  unter  der  Präsidentschaft 
Th.  Roosevelts,  nahmen  in  dieser  Zeit  zahlreiche  Schiedsabkoramen, 

')  Verträge  zwischen:  Brasilien-Chile  vom  18.  Mai  1899,  rat.  7.  März  190t>; 
Argentinien-Uruguay  vom  8.  .Tuni  1899,  mit   Zusatzprotokoll  vom  21.  Dezember 

1901,  rat.  15.  Januar  1902;  Argentinien-Paraguay  vom  (i.  November  1899,  mit 
Zusatzprotokoll  vom  25.  Januar  1902,  rat.  5.  Juni  1902;  Bolivia-Peru  vom  21. 
November  1901,   rat.  29.  Dezember  190B;    Argentinien-Bolivia   vom   3.  Februar 

1902,  rat.  27.  Januar  WO.'J.  —  Spanien-Mexiko  vom  11.  Januar  1902,  rat. 
13.  April  1902;  Argentinien-Chile  vom  28.  Mai  1902,  rat.  22.  September  1902; 
Spanien -San-Domingo  vom  28.  Januar  1902,  rat.  21.  Januar  1903;  Spanien-Sal- 
vador  vom  28.  Januar  1902,  rat.  28.  September  1902;  Spanien-Uruguay  vom 
28.  Januar  1902,  rat.  20.  November  1902;  Spanien-Bolivia  vom  17.  Februar  1902, 
rat.  10.  Oktober  1908;  Spanien-Kolumbien  vom  17.  Februar  1902,  rat.  24.  Januar 
19ü3;  Spanien-Guatemala  vom  28.  Februar  1902,  rat.  S.  Oktober  1902.  -  Italien- 
Peru  vom  18.  April  1905,  rat.  11.  November  1905;  Argentinien-Brasilien  vom 
7.  September  1905,  rat.  28.  September / 2.  Oktober  1908;  Kolumbien-Peru  vom 
12.  September  1905,  rat.  12.  Juli  1906;  Spanien-Nikaragua  vom  4.  Oktober  1904, 
rat.  19.  März  1908;    Spanien-Honduras    vom    13.  Mai  1905,    rat.    16.  Juli  1906. 
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namentlich  mit  europäischen  Nationen,  in  Angriff,  die  alle  nach 
einem  einheitlichen  Schema  aufgestellt  sind  und  drei  Klauseln 
enthalten.  Die  kontrahierenden  Mächte  verpflichten  sich  gegen- 
seitig, streitige  Rechtsfragen  dem  ständigen  Schiedshof  im  Haag 
zu  übertragen.  Politische  Konflikte  sind  also  der  Schiedssprechung 
nicht  unterworfen.  Aber  auch  die  Rechtsfragen  sollen  nur  dann 
arbitrabel  sein,  wenn  sie  nicht  die  vitalen  Interessen,  die  Unab- 
hängigkeit oder  die  Ehre  der  vertragschliessenden  Teile  berühren. 
Die  Ehrenklausel  bildet  die  zweite  Signatur  dieser  Schieds- 
abkomraen.  Die  Voraussetzung,  dass  eine  Rechtsfrage  zu  ent- 
scheiden sei,  und  dass  dieselbe  keine  politische  Natur  trage,  muss 
von  beiden  Parteien  anerkannt  sein.  Die  Form,  in  der  dieses 
Anerkenntnis  abgegeben  wird,  ist  das  Kompromiss,  das  „special 
agreement".  In  jedem  Einzelfall  sollen  die  hohen  vertrag- 
schliessenden Teile,  bevor  sie  den  ständigen  Schiedshof  anrufen, 
einen  besondern  Schiedsvertrag  abschliessen. 

Der  Abschluss  dieser  Schiedsabkommen,  die  fünf  Jahre  in 
Kraft  bleiben  sollten,  stiess  jedoch  im  nordamerikanischen  Senat 
auf  staatsrechtliche  Schwierigkeiten,  an  denen  sie  gescheitert  sind^). 

D.  Die  III.  pan-amerikanische  Konferenz 
zu  Rio  de  Janeiro  1906. 

I.  Vorbereitung  und  Konstituierung. 

Bereits  gegen  Ende  1905  begann  der  Verwaltungsrat  des 
internationalen  Bureaus  der  amerikanischen  Republiken  mit  der 
Vorbereitung  der  III.  pan- amerikanischen  Konferenz.  Behufs 
Aufstellung  des  Programms  derselben  wurde  ein  Comite  ernannt, 
bestehend  aus  dem  nordamerikanischen  Staatssekretär  als  Präsident, 
und  den  in  Washington  akkreditierten  diplomatischen  Vertretern 
von  Brasilien,  Mexiko,  Chile,  Costa  Rica,  Cuba  und  Argentinien. 
Dasselbe  wandte  sich  an  die  Regierungen  der  verschiedenen  ameri- 
kanischen Republiken  zwecks  Bekanntgabe  ihrer  Ansichten  über 
die  Aufstellung  des  Konferenzprogramraes.  Nach  Eingang  sämt- 
licher Antworten  einigte  sich   der  Verwaltungsrat  auf  die  Wahl 


*)  F.  V.  Martitz   in   der  Internationalen  Monatsschrift   für   Wissenschaft, 
Kunst  und  Technik,  Heft  2,  November  1911. 
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der   Stadt  Rio  de  Janeiro    als  Ort  der  Konferenz,    die  auf  den 
21.  Juli  1906  zusammentreten  sollte. 

Am  21.  April  hatte  der  Verwaltungsrat  das  Programm  und 
am  26.  gl.  Mts.  die  Geschäftsordnung  der  Konferenz  fertig  gestellt 
und  damit  letzterer  eine  Arbeit  abgenommen,  die  es  gestatteten, 
die  Dauer  der  Konferenz  auf  sechs  Wochen  anzusetzen.  Das  Pro- 
gramm enthält  folgende  Punkte: 

I.  Internationales  Bureau  der  amerikanischen  Republiken. 

II.  Schiedsgerichtsbarkeit. 

III.  Geldreklamationen. 

IV.  Eintreibung  öffentlicher  Schulden. 

V.  Kodifikation  des  Völkerrechts  und  des  internationalen  Privatrechts. 
VI.  Naturalisation. 

VII.  Entwicklung   des  Handelsverkehrs   zwischen   den    amerikanischen  Re- 
publiken. 
VIII.  Zoll-  und  Konsulargesetze. 
IX.  Patente  und  Handelsmarken. 
X.  Sanitätspolizei  und  Quarantäne. 
XI.  Pan-amerikanische  Eisenbahn. 
XU.  Verlagsrecht. 

XIII.  Ausübung  der  gelehrten  Berufe. 

XIV.  Künftige  Konferenzen. 

Die  Geschäftsordnung  bestimmt  in  28  Artikeln  die  formalen 
Grundsätze  der  Konferenzverhandlungen.  Die  Vorberatung  der 
Materien  soll  unter  elf  Comites  verteilt  werden.  Die  Zahl  der 
Sitzungen  soll  wenn  möglich  30  nicht  überschreiten;  die  Schluss- 
sitzung hat  nach  Erschöpfung  des  Programms,  spätestens  jedoch 
am  1.  September  zu  erfolgen. 

Die  III.  pan-amerikanische  Konferenz  wurde  am  23.  Juli  1906 
zu  Rio  de  Janeiro  durch  den  brasilianischen  Minister  des  Äussern, 
Baron  do  Rio  Branco ,  formell  eröffnet.  Sie  ernannte  einstimmig 
zu  ihrem  Präsidenten  den  brasilianischen  Botschafter  in  Washington, 
Dr.  Joaquim  Nabuco,  zu  Ehrenpräsidenten  den  nordamerikanischen 
Staatssekretär  und  den  brasilianischen  Minister  des  Äussern.  Hier- 
auf schritt  sie  zur  Bestellung  des  Konferenzbureaus. 

Alle  amerikanischen  Staaten,  mit  Ausnahme  von  Venezuela  und 
Haiti,  waren  auf  der  Konferenz  vertreten. 

Die  Diskussion  fast  aller  Programmpunkte  wurde  den  elf  vom 
Präsidium  ernannten  Comites  übertragen. 

Bevor  die  Konferenz  ihre  Arbeit  begann,   trat  eines  der  be- 
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merkenswertesten  politischen  Ereignisse  ein,  die  die  Geschichte 
der  Beziehungen  zwischen  dem  angelsächsischen  und  dem  latei- 
nischen Amerika  zu  verzeichnen  hat,  —  der  offizielle  Besuch  der 
Konferenz  durch  den  nordamerikanischen  Staatssekretär,  Hon. 
Elihu  Root.  Die  Vereinigten  Staaten  -  Delegation  sagt  darüber  in 
ihrem  Bericht:  „We  believe  the  visit  of  the  secretary  of  State 
to  South  America  has  resulted  in  greater  good  to  our  relations 
with  Central  and  South  America  than  any  one  thing  that  has 
heretofore  taken  place  in  our  diplomatic  history  with  them"  ^).  Zu 
Ehren  des  amerikanischen  Staatssekretärs  fand  am  31.  Juli  eine 
feierliche  Festsitzung  statt,  in  der  verschiedene  glänzende  Reden 
über  die  pan- amerikanische  Idee  gehalten  wurden  ^). 

II.  Die  völkerrechtlichen  Probleme. 

Von  den  Materien,  denen  sich  die  verschiedenen  Comites  zu- 
wandten, kommen  hier  folgende  näher  in  Betracht:  a)  die  Schieds- 
gerichtsbarkeit; b)  Geldreklamationen;  c)  Eintreibung  öffentlicher 
Schulden;  d)  Kodifikation  des  internationalen  Rechts;  e)  das  inter- 
nationale Bureau  der  amerikanischen  Republiken. 

a)  Die  Schiedsgerichtsbarkeit. 
Diese  Frage,  die  von  den  beiden  vorhergehenden  Konferenzen 
so  eingehend  beleuchtet  und  studiert  worden  ist,  hat  auch  auf 
der  Versammlung  zu  Rio  de  Janeiro  keine  definitive  Lösung  ge- 
funden. Der  bekannte  Gegensatz  in  den  Anschauungen  der  Ver- 
einigten Staaten  und  Chiles  von  denjenigen  der  übrigen  ameri- 
kanischen Staaten  zeigte  sich  bei  Beginn  der  Beratungen  sofort 
wieder.  Das  Comite,  dem  die  Vorberatung  der  Angelegenheit 
oblag,  glaubte  daher  von  einer  nochmaligen  eingehenden  Erörterung 
des  Problems  abstrahieren  zu  können,  in  Anbetracht  dessen,  dass 
eine  solche  kaum  von  irgendwelchem  nennenswerten  Erfolg  be- 
gleitet sein  würde.  Sodann  wurde  die  Frage  von  verschiedenen 
Delegationen  als  eine  solche  aufgefasst,  die  nicht  nur  die  Inter- 
essen einer  bestimmten  Gruppe  souveräner  Staaten  umfasst,  deren 
endgültige  Beratung  daher   einer  Versammlung   von   universellem 


*)  Third  Internat.  Conference   of  American   States.    Report  of   the   Dele- 
gates  of  the  United  States,  Washington  1907,  S.  23. 
2)  Ibid.  S.  61—65. 
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Charakter  vorbehalten  bleiben  müsse.  Diese  Ansicht  drang  um 
so  leichter  durch,  als  das  schwierige  Problem  zum  Gegenstand 
besonderer  Erörterungen  durch  die  bevorstehende  2.  Haager 
Friedenskonferenz,  zu  der  sämtliche  amerikanischen  Nationen 
eingeladen  waren,  gemacht  werden  sollte.  Das  Comite  beschloss 
einstimmig,  der  Konferenz  folgendes  vorzuschlagen ;  I.Bestätigung 
der  Prinzipien  über  die  Schiedsgerichtsbarkeit,  die  alle  ameri- 
kanischen Staaten  stets  aufrecht  erhalten  haben;  2.  Instruktionen 
an  die  Delegierten  der  amerikanischen  Nationen  zur  Haager  Kon- 
ferenz, dahin  gehend,  den  Abschluss  eines  allgemeinen  Schiedsab- 
koramens  zu  befürworten,  das  die  Zustimmung  der  ganzen  zivili- 
sierten Welt  finden  kann. 

Am  7.  August  1906  unterzeichneten  die  Delegierten  sämtlicher 
auf  der  Konferenz  vertretenen  Staaten  folgende  Resolution^): 

„Die  III.  internationale  amerikanische  Konferenz  beschiesst 
die  Bestätigung  des  Beitritts  zu  dem  Prinzip  der  Schiedsgerichtsbarkeit;  damit 
ein  so  hohes  Ziel  erreicht  werden  kann,  wird  den  auf  dieser  Konferenz  ver- 
tretenen Nationen  empfohlen,  dass  ihren  Delegierten  zu  der  2.  Haager  Kon- 
ferenz Instruktionen  gegeben  werden,  um  auf  dieser  Versammlung  von  univer- 
sellem Charakter  die  Sanktion  eines  allgemeinen  Schiedsabkommens  zu  erlangen, 
das  so  effektiv  und  bestimmt  sein  soll,  dass  es  die  Billigung  der  zivilisierten 
Welt  erlangt  und  von  jeder  Nation  angenommen   und  in  Kraft  gesetzt  wird". 

(Unterschriften.) 

b)  Die  Schiedsgerichtsbarkeit  bei  Geldreklamationen. 
Diese  die  amerikanischen  Staaten  speziell  interessierende 
Frage  war  auf  der  Konferenz  zu  Mexiko  einlässlich  erörtert  und 
zum  Gegenstand  eines  Vertrages  gemacht  worden,  der  fünf  Jahre  in 
Kraft  bleiben  sollte.  Da  dieser  Vertrag  jedoch  bis  1906  nur  von 
acht  Regierungen  ratifiziert  worden  war,  ergab  sich  für  die  3.  pan- 
amerikanische Konferenz  die  Aufgabe,  die  noch  fehlenden  Nationen 
zur  Annahme  desselben  zu  bewegen.  Die  Instruktionen  der 
nordamerikanischen  Delegation  2)  gehen  denn  auch  ausdrück- 
lich dahin,  dass  untersucht  werde,  ob  die  ablehnende  Haltung  der 
grossen  Mehrheit  der  Staaten  auf  prinzipiellen  Bedenken  oder  auf 
Gleichgültigkeit  beruhe,    oder  aber  ob   sie   einem  Einwände  zu- 


*)  Third   International  Conference    of   American   States.     Report    of  the 
Delegates  of  the  United  States,  Washington  1907,  S.  97. 
2)  Ibid.  S.  39-49. 
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zuschreiben  sei,  dem  eventuell  leicht  abzuhelfen  wäre.  Die  In- 
struktion bemerkt  dazu:  „This  treaty  is  the  very  simplest  and 
narrovvest  form  of  a  general  agreement  to  arbitrato,  and  so  long 
as  threefourths  of  the  American  States  have  not  reached  this 
point  of  agreement  the  discussion  of  any  proposals  for  compulsory 
arbitration  of  a  wider  scope  would  seem  to  be  at  least  prema- 
ture"  ^).  Im  dritten  Punkt  des  Konferenzprogrammes  war  die  Ver- 
längerung des  in  Mexiko  abgeschlossenen  Vertrages  über  die 
schiedsgerichtliche  Beilegung  von  pekuniären  Forderungen  auf 
eine  weitere  Periode  von  fünf  Jahren  vorgesehen.  Alle  diese 
Momente  bewirkten  eine  eingehende  Diskussion  der  Materie  im 
Schosse  des  Comites.  Eine  Mehrheit  desselben  erklärte  sich  bereit, 
die  Verlängerung  des  Vertrages  anzunehmen,  falls  demselben  der 
Zusatz  beigefügt  würde,  „that  arbitration  should  only  take  place 
after  the  legal  resources  afforded  by  the  courts  of  a  signatory 
country  had  been  exhausted"  -).  Diese  Delegierten  waren  nämlich 
der  Ansicht,  dass  Art.  1  des  Vertrages  von  Mexiko,  lautend 

Die  hohen  vertragschliessenden  Parteien  kommen  überein,  alle  Ansprüche 
aus  pekuniären  Verlusten  oder  Schäden .  die  von  ihren  Bürgern  erhoben  werden 
sollten  und  die  auf  diplomatischem  Wege  nicht  geregelt  werden  künnen,  der 
Schiedsgerichtsbarkeit  zu  unterbreiten,  falls  sie  von  genügender  Wichtigkeit  sind, 
um  die  Kosten  der  Schiedssprechung  zu  gewährleisten, 

die  Interpretation  nahe  lege,  dass  hier  die  innere  Organisation 
einer  Signatarmacht  überhaupt  keine  Rolle  zu  spielen  habe,  da 
an  ihre  Stelle  ein  Schiedstribunal  treten  soll.  Der  Delegierte  der 
Vereinigten  Staaten,  Buchanan,  bestritt  namens  der  Minderheit 
diesen  Mangel,  der  von  den  acht  Staaten,  die  den  Vertrag  rati- 
fiziert haben,  wohl  bereits  entdeckt  worden  wäre,  wenn  er  effektiv 
bestehen  würde.  Er  forderte  die  Majorität  auf,  den  Vertrag  so 
bald  als  möglich  zu  ratifizieren  und  einen  aktuellen  Fall  abzu- 
warten, um  die  von  ihr  aufgeworfene  Interpretationsfrage  bezüg- 
lich des  Art.  1  vorzubringen.  Durch  diese  Meinungsverschiedenheit 
in  der  Kommission  wurde  die  Fassung  eines  beiden  Parteien  ge- 
nehmen Beschlusses  verzögert,  schliesslich  aber  doch  erreicht.  In 
dem  Bericht  des  Comites  an  die  Konferenz  wird  hervorgehoben, 
dass   die   Ursache    der    nur    teilweise    erfolgten  Ratifikation   des 


')  Third  Int.  Conf.  of  Am.  States,  Report  of  the  Del.  of  the  U.S.A.,  S.  41. 
2)  Ibid.  S.  11. 
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mexikanischen  Vertrages  möglicherweise  in  der  präzisen  Form 
(precise  terms)  liege,  in  der  Art.  1  desselben  die  Schiedsgerichts- 
barkeit vorsieht.  Dieser  Artikel  möchte  eventuell  so  ausgelegt 
werden,  als  ob  die  inhärenten  Innern  Rechte  und  Prärogative  eines 
Staates  in  allen  Fällen  durch  ein  Schiedstribunal,  dessen  Juris- 
diktion nicht  vermieden  werden  könnte,  zu  ersetzen  wären.  Eine 
derartige  Interpretation  dürfe  selbstverständlich  nicht  anerkannt 
werden.  Wenn  festgesetzt  wird,  dass  alle  Reklamationen  über 
Verluste  und  Schäden,  die  gegen  einen  Staat  durch  die  Bürger 
eines  andern  Staates  vorgebracht  werden,  und  die  nicht  auf  diplo- 
matischem Wege  erledigt  werden  können,  einem  Schiedsgericht 
zu  unterwerfen  sind,  so  könne  es  sich  hierbei  natürlicherweise 
nur  um  Fälle  handeln,  bei  denen  eine  diplomatische  Intervention 
überhaupt  gerechtfertigt  erscheint.  Kraft  seiner  internen  Souve- 
ränität besitze  ein  Staat  das  Recht,  Rechtsvorgänge,  die  sich  auf 
seinem  Gebiete  ergeben,  nach  seinen  Gesetzen  zu  regeln  und  von 
seinen  Gerichten  entscheiden  zu  lassen,  ausser  bei  gewissen  Fällen 
von  internationalem  Charakter,  die  vom  internationalen  Recht 
ergriffen  werden.  Das  Comite  sieht  daher  keine  Veranlassung, 
den  von  der  Konferenz  zu  Mexiko  sanktionierten  Schiedsvertrag 
über  Geldreklamationen,  ohne  irgendwelche  textliche  Änderung, 
nicht  zu  sanktionieren.  Hingegen  sei  Art.  3  des  genannten  Ver- 
trages zu  supprimieren,  da  die  darin  enthaltenen  Bedingungen  er- 
füllt worden  seien. 

Auf  Antrag  des  Comites  nahm  die  Konferenz  am  30.  August  1906 
folgende  Resolution  einstimmig  an^): 

„Die  hoheu  vertragschliesseuden  Parteien,  von  dem  WuuscLe  beseelt,  die 
Gültigkeitsdauer  des  am  30.  Januar  1902  in  Mexiko  unterzeichneten  Vertrages 
über  Geldreklamationen  auszudehnen  und  in  der  Meinnug,  dass  unter  den  gegen- 
wärtigen Bedingungen  die  dem  dritten  Artikel  des  erwälmteu  Vertrages  zugrunde 
liegenden  Motive  nicht  mehr  vorhanden  sind,   kommen   über   folgendes  überein: 

Einziger  Artikel.  Der  am  30.  Januar  1902  in  Mexiko  unterzeichnete 
Vertrag  über  Geldreklamationen  soll  mit  Ausnahme  des  dritten  Artikels,  der 
hiermit  annulliert  wird,  bis  zum  31.  Dezember  1912  sowohl  für  die  Nationen,  die 
den  Vertrag  bereits  ratifiziert  haben,  also  auch  für  diejenigen,  die  ihn  später  rati- 
fizieren sollten,  in  Kraft  bleiben". 


')  Third  Int.  Conf.  etc.  S.  71  ff. 
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c)  Die   zwangsweise   Eintreibung   öffentlicher   Schulden. 

Der  vierte  Punkt  des  Konferenzprograrames  sieht  vor:  „A  reso- 
lution  recommending  that  the  Secoud  Peace  Conference  at  The 
Hague  be  requested  to  consider  whether  and,  if  at  all,  to  what 
extent,  the  use  of  force  for  the  collection  of  public  debts  is  ad-- 
missible". 

Die  Frage  der  gewaltsamen  Eintreibung  von  öffentlichen 
und  privaten  Schulden  hat  ilu^e  Geschichte  in  Amerika.  Wäh- 
rend den  unruhigen  von  zahllosen  Revolutionen  und  Kriegen  ge- 
trübten Zeiten  der  Entwicklung  der  lateinisch -amerikanischen 
Republiken  hat  nicht  nur  öfters  während  längerer  Perioden  der 
Staatsschuldendienst  derselben  völlig  versagt,  sondern  es  sind  auch 
zu  ungezählten  Malen  Ausländer  persönlich  oder  in  ihrem  Vermögen 
zu  Schaden  gekommen.  Ihre  Klagen  vor  den  einheimischen  Ge- 
richten um  Schadenersatz  haben  in  vielen  Fällen  gar  keinen  oder 
nur  einen  parteiischen  Richter  gefunden,  so  dass  sich  die  Ge- 
schädigten gezwungen  sahen,  den  Schutz  und  die  Intervention 
ihres  Heimatstaates  anzurufen.  Dieser  erachtete  es  als  seine  staat- 
liche Pflicht,  seinen  Bürgern  zu  ihrem  Rechte  zu  verhelfen  (ver- 
schiedene Male  allerdings  boten  diese  Reklamationen  willkommene 
Anlässe  zu  kolonialen  Expansionsunternehmungen)  und  unternahm 
Schritte  auf  diplomatischem  Wege.  Führte  dieser  Weg  nicht  zum 
Ziel  und  war  der  reklamierende  Staat  mächtig  genug,  so  Hess  er 
es  nicht  an  Zwangsmitteln  fehlen,  um  seinen  Forderungen  Aner- 
kennung zu  verschaffen.  So  sind  wiederholt  lateinisch-amerikanische 
Staaten  zum  Gegenstand  von  militärischen  Interventionen  seitens 
europäischer  Grossmächte  geworden,  die  sich  in  der  Blockade 
amerikanischer  Küstenstriche  und  Häfen  und  der  gewaltsamen 
Besetzung  der  Zollämter  äusserten.  Diese  europäischen  Eingriffe, 
deren  sich  die  relativ  schwachen  amerikanischen  Nationen  nicht 
erwehren  konnten,  erregten  jeweilen  einen  Sturm  der  Entrüstung 
und  wurden  als  notorische  Verletzungen  des  Völkerrechts  ange- 
sehen. Sie  haben  zu  der  Aufstellung  und  Annahme  zweier  neuer 
Grundsätze  durch  die  lateinisch-amerikanischen  Republiken  geführt. 
Die  ältere  dieser  Doktrinen,  die  der  argentinische  Rechtsgelehrte 
Carlos  Calvo  1868  in  seinem  Werke  über  Völkerrecht  aufstellte, 
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verbietet  jede  diplomatische  oder  bewaffnete  Intervention  als  Mittel 
zur  Durchsetzung'  privater  Rechtsansprüche  rein  pekuniärer  Natur, 
die  auf  Verträgen  beruhen,  oder  aus  Bürgerkriegen  (z.  B.  durch 
die  Ausschreitungen  des  aufständigen  Mob)  erwachsen  sind.  Die 
Calvodoktrin,  auf  die  an  dieser  Stelle  nicht  näher  eingetreten 
werden  kann,  fand  im  Jahre  1902  ihre  Ergänzung  durch  eine 
Doktrin,  die  sich  auf  die  Frage  der  Staatsschulden  bezog.  Den 
unmittelbaren  Anstoss  dazu  gab  die  militärische  Kollektivaktion 
Englands,  Deutschlands  und  Italiens  gegen  Venezuela  zwecks 
gewaltsamer  Eintreibung  von  öffentlichen  (und  privaten)  Schulden. 
In  einem  Briefe  vom  29.  Dezember  1902  an  den  argentinischen 
Gesandten  in  Washington  erklärte  der  argentinische  Minister  des 
Äussern,  Dr.  Louis  Maria  Drago,  dass  Staatsschulden  keine  Ver- 
anlassung zu  bewaffneter  Intervention  oder  gar  zu  tatsächlicher 
Besetzung  des  Gebietes  amerikanischer  Nationen  durch  europäische 
Mächte  bilden  können.  Seine  Beweisführung  stützt  sich  darauf, 
dass  der  ausländische  Gläubigerstaat  etwaige  Unsicherheiten  der 
Rückzahlung  von  Anleihen  schon  bei  Berechnung  seines  Risikos 
einstelle  und  je  nachdem  günstigere  oder  ungünstigere  finanzielle 
Bedingungen  bei  der  Gewährung  von  Staatsanleihen  mache.  Dann 
aber  hebt  Drago  hervor,  dass  solche  Schuldverträge  mit  einem 
souveränen  Staat  abgeschlossen  werden,  und  dass  eine  zwangs- 
weise Schuldeintreibung  durch  den  Gläubigerstaat  im  eklatanten 
Widerspruch  zu  der  Souveränität  der  Schuldnermacht  stehe,  deren 
Freiheit  und  Unabhängigkeit  sie  aufhebe.  Drago  hält  dafür,  dass 
über  den  tatsächlichen  Betrag  der  Schuld  entweder  die  Landes- 
gerichte oder  ein  Schiedsgericht  entscheiden  sollen,  dass  deren 
Spruch  auch  für  den  Schuldnerstaat  absolut  bindend  sein  soll, 
dass  es  aber  dessen  Regierung  vorbehalten  bleiben  müsse,  den 
Modus  und  die  Fristen  der  Zahlungen  zu  bestimmen.  Denn  diese 
Regierung  habe  ja  selbst  das  grösste  Interesse  an  der  prompten 
Regelung  dieser  Dinge,  da  ihr  Kredit  und  die  nationale  Ehre  auf 
dem  Spiele  stehen. 

Die  Dragodoktrin  hat  in  den  einzelnen  amerikanischen  Län- 
dern eine  verschiedene  Aufnahme  gefunden.  Die  meisten  lateinisch- 
amerikanischen Republiken  gaben  ihrer  Zustimmung  zu  dem  Grund- 
satz begeisterten  Ausdruck.  Jedoch  gerade  die  wichtigsten  und 
fortgeschrittensten  unter  ihnen,  Chile  und  Brasilien  und  vor  allem 
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die  Vereinigten  Staaten,  standen  ihm  recht  kühl  gegenüber  ^).  Die 
beiden  erstem  betrachteten  die  Doktrin  als  höchst  überflüssig, 
wenn  nicht  gar  schädlich.  Überflüssig,  weil  sie  das  zu  verhindern 
suchte,  was  die  Monroedoktrin  bereits  in  vorzüglicher  Weise 
besorgte,  schädlich,  weil  sie  den  Kredit  der  amerikanischen  Staaten 
gefährden  musste.  Die  Antwort  des  nordamerikanischen  Staats- 
sekretärs Hay  auf  die  bezügliche  Note  des  argentinischen  Ge- 
sandten in  Washington  lautete  sehr  zurückhaltend.  Sie  erklärte, 
ohne  zu  der  Doktrin  irgendwie  Stellung  zu  nehmen,  dass  die  all- 
gemeine Position  der  Vereinigten  Staaten  Regierung  der  Frage  gegen- 
über in  den  letzten  Botschaften  des  Präsidenten  klar  gelegt  sei.  Prä- 
sident Roosevelt  erklärte  in  seiner  Botschaft  an  den  Kongress  vom 
3.  Dezember  1901,  „that  by  tlie  Monroe  Doctrine  we  do  not  gua- 
rantce  any  State  against  punishment  if  it  misconducts  itself,  pro- 
vided  that  punishment  does  not  take  the  form  of  the  acquisition 
of  territory  by  any  non- American  power".  Und  ebenso  in  der 
Botschaft  vom  2.  Dezember  1902:  „No  independent  nation  in 
America  need  have  the  slightest  fear  of  aggression  from  the 
United  States.  It  behooves  each  one  to  raaintain  order  within 
its  ov/n  borders  and  to  discharge  its  just  obligations  to  foreigners. 
When  this  is  done,  they  can  rest  assured  that,  be  they  strong  or 
weak,   they  have   nothing  to  dread  from  outside  interference"  ^). 

Dadurch,  dass  Argentinien  seine  Teilnahme  an  der  Konferenz 
zu  Rio  de  Janeiro  von  der  Aufnahme  des  in  der  Dragodoktrin 
niedergelegten  Grundsatzes  in  das  Konferenzprogramm  abhängig 
machte,  kam  diese  für  Amerika  so  wichtige  Angelegenheit  auf 
dieser  Versammlung  zur  Sprache. 

Am  21.  August  1906  legte  die  argentinische  Delegation  der 
Konferenz  eine  Denkschrift  vor,  in  der  sie  Klarheit  in  die  durch 
zahlreiche  Kommentare  und  Presserzeugnisse  über  die  Bedeutung 
und  den  Zweck  der  Dragodoktrin  hervorgerufene  Gedankenverwir- 
rung bringen  und  die  Lehre  rechtfertigen  wilP). 

Öffentliche   Schulden,     so    führt    die   Denkschrift   aus,     sind 


In  The  American 


*)  Alvarez,  A.,  Latin  America  and  International  Law. 
Journal  of  International  Law  Bd.  III,  1909,  S.  334/3;i5. 

2)  Ciichfield,  G.,  The  Rise  and  Progress  of  the  South  American  Republics, 
London  1909,  II.  Bd.  S.  56/57. 

3)  Third  International  American  Conference.     Minutes,  Resolutions,  Docu- 
ments,  Rio  de  Janeiro  1907,  S.  219  ff. 
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Kontrakte  zwischen  Staaten  und  Privatpersonen,  die  sich  nach 
den  Gesetzen  des  Staates  regeln,  dem  der  Schuldner  angehört.  Sie 
bilden  jedoch  Verpflichtungen  von  einer  exzeptionellen  und  sui 
generis  Natur,  in  gewisser  Weise  Ehrenschulden,  die  der  Schuldner- 
staat bei  Gefahr  des  Verlustes  seiner  Ehre  und  seines  Kredits 
befriedigen  muss. 

Die  Unterlassung  der  Verzinsung  und  Amortisation  solcher 
Schulden,  hervorgerufen  durch  momentane  Insolvenz  eines  Staates, 
hat  in  verschiedenen  Fällen  zu  Interventionen  der  Regierungen 
der  Mächte  geführt,  denen  die  Gläubiger  der  öffentlichen  Schuld 
angehören.  Sie  waren  entweder  pazifistischer  oder  aber  krie- 
gerischer Natur  und  führten  zur  Errichtung  einer  finanziellen  Vor- 
mundschaft, die  mit  der  Ausübung  der  vollen  Souveränität  eines 
Staates  unvereinbar  ist. 

Diese  Interventionen  erfolgten  unter  Berufung  auf  die  Pflicht 
oder  das  Recht  eines  Staates,  seine  Bürger  im  Ausland  oder  deren 
Beziehungen  mit  fremden  Regierungen  zu  schützen.  Die  betreffenden 
Staaten  haben  ihre  bezüglichen  Massnahmen  der  von  Lord  Palmerstone 
in  seiner  berühmten  Zirkularnote  von  1848  zum  Ausdruck  gebrachten 
Haltung  angepasst.     Sie  hat  folgenden  Wortlaut: 

„  .  .  .  The  British  Government  considers  that  the  losses  of  imprudent 
persons  who  have  placed  a  mistaken  confidence  in  the  good  faith  of  foreign 
Governments,  will  serve  as  a  salutary  warning  to  others ,  and  will  contribute  to  a 
smaller  negociation  of  foreign  loans  in  Great  Britain,  unless  it  be  with  Governments 
of  recognized  good  faith  and  verified  solvency.  It  may  happen,  nevertheless, 
that  the  loss  caused  to  British  subjects  through  the  default  in  the  payment  of 
interests  on  loans  contracted  by  them  with  foreign  Governments  is  so  great 
that  it  may  be  considered  to  represent  the  payment  of  the  nation  of  a  very  high 
price  for  the  above-mentioned  warning,  and  in  such  a  Situation  it  will  happen 
perhaps  that  the  British  Government  will  find  itself  obliged  to  consider  whether 
it  be  not  its  duty  to  treat  these  matters  through  diplomatic  Channels". 

Im  fernem  schloss  Lord  Palmerstone  auch  Zwangsmassregeln 
nicht  aus.  Gemäss  seiner  Doktrine  ist  es  zwar  keine  Pflicht, 
wohl  aber  ein  Recht  eines  Staates,  sich  in  derartige  Angelegen- 
heiten zu  mischen,  mit  andern  Worten,  er  reserviert  sich  die 
Fakultät,  diplomatisch  oder  militärisch,  je  nachdem  es  die  Umstände 
erheischen,  vorzugehen. 

Die  Praxis  hat  indessen  Zwangsmassnahmen  des  Starken 
gegen   den   Schwachen   diskreditiert  und   verurteilt,   und  Gelehrte 
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und  Internationalisten  sind  beim  Studium  des  Problems  auf  ver- 
scliiedenen  Wegen  zu  der  Verneinung  des  behaupteten  Rechtes 
und  zur  Aufstellung  einer  wahrhaft  juristischen  Doktrin  gelangt, 
welche  die  These  der  argentinischen  Note  von  1902  voll  und  ganz 
rechtfertigt. 

Die  Denkschrift  führt  sodann  zur  Verteidigung  des  von  Drago 
aufgestellten  Grundsatzes  aus,  dass  die  von  Ausländern  und  ameri- 
kanischen Regierungen  geschlossenen  Schuldverträge  auf  frei- 
willigem Konsens  beider  Parteien  beruhen,  dass  die  Risiken,  die 
dabei  gelaufen  würden,  durch  die  Aussichten  auf  unverhältnis- 
mässig hohen  Gewinn  kompensiert  werden,  und  dass  die  Personen, 
die  ihr  Kapital  in  dieser  Weise  anlegen,  oft  in  dem  Schuldner- 
staate selber  domiziliert  sind  und  ihr  Heimatland  sine  animo  rever- 
tendi  verlassen  haben. 

Sie  zitiert  die  Ansichten  von  verschiedenen  Rechtsgelehrten,  wie 
Diena,  Rollin-Jaecquemyns,  Kebedgy,  die  alle  die  Illegalität  jeder 
finanziellen  Intervention  zum  Schutze  der  Bürger  der  intervenierenden 
Macht  verkünden. 

Die  Venezuela-Angelegenheit,  trotz  ihrer  Kompliziertheit  und 
den  verschiedenen  Motiven,  die  die  Aktion  der  intervenierenden 
Mächte  bestimmten,  sowie  verschiedene  andere  Fälle  beweisen 
die  Notwendigkeit  der  Erörterung  des  Gegenstandes  im  Schosse 
einer  Versammlang,  in  der  die  Delegierten  aller  zivilisierten 
Nationen  vertreten  sind,  zwecks  Beseitigung  der  Ursachen 
internationaler  Konflikte  durch  die  konventionelle  Anerkennung 
eines  Prinzips,  das  bis  jetzt  nur  als  eine  Doktrin  verkündet 
worden  ist. 

Keinerlei  egoistische  Motive  haben  die  Haltung  der  argen- 
tinischen Regierung  beeinflusst,  als  sie  auf  diplomatischem  Wege 
zu  einer  so  wichtigen  Diskussion  beitrug,  denn  das  Gedeihen  und 
die  Solvenz  der  Republik  sind  ebenso  notorisch  als  die  gewissen- 
hafte Rechtlichkeit,  mit  der  sie  zu  allen  Zeiten  ihre  finanziellen 
Obligationen  erfüllt  oder  zu  erfüllen  versucht  hat.  Die  Regierung 
hat  auch  in  keiner  Weise  versucht,  die  Regel  der  Stratlosigkeit 
auf  alle  Fälle  auszudehnen.  In  der  bekannten  Note  ist  eine  dies- 
bezügliche Bürgschaft  gestellt,  wenn  Dr.  Drago  sagt:  „This  is  not 
in  any  way  a  defence  of  bad  faitli,  disorder  and  deliberate  and 
voluntary  insolvency.     It  is   simply  a  support  of  the  decorum  of 
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the  public  international  entity,  whicli  cannot  be  thus  dragged  into 
war,  to  the  Imrt  of  the  high  aims  which  deterraine  the  existence 
and  liberty  of  nations". 

Solange  ein  Staat  nicht  die  durch  seine  Existenz  in  der 
Staatengesellschaft  erwachsenen  Pflichten  verletzt,  ziehen  die  von 
Personen  erlittenen  Schäden  seine  Verantwortlichkeit  dafür  nicht 
nach  sich.  Dieser  Grundsatz  wird  durch  das  moderne  inter- 
nationale Recht  bestätigt,  besonders  durch  Anzilotti,  Professor  in 
Bologna,  der  seine  Überzeugung  in  folgenden  Worten  ausdrückt: 
„The  duties  and  pretentions  of  States  among  themselves  which 
have  reference  to  a  way  of  behaving  or  conducting  themselves 
towards  individuals  determine  a  relationship  between  State  and 
State,  in  which  the  individual  does  not  appear  except  as  the  object 
of  rights  and  duties  of  the  States  themselves". 

In  den  Schlussworten  ihrer  Denkschrift  gibt  die  argentinische 
Delegation  der  Hoffnung  Ausdruck,  dass  die  oben  erwähnten  Grund- 
sätze möglichst  bald  als  positives  internationals  Recht  aufgenommen 
werden  möchten.  — 

Waren  schon  in  der  Washingtoner  Kommission  zur  Vor- 
bereitung des  Programms  der  III.  pan-amerikanischen  Konferenz 
die  Ansichten  der  verschiedenen  Mitglieder  über  die  schwierige 
Materie  auseinandergegangen,  so  konnte  auch  das  Konferenz comitö, 
dem  die  Frage  zur  Beratung  überwiesen  wurde,  zu  keiner  Eini- 
gung im  Sinne  des  argentinischen  Vorschlages  gelangen.  Es  wurde 
zwar  allgemein  anerkannt,  dass  die  von  der  Presse  der  Welt  an 
der  Dragodoktrin  geübte  Kritik  und  die  ihr  untergeschobenen  Ab- 
sichten durchaus  ungerechtfertigt  seien,  und  dass  die  kleinen  und 
mehrere  der  grössern  amerikanischen  Republiken  dieselben  bitter 
empfunden  hätten.  Mehrere  Delegierte  jedoch  fanden  die  Materie 
zu  delikater  Natur  und  zu  sehr  einer  unbilligen  Kritik  exponiert; 
sie  waren  daher  geneigt,  der  Konferenz  zu  empfehlen,  sie  möchte 
der  Angelegenheit  keine  weitere  Folge  geben.  Nach  langer,  erfolg- 
loser Diskussion  im  Schosse  des  Comites  drang  schliesslich  die  An- 
sicht der  Vereinigten  Staaten  durch. 

Die  Instruktionen  der  Delegierten  dieses  Landes  in  der  frag- 
lichen Materie  lauten  folgendermassen  ^) : 


1)  Third  International  Conference  of  American  States.   Report  of  the  Dele- 
gates  of  the  United  States  S.  41. 
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„Es  ist  schon  lange  die  konstante  Politik  der  Vereinigten 
Staaten  gewesen,  zur  Eintreibung  gewöhnlicher  Vertragsschulden 
anderer  Regierungen  an  nordamerikanische  Bürger  nicht  Waffen- 
gewalt anzuwenden.  Wir  (die  U.  S.  A.)  sind  der  Meinung,  dass 
die  Anwendung  von  Gewalt  zu  solchem  Zwecke  nicht  vereinbar 
ist  mit  der  Respektierung  der  unabhängigen  Souveränität  der 
andern  Glieder  der  Staatengesellschaft,  die  einen  der  wichtigsten 
Grundsätze  des  Völkerrechts  und  den  hauptsächlichsten  Schutz 
der  schwächern  Staaten  vor  der  Unterdrückung  durch  die  stärkern 
darstellt.  Es  scheint  uns,  dass  eine  solche  Praxis  in  ihrer  allge- 
meinen Wirkung  nachteilig  wirkt  auf  die  Beziehungen  zwischen 
den  Völkern  und  das  Wohlbefinden  der  schwachen  und  wenig  ge- 
festigten Staaten,  deren  Entwicklung  im  Interesse  der  Zivilisation 
gefördert  werden  soll;  dass  sie  die  Hand  bietet  zu  zahlreichen 
Versuchen  der  Einschüchterung,  Unterdrückung  und  zu  unnützen  und 
ungerechten  Kriegen.  Wir  bedauern,  dass  andere  Mächte,  deren 
Gerechtigkeitssinn  wir  hoch  schätzen,  zuzeiten  eine  andere  Stellung 
eingenommen  und  sich,  wenn  auch  widerwillig,  erlaubt  haben, 
solche  Schulden  mit  Gewalt  einzutreiben.  Es  ist  zweifellos 
richtig,  dass  die  Nichtbezahlung  öffentlicher  Schulden  von  solchen 
Umständen  des  Betrugs  und  der  Ungerechtigkeit  oder  der  Ver- 
letzung von  Verträgen  begleitet  sein  kann,  dass  sie  die  Anwendung 
von  Gewalt  rechtfertigt.  Die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten 
würde  es  begrüssen,  wenn  diese  Frage  zum  Gegenstand  einer 
internationalen  Diskussion  gemacht  würde.  Dabei  sollte  unter- 
schieden werden  zwischen  den  bereits  genannten  Fällen  und  der 
einfachen  Nichterfüllung  eines  mit  einer  Privatperson  abge- 
schlossenen Vertrages.  Eine  Resolution  zugunsten  der  Anwendung 
pazifistischer  Mittel  mit  Bezug  auf  letztere  Fälle  sollte  ange- 
nommen werden. 

„Es  ist  indessen  nicht  tunlich,  dass  die  Konferenz  von  Rio 
de  Janeiro  eine  solche  Unterscheidung  vornehme  oder  einen  der- 
artigen Grundsatz  aufstelle.  Die  meisten  amerikanischen  Länder 
sind  noch  Schuldnerstaaten,  während  die  europäischen  Staaten 
ihre  Gläubiger  sind.  Wenn  infolgedessen  die  Konferenz  von  Rio 
de  Janeiro  ein  solches  Unternehmen  ausführen  wollte,  hätte  es  den 
Anschein,  als  ob  eine  Versammlung  von  Schuldnern  vorschreiben 
möchte,   wie  sich  ihre  Gläubiger  zu  benehmen  haben  und  würde 

Bücbi,   Geschichte  der  Pan-Amerikanischen  Bewegung.  • 
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daher  keinen  achtungerweckenden  Eindruck  machen.  Der  richtige 
Weg,  der  einzuschlagen  ist,  wird  durch  den  Wortlaut  des  Kon- 
ferenzprogramms gezeichnet,  das  vorschlägt,  die  2.  Haager  Kon- 
ferenz, in  der  sowohl  Gläubiger  als  Schuldner  sitzen,  sei  einzu- 
laden, die  Frage  zu  prüfen". 

Dem  Einflüsse  des  nordamerikanischen  Delegierten  im  Comite 
gelaug  es,  sämtliche  Stimmen  auf  den  Antrag  der  Vereinigten 
Staaten  in  der  Angelegenheit  zu  vereinigen,  so  dass  das  Comite 
der  Konferenz  folgenden  Bericht  einstimmig  unterbreiten  konnte^): 

„Wie  in  der  Sitzung  des  Verwaltungsrates  des  Bureaus  der 
amerikanischen  Republiken  vom  21.  April  d.  J.  klar  festgestellt 
worden  ist,  wurde  die  Tragweite  des  vierten  Programmpunktes 
auf  öffentliche  Schulden  beschränkt  und  sollte  damit  in  keiner 
Weise  die  Annahme  der  zwangsweisen  Eintreibung  derselben  be- 
absichtigt sein.  Das  Comite  würde  vorziehen,  die  streitige  Frage 
auf  ein  weiteres,  umfassenderes  Gebiet  auszudehnen,  so  dass  sie 
nicht  nur  die  öffentlichen  Schulden,  sondern  auch  alle  sonstigen 
rein  pekuniären  Angelegenheiten,  die  so  oft  die  Ursache  so  be- 
klagenswerter Konflikte  sind,  umfassen  würde. 

Es  ist  nicht  vorgeschlagen  worden,  in  dieser  ausschliesslich 
von  amerikanischen  Staaten  beschickten  Konferenz  definitive  Ent- 
scheidungen zu  treffen;  die  Aufstellung  wirklicher  Grundsätze  zur 
Regelung  der  Materie  sollte  vielmehr  einer  internationalen  Ver- 
sammlung aller  Staaten  der  Welt  überlassen  werden. 

Das  Comite  hat  die  Tatsache  nicht  übersehen,  dass  der  Kern 
der  Sache  nicht  nur  die  Anwendung  von  Prinzipien  des  Völker- 
rechts involviert,  sondern  auch  von  solchen,  die  die  internen  sou- 
veränen Rechte  der  Staaten  berühren,  und  dass  diese  letztern  in 
den  Resolutionen  dieser  Konferenz  respektiert  werden  müssen. 

Das  Comite  ist  darüber  einig,  dass  Grundsätze  des  inter- 
nationalen Rechts,  die  in  den  Verträgen  niedergelegt  oder  allge- 
mein anerkannt  sind,  verletzt  werden  müssen,  damit  der  durch 
Art.  4  des  Programms  vorgesehene  Fall  eintreten  kann  und  dass 
sich  dieser  nur  auf  Schulden  bezieht,  die  von  einem  Staat  mit 
Privatpersonen  kontrahiert  wurden,  ohne  die  Intervention  eines 
andern  Staates. 


»)  Third  Int.  Conf.  of  Am,  States,  Report  etc.  S.  13/14. 


Da  es  die  Ansicht  des  Comites  ist,  dass  der  Umfang  der  in 
Beratung  stehenden  Materie  auf  andere  Fälle  pekuniären  Ursprungs 
erweitert  werden  sollte  neben  den  nur  auf  öffentliche  Schulden 
bezüglichen,  die  allein  in  das  Programm  aufgenommen  w^orden 
sind,  da  jedoch  die  hier  vertretenen  Regierungen  über  die  Tunlich- 
keit  der  Vorbringung  dieses  Gegenstandes  nicht  einig  sein  könnten, 
beschränkt  sich  das  Comite  darauf,  die  Annahme  folgender  Reso- 
lution zu  empfehlen: 

Beschluss  der  III.  internationalen  amerikanischen  Konferenz 
zu  Rio  de  Janeiro: 

„To  recommend  to  the  Governments  represented  therein  that 
they  consider  the  point  of  inviting  the  Second  Peace  Conference 
at  The  Hague  to  consider  the  question  of  the  compulsory  collec- 
tion  of  public  debts,  and,  in  general,  raeans  tending  to  diminish 
between  nations  conflicts  having  an  exclusively  pecuniary  origin". 

Am  22.  August  1906  wurde  diese  Resolution  von  allen  Dele- 
gationen der  Konferenz  unterzeichnet^). 


d)  Die  Kodifikation  des  internationalen  Rechts. 

Die  in  Mexiko  unterzeichnete  Konvention  über  die  Kodifikation 
des  internationalen  Privat-  und  öffentlichen  Rechts  war  von  keiner 
der  Signatarmächte  ratifiziert  worden.  Trotzdem  zeigte  sich  auf 
der  Konferenz  zu  Rio  de  Janeiro  ein  allseitiges  Verlangen,  dass 
nunmehr  ein  erster  Schritt  getan  werde  zu  einer  bestimmteren 
Formulierung  der  Normen  zur  Regelung  der  internationalen  Be- 
ziehungen zwischen  den  amerikanischen  Staaten  als  dies  bisher 
der  Fall  gewesen  war.  Die  in  den  Sitzungen  des  betreffenden 
Comites  vorgelegten  Projekte  und  die  im  Laufe  der  Diskussion 
von  den  verschiedenen  Delegationen  gemachten  Anregungen  be- 
zeugen das  rege  Interesse,  das  sämtliche  Staaten  der  Materie  ent- 
gegenbrachten. 

In  der  Sitzung  vom  4.  August  legte  die  mexikanische 
Delegation,  an  deren  Spitze  F.  L.  de  la  Barra,  der  eifrige  Ver- 
fechter einer  Kodifikation  des  amerikanischen  internationalen 
Rechts,  stand,  dem  Comite  ein  Konventionsprojekt  vor,  das  auf 
dem    von    der    Delegation    1901    ausgearbeiteten    Entwurf    ba- 


>)  Third  Int.  Conf.  of  Am.  States,  Report  etc.  S.  116. 
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siert^),  jedoch  die  Bestimmung  enthält,  dass  die  mit  dem  Kodi- 
fikationswerk betraute  Kommission  ihre  Aufmerksamkeit  in  erster 
Linie  den  Regeln  und  Grundsätzen  des  internationalen  Rechtes 
zuwenden  solle,  die  bereits  in  Verträgen  oder  Konventionen 
zwischen  den  amerikanischen  Staaten  aufgenommen  worden  sind 
(Art.  3  und  4). 

Die  nordaraerikanische  Delegation  vertrat  durch  ihr  Mit- 
glied im  Comite,  Prof.  L.  S.  Rowe,  die  Ansicht,  dass  die  in  Mexiko 
vorgeschlagene  Juristenkommission  von  fünf  Mitgliedern  erweitert 
werden  und  aus  je  einem  Mitglied  der  in  der  internationalen 
Union  der  amerikanischen  Republiken  vertretenen  Länder  bestehen 
sollte.  Auch  sollten  derselben  in  einzelnen  Materien,  namentlich 
im  Völkerrecht,  Angaben  gemacht  und  dieselben  in  den  Kodex 
aufgenommen  werden;  so  vor  allem  über:  das  Kriegsrecht,  die 
Unverletzlichkeit  des  Privateigentums  und  die  Beschiessung  von 
Häfen,  Städten  und  Dörfern  durch  Kriegsschiffe;  dann  über  die 
Normen  der  Neutralität,  mit  der  Absicht  einer  klareren  Definition 
der  Pflicht  der  Regierungen,  die  Armierung  von  Schiffen  zum 
Zwecke  der  Kriegführung  gegen  eine  Macht  zu  verhindern,  mit 
der  sie  im  Frieden  leben;  das  Verbot  oder  die  Erlaubnis  für  die 
Belligerenten,  neutrale  Häfen  oder  Gewässer  als  Basis  ihrer  See- 
operationen zu  benutzen,  die  Erhöhung  oder  Ergänzung  ihrer  Kriegs- 
vorräte oder  die  Rekrutierung  von  Soldaten  etc. 

Die  argentinische  Delegation  will  nicht  so  weit  gehen. 
Sie  beantragt  die  Organisation  eines  Juristenkollegiums,  in  dem 
jedes  Land  vertreten,  und  das  mit  ausreichender  Vollmacht  aus- 
gerüstet ist,  um  ohne  andere  Direktiven  als  den  im  Programm  ent- 
haltenen und  den  von  den  einzelnen  Regierungen  ihren  Vertretern 
gegebenen  Instruktionen  die  gestellte  Aufgabe  zu  lösen. 

Der  peruanische  Delegierte,  Dr.  Cornejo,  wünscht  der 
Juristenkommission  folgende  Fragen  zur  Prüfung  zu  unterbreiten: 
internationale  Schiedsgerichtsbarkeit;  Anwendung  von  Gewalt  bei 
der  Eintreibung  von  Schulden;  besondere  Normen  für  die  Demar- 
kation von  Grenzen  zwischen  amerikanischen  Staaten;  jede  Re- 
gierung soll  ferner  ihre  Ansicht  über  Punkte  des  internationalen 


^)  Third  International  American  Conference.     Minutes,  Resolutions,  Docu- 
ments  S.  106  ff. 
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Privat-   und   öffentlichen   Rechts,    an   denen   sie    interessiert  ist, 
äussern. 

Von  Interesse  sind  die  Anregungen  des  brasilianischen 
Delegierten  Dr.  Amaro  Cavalcanti.  Ihm  erscheint  vor  allem 
wichtig  zu  wissen,  ob  es  sich  darum  handelt,  einen  Kodex  zum 
ausschliesslichen  Gebrauch  der  Nationen  des  amerikanischen  Kon- 
tinents aufzustellen,  oder  aber  um  eine  Konsolidation  der  allge- 
meinen Regeln  und  Grundsätze,  die  in  analogen  Fällen  oder  bei 
gleichen  Bedingungen  auf  die  Beziehungen  mit  den  Nationen 
anderer  Erdteile  anwendbar  sind.  Wenn  auch  die  andern  Staaten, 
speziell  die  europäischen,  nicht  eingeladen  wurden,  um  an  den 
amerikanischen  Konferenzen  teilzunehmen,  erklärte  Cavalcanti,  so 
dürfen  diese  Staaten  durchaus  nicht  als  dem  Kodifikationswerke, 
das  in  exklusiver  Weise  die  internationalen  Beziehungen  unter 
den  amerikanischen  Nationen  regeln  soll,  fernstehend  betrachtet 
werden.  Le  droit  n'est  pas  une  creation,  qui  se  puisse  realiser 
au  gre  d'un  ou  de  plusieurs  Etats  du  Continent.  Unsere  (die 
amerikanischen)  bekannten  Beziehungen  aller  Art  mit  andern 
Nationen,  unsere  Verträge  mit  den  europäischen  Staaten,  unsere 
Verpflichtungen  diesen  Nationen  gegenüber,  alles  dies  würde  auf 
unser  Vorgehen  derart  einwirken,  dass  dem  Werke  der  Kodifikation 
des  amerikanischen  internationalen  Rechts  klugerweise  gewisse 
Grenzen  gezogen  werden  müssten.  Vorausgesetzt,  dass  in  der 
Materie  mit  unbegrenzter  Freiheit  vorgegangen  und  ein  neues 
Recht  ausschliesslich  für  die  amerikanischen  Völker  geschaffen 
würde,  so  hätten  diese  Völker  selber  eine  ewige  Quelle  von  Kon- 
flikten in  ihren  Beziehungen  mit  den  Völkern  anderer  Kontinente 
geschaffen,  denn  diese  würden  fortfahren,  das  kodifizierte  ameri- 
kanische Recht  zu  ignorieren,  jedesmal,  wenn  sie  ihre  Rechte  und 
Interessen  in  einem  amerikanischen  Staat  geltend  machen  wollten. 
Der  brasilianische  Delegierte  ist  überzeugt,  dass  diese  Schwierig- 
keit leicht  überwunden  werden  kann,  wenn  die  kodifizierten  Nor- 
men und  Grundsätze,  die  dazu  bestimmt  sind,  in  erster  Linie  die 
internationalen  Beziehungen  zwischen  den  amerikanischen  Staaten 
zu  regeln,  auch  von  andern  Nationen  angenommen  werden  können. 
Diese  Adhäsion  der  letztern  würde  durch  besondere  Vertragsklauseln 
oder  einfache  Reziprozitätsverpflichtungen  zu  erreichen  sein.  In 
keinem  Falle   darf  jedoch   das  Kodifikationswerk  die  rechtlichen 
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Beziehungen  der  amerikanischen  Staaten  mit  den  übrigen  Nationen 
übersehen,  und  gerade  diese  Pflicht,  der  sich  Amerika  nicht 
entzielien  kann,  bildet  eine  Hauptschwierigkeit  bei  der  Ver- 
wirklichung der  Idee.  Der  Delegierte  schliesst  seine  Ausführungen 
mit  den  Worten:  „Le  droit,  considere  comme  principe,  comme  regle 
de  l'ordre  social,  n'est  ni  americain,  ni  europeen,  ni  asiatique,  il 
est  humain,  il  est  universel.  ün  code  reposant  sur  une  base  difi'e- 
rente  serait  mal  fait"  ^). 

Ernstliche  Beachtung  seitens  des  Comites  fand  auch  das  von 
dem  brasilianischen  Delegierten  zur  IL  pan- amerikanischen 
Konferenz,  Don  Jose  Hygino  Duarte  Pereira,  am  4.  November  1901 
jener  Konferenz  vorgelegte  Projekt,  wonach  das  Exekutiv-Comite 
des  internationalen  Bureaus  der  amerikanischen  Republiken  eine 
dreigliedrige  Juristenkommission  ernennen  sollte  zur  Vorbereitung, 
bis  zur  nächsten  Konferenz,  eines  Entwurfes  eines  Kodexes  des 
Völkerrechts  und  eines  solchen  des  internationalen  Privatrechts,  zur 
Regelung  der  internationalen  Beziehungen  unter  den  amerikanischen 
Nationen.  Die  genannte  Kommission  sollte  dabei  keine  besondern 
Instruktionen  erhalten,  der  Entwurf  dagegen  den  einzelnen  Re- 
gierungen zur  Begutachtung  vorgelegt  werden,  bevor  sich  die 
Konferenz  damit  zu  befassen  hätte.   — 

Es  ist  klar,  dass  bei  dieser  grossen  Zahl  von  oft  divergierenden 
Vorschlägen  und  Anregungen  die  Aufgabe  des  Comites  sich  zu 
einer  sehr  schwierigen  gestaltete.  Es  sollte  nicht  von  dem  im 
Konferenzprogramra  enthaltenen  Plane  abweichen  und  doch  den 
verschiedenen  vorgebrachten  Wünschen  in  dem  aufzustellenden 
Konventionsprojekt  Rechnung  tragen.  Dieser  Aufgabe  ist  das 
Comite  nach  längeren  Beratungen  nachgekommen  und  unter- 
breitete der  Konferenz  am  21.  August  1906  folgenden  Entwurf 
einer  Konvention: 

Art.  1.  Es  soll  eine  internationale  Juristenkommission  eingesetzt  werden, 
bestehend  aus  je  einem  Vertreter  der  Signatarmächte,  der  von  seiner  resp.  Re- 
gierung zu  ernennen  ist.  Die  genannte  Kommission  soll  zusammentreten  zwecks 
Vorbereitung  eines  Entwurfes  eines  Kodexes  des  internationalen  Privatrechts, 
sowie  eines  solchen  des  Völkerrechts  zur  Regelung  der  Beziehungen  zwischen 
den  amerikanischen  Nationen.  Zwei  oder  mehrere  Regierungen  können  zusammen 
einen  Vertreter  ernennen,  der  jedoch  nur  eine  Stimme  haben  soll. 


')  Sä  Vianna  a.  a.  0.  S.  225. 
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Art.  2.  Die  Bekanutgabe  der  Wahlen  der  Mitglieder  der  Kommission  soll 
seitens  der  der  Konvention  beitretenden  Regierungen  an  die  Regierung  der 
Vereinigten  Staaten  von  Brasilien  erfolgen,  welche  die  nötigen  Schritte  zur 
Abhaltung  der  ersten  Sitzung  tun  wird. 

Die  erwähnten  Wahlen  sollen  der  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  von 
Brasilien  bis  spätestens  1.  April  1907  bekannt  gegeben  werden. 

Art.  3.  Die  erste  Sitzung  der  genannten  Kommission  soll  im  Laufe  des 
Jahres  1907  in  Rio  de  Janeiro  abgehalten  werden.  Die  Anwesenheit  von  we- 
nigstens 12  Vertretern  der  Signatarstaaten  soll  zur  Organisation  der  Kommission 
erforderlich  sein. 

Die  Kommission  soll  Zeit  und  Ort  der  folgenden  Sitzungen  bestimmen, 
vorausgesetzt,  dass  genügend  Zeit  übrig  bleibt  vom  Datum  der  letzten  Sitzung 
au,  um  wenigstens  1  Jahr  vor  dem  festgesetzten  Zusammentritt  der  IV.  inter- 
nationalen amerikanischen  Konferenz  den  Signatarstaateu  alle  Entwürfe  oder 
wichtige  Teile  derselben  unterbreiten  zu  können. 

Art.  4.  Die  genannte  Kommission,  nachdem  sie  zwecks  ihrer  Organisation 
und  Verteilung  der  Arbeit  unter  die  einzelnen  Mitglieder  zusammengetreten  ist, 
soll  sich  in  2  besondere  Comitös  teilen,  eines  zur  Vorbereitung  des  Entwurfes 
eines  Kodexes  des  internationalen  Privatrechts,  das  andere  zur  Vorbereitung 
eines  Kodexes  des  Völkerrechts.  Falls  diese  Arbeitsteilung  durchgeführt  wird, 
sollen  die  Comites  bis  zur  Beendigung  ihrer  Arbeiten  oder  bis  zu  dem  im 
Schlusssatz  des  Art.  3  vorgesehenen  Zeitpunkt  gesondert  vorgehen. 

Um  die  Wirksamkeit  dieses  Werkes  zu  fördern  und  zu  ermessen,  sollen 
beide  Comites  die  Regierungen  ersuchen,  Experten  für  die  Prüfung  spezieller 
Materien  zu  bezeichnen.  Beide  Comitös  sollen  desgleichen  ermächtigt  sein, 
Fristen  anzusetzen,   innerhalb  welcher  solche  Berichte  erstattet  werden  müssen. 

Art.  5.  Zwecks  Festsetzung  der  in  den  Rahmen  des  Werkes  der  Kommission 
aufzunehmenden  Materien  empfiehlt  die  III.  internationale  Konferenz  derselben, 
ihr  besonderes  Augenmerk  Gegenständen  und  Prinzipien  zuzuwenden,  mit  Bezug 
auf  welche  in  bestehenden  Verträgen  und  Konventionen  Übereinstimmung  herrscht, 
und  ebenso  Normen  und  Prinzipien,  die  in  die  nationalen  Gesetze  der  amerika- 
nischen Staaten  aufgenommen  worden  sind.  Sie  empfiehlt  ferner  der  Aufmerk- 
samkeit der  Kommission  die  Verträge  von  Montevideo  von  1889  und  die  darauf 
bezüglichen  Debatten,  und  ebenso  die  von  der  II.  internationalen  Konferenz  der 
amerikanischen  Staaten  in  Mexiko  1902  diskutierten  und  angenommenen  Kon- 
ventionsprojekte; ferner  alle  andern  Fragen,  die  juristisch  einen  Fortschritt  ver- 
sprechen, oder  die  dahin  tendieren,  die  Ursachen  von  Missverständnissen  oder 
Konflikten  zwischen  den  amerikanischen  Staaten  auszuschalten. 

Art.  6.  Die  anlässlich  der  Vorbereitung  dieser  Entwürfe  erwachsenden 
Auslagen  einschliesslich  der  Entschädigung  der  gemäss  Art.  4  gemachten  techni- 
schen Studien  sollen  von  sämtlichen  Signatarstaaten  im  gleichen  Verhältnis  und 
in  der  gleichen  Form  getragen  werden,  wie  die  Auslagen  des  internationalen 
Bureaus  der  amerikanischen  Republiken  in  Washington;  die  Entschädigungen 
an  die  Mitglieder  der  Kommission  dagegen  sollen  von  den  Regierungen,  die  sie 
vertreten,  ausgerichtet  werden. 
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Art.  7.  Die  IV.  internatiouale  Koufereuz  der  amerikauischeu  Staaten  soll 
die  Grundsätze,  über  die  eine  Einigung  erzielt  worden  ist,  in  einen  oder  mehrere 
Verträge  aufnehmen  und  soll  bestrebt  sein,  deren  Annahme  und  Ratifikation 
durch  die  amerikanischen  Nationen  zu  sichern. 

Art.  8.  Die  Regierungen,  welche  diese  Konvention  zu  ratifizieren  wünschen, 
sollen  den  Vereinigten  Staaten  von  Brasilien  hiervon  Kenntnis  geben,  damit 
letztere  auf  diplomatischem  Wege  die  andern  Regierungen  benachrichtigen.  Dieses 
Verfahren  soll  an  Stelle  des  Austausches  der  Ratifikationen  treten. 

Am  23.  August  1906  wurde  diese  Konvention  von  allen  Dele- 
gationen unterzeichnet  ^). 

e)  Das  internationale  Bureau  der  amerikanischen 
Republiken^). 

Auch  auf  dieser  Konferenz  war  das  grosse  Interesse  bemer- 
kenswert, das  alle  Delegierten  an  dem  Werke  nahmen,  das  die 
I.  pan- amerikanische  Versammlung  hervorgebracht  hatte.  Ein- 
stimmig wurde  die  Ansicht  ausgesprochen,  dass  die  Tätigkeit  des 
Bureaus  für  die  verschiedenen  Republiken  von  solchem  Werte  ist, 
dass  dasselbe  auf  eine  ständigere  und  erweitertere  Grundlage  als 
bisher  gestellt  werden  sollte,  damit  dem  Verwaltungsrat  und  dem 
Direktor  des  Instituts  grössere  Gelegenheit  zur  Erzielung  von  noch 
effektiveren  Resultaten  gegeben  würde.  Die  Delegierten  waren 
darüber  einig,  dass  die  Reorganisation  in  der  Erhöhung  der  Ak- 
tionsfreiheit und  der  Vereinfachung  der  Organisation  des  Bureaus 
bestehen  sollte.  Verschiedene  neue  wichtige  Kompetenzen  sollten 
den  bis  dato  fast  ausschliesslich  kommerziellen  Funktionen  des 
Instituts  beigefügt  werden,  so: 

1.  Sammlung  und  Erteilung  kommerzieller  Informationen  und  Vorbereitung 
kommerzieller  Berichte  zur  Publikation. 

2.  Sammlung  und  Klassifikation  aller  erreichbaren  Data  mit  Bezug  auf 
Verträge  und  Konventionen  zwischen  amerikanischen  Republiken  und 
solchen  und  nicht-amerikanischen  Staaten  für  den  Gebrauch  späterer 
Konferenzen. 

3.  Erstattung  eines  Berichtes  über  Erziehungsangelegenheiten  für  spätere 
Konferenzen. 

4.  Vorbereitung  von  Berichten  über  Fragen,  die  die  Konferenz  von  Rio  de 
Janeiro  und  spätere  internationale  amerikanische  Konferenzen  in  Resolu- 
tionen bezeichnen  sollten. 


')  Third  International  Conference  of  American  States.    Report  of  the  De- 
legates  of  the  United  States  S.  89  ff, 
2)  Ibid.  S.  6,  49,  99,  108. 
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5.  Mithilfe  zur  Herbeiführuug  der  Ratifikation  von  Resolutionen  und  Kon- 
ventionen, die  von  den  Konferenzen,  an  denen  die  verschiedenen  Repu- 
bliken teilnahmen,  angenommen  wurden. 

6.  Durchführung  von  Resolutionen  der  amerikanischen  internationalen  Kon- 
ferenzen, die  dem  Bureau  zur  Ausführung  übertragen  werden. 

7.  Empfehlung  von  Gegenständen,  die  von  der  nächsten  Konferenz  in  Be- 
ratung gezogen  werden  sollen  und  die  zu  diesem  Zweck  den  daran  teil- 
nehmenden Regierungen  wenigstens  6  Monate  vor  Zusammentritt  der  Kon- 
ferenz mitzuteilen  sind. 

8.  Übermittlung,  im  selben  Zeitraum,  eines  vollständigen  Berichtes  an  sämt- 
liche mit  dem  Bureau  in  Verbindung  stehenden  Regierungen  über  dessen 
seit  dem  Zusammentritt  der  jeweilig  letzten  Konferenz  geleistete  Arbeit, 
und  Spezialberichte  über  solche  Gegenstände,  die  ihm  zur  Berichterstattung 
überwiesen  worden  sind. 

9.  Verwahrung  des  Archivs  der  abgehaltenen  internationalen  amerikanischen 
Konferenzen  und  der  Protokolle  über  die  seitens  der  verschiedenen  Re- 
publiken auf  die  Empfehlungen  der  Konferenz  hin  unternommenen  Schritte. 

Durch  die  Übertragung  dieser  neuen  Funktionen  sollte  das 
Bureau  zu  einem  wirklichen  „permanent  committee  of  the  inter- 
national American  Conferences"  werden.  Die  grösste  Schwierig- 
keit der  drei  ersten  Konferenzen  hatte  stets  in  dem  Mangel  an 
vorgängiger  Information  und  sorgfältig  gesammelten  Daten  über 
die  in  das  Konferenzprogramm  aufgenommenen  Materien  bestanden. 
Dadurch  dass  dem  Bureau  der  Charakter  eines  ständigen  Comites 
Verliehen  wird,  soll  seine  Tätigkeit  nicht  nur  in  der  Empfehlung 
bestimmter  Fragen  zur  Aufnahme  in  das  Konferenzprogramm  be- 
stehen, sondern  es  hat  den  beteiligten  Regierungen  ausführliche 
Berichte  und  Daten  über  auszuführende  Projekte  vorzulegen,  da- 
mit sie  von  deren  Delegierten  vor  Zusammentritt  der  jeweiligen 
Konferenzen  in  Erwägung  gezogen  werden  können.  Ferner  hat 
das  Bureau  die  ihm  von  der  Konferenz  zu  Rio  speziell  übertragenen 
Aufgaben  in  genauer  und  vollständiger  Weise  vorzubereiten.  Durch 
solche  Massnahmen  sollten  künftige  Konferenzen  nicht  nur  ge- 
sichert, ihre  Arbeit  erleichtert  und  in  relativ  kurzer  Zeit  bewältigt, 
sondern  auch  deren  Ergebnisse  effektiver  gestaltet  werden. 

Eine  der  wichtigsten  Aufgaben,  die  dem  Bureau  anvertraut 
werden  sollte,  und  von  deren  Ausführung  man  die  besten  Erfolge 
erwartete,  ist  die  ihm  zu  übertragende  Kompetenz,  für  die  Herbei- 
führung der  Ratifikationen  der  von  den  einzelnen  Konferenzen 
zur  Annahme  empfohlenen  Resolutionen  und  Verträge  besorgt  zu 
sein.     Das  Felden  eines  Organs  zur  Fortführung  und  Organisation 
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des  Werkes  der  Konferenzen  nach  deren  jeweiligem  Auseinander- 
gehen wurde  allerseits  als  ein  grosses  Hemmnis  der  raschen  Ent- 
wicklung des  pan-amerikanischen  Werkes  angesehen.  Um  diesem 
Mangel  abzuhelfen,  wurde  namentlich  von  der  chilenischen  Dele- 
gation vorgeschlagen,  dass  in  allen  amerikanischen  Republiken 
ein  permanentes  mit  der  Fortführung  des  pan-amerikanischen 
Werkes  zu  betrauendes  Comite  errichtet  werden  sollte.  Dasselbe 
soll  dem  Ministerium  des  Auswärtigen  des  betreffenden  Staates 
unterstellt  und  wenn  möglich  aus  Personen  zusammengesetzt  sein, 
die  bereits  als  Delegierte  zu  pan-amerikanischen  Konferenzen 
fungiert  hatten.  Diese  Comites  haben  das  Bureau  der  ameri- 
kanischen Republiken  als  Zentralstelle  bei  der  Erfüllung  seiner 
Aufgaben  zu  unterstützen. 

Das  Bureau  als  Auskunftsstelle  in  kommerziellen  Fragen 
sollte  eine  Erweiterung  erfahren  durch  die  Schaffung  einer  be- 
sondern Abteilung  für  Handel,  Zölle  und  Handelsstatistik  mit  einem 
Fachmann  als  Direktor  an  der  Spitze.  Daneben  wurden  dem 
Bureau  verschiedene  neue  Aufgaben  überwiesen,  auf  die  hier  nicht 
eingegangen  werden  kann. 

Die  Tätigkeit  der  Konferenz  war  vor  allem  darauf  gerichtet, 
die  Wirksamkeit  des  Bureaus  möglichst  zu  erhöhen,  ohne  jedoch 
dem  Verwaltungsrat  die  bis  dato  innegehabten  Vollmachten  zu 
entziehen.  Es  wurde  infolgedessen  beim  Entwurf  eines  Reorgani- 
sationsplanes eine  Unterscheidung  gemacht  zwischen  den  „bases" 
oder  fundamentalen  Regeln  für  das  Bureau  und  den  „Regulations". 
Der  einzige  wichtige  Wechsel,  der  an  der  grundlegenden  Organi- 
sation des  Bureaus  vorgenommen  wurde,  war  die  Schaffung  eines 
Aufsichtsrates,  der  in  den  Intervallen  zwischen  den  Sitzungen  des 
Verwaltungsrates  die  Kontrolle  über  das  Bureau  führen  sollte; 
ferner  die  Bestimmung,  dass  ein  Mitglied  des  Verwaltungsrates 
nur  für  sein  eigenes  Land  handeln  kann,  es  sei  denn,  dass  es 
schriftlich  bevollmächtigt  sei,  in  einem  bestimmten  Falle  für  einen 
andern  Staat  zu  agieren. 

Am  7.  August  1906  unterzeichneten  die  Delegationen  den  vom 
Comite  unterbreiteten  Plan  einer  Reorganisation  des  Bureaus  der 
amerikanischen  Republiken;  am  13.  gl.  M.  wurde  eine  Resolution 
angenommen,  die  den  Bau  eines  eigenen  Gebäudes  für  das  Bureau 
und  seine  Bibliothek  vorsah. 
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III.   Ökonomische,  soziale  und  iuteriiiitioiial-privatreditlielie 

Probleme. 

Die  grosse  Mehrzahl  der  Fragen,  die  auch  auf  dieser  Kon- 
ferenz die  Delegierten  wieder  beschäftigten,  war,  wie  schon  aus 
dem  Programm  hervorgeht,  handeis-  und  verkehrspolitischer  und 
technischer  und  international-privatrechtlicher  Natur. 

Die  Diskussion  im  ,Committee  ou  Commerce'  ergab  bald,  dass 
es  unklug  wäre,  auf  die  Beratung  von  Prinzipien  des  Handels- 
verkehrs zwischen  den  Republiken  einzutreten  oder  der  Konferenz 
Resolutionen  vorzuschlagen  mit  Bezug  auf  irgend  eine  allgemeine 
Form  der  Handelspolitik,  oder  Resolutionen  anzunehmen,  die  auf 
irgend  eine  Weise  die  nötige  Aktionsfreiheit  hindern  konnten,  die 
erforderlich  ist,  damit  die  amerikanischen  Staaten  ihre  Handels- 
politik ihren  verschiedenen  Bedürfnissen  und  Zielen  anzupassen 
vermögen.  Das  Comite  beschränkte  sich  daher,  der  Konferenz 
Vorschläge  in  folgenden  speziellen  Materien  zu  unterbreiten: 
1.  Raschere  Verbindungsmöglichkeiten  zwischen  den  verschiedenen 
Ländern;  2.  Massnahmen  zur  Entwicklung  und  Erweiterung 
des  Handelsverkehrs  unter  den  amerikanischen  Republiken; 
3.  Grösstraögliche  Verbreitung  von  statistischen  und  kommerziellen 
Informationen. 

Die  chilenische  Delegation  unterbreitete  der  Konferenz  ein 
Projekt  über  die  Entwicklung  eines  grösseren  Seehandelsverkehrs 
zwischen  den  amerikanischen  Nationen. 

Sodann  wurde  eine  Resolution  vorgeschlagen,  die  den  Zweck 
hatte,  die  Entwicklung  der  natürlichen  Hilfsquellen  und 
Verkehrsmittel  der  verschiedenen  Staaten  zu  erleichtern;  das 
internationale  Bureau  wurde  beauftragt,  Informationen  zu  sammeln. 

Das  von  der  Konferenz  zu  Mexiko  eingesetzte  permanente 
pan-amerikanische  Eisenbahn-Comite  legte  der  Konferenz 
durch  die  Delegation  der  Vereinigten  Staaten  einen  umfangreichen 
Bericht  vor,  der  über  die  geleistete  Arbeit  und  den  Stand  des 
Unternehmens  Auskunft  gibt.  Mit  grossem  Interesse  wurde  von 
der  konstanten  Vervollständigung  des  Eisenbahnnetzes  in  Chile, 
Bolivia,  Peru  und  Ekuador  Kenntnis  genommen. 

Der  in  der  mexikanischen  Versammlung  angenommene  Vertrag 
über  die  Ausübung  der  liberalen  Berufe  in  den  verschiedenen 
amerikanischen  Staaten  durch  Bürger  anderer  Republiken  wui'de 
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unverändert  bestätigt  und  den  Regierungen  zur  Annahme  und 
Ratifikation  empfohlen. 

Desgleiclien  wurde  die  von  der  II.  pan-amerikanischen  Kon- 
ferenz empfohlene  Konvention  über  den  Schutz  des  geistigen 
und  industriellen  Eigentums  mit  wenigen  Modifikationen 
bestätigt.  Die  Konvention  von  Rio  sieht  die  Errichtung  zweier 
internationaler  Bureaus  in  Havanna  und  Rio  de  Janeiro  vor 
zwecks  Registrierung  von  Patenten,  Handelsmarken  und  Urheber- 
rechten. 

Das  Comite  für  Gesundheitspolizei  zog  die  Arbeit  der 
beiden  vorangegangenen  Konferenzen  auf  diesem  Gebiet  in  Be- 
ratung und  die  Schritte,  die  von  den  einzelnen  Republiken  mit 
Bezug  auf  Gesundheitspflege  getan  worden  waren.  Es  empfahl 
den  amerikanischen  Regierungen  die  Annahme  der  internationalen 
Sanitätskonvention  von  Washington  vom  14.  Oktober  1905  als 
„a  general  Standard  rule  of  procedure".  Die  Beteiligung  an  einer 
im  Dezember  1906  in  Mexiko  stattfindenden  internationalen  Sani- 
tätskonferenz wurde  als  dringend  wünschenswert  erklärt  und  die 
Errichtung  einer  Zentralstelle  für  Informationen  über  Fragen 
des  Gesundheitswesens  in  einer  der  südamerikanischen  Städte  an- 
geregt. Auch  sollte  das  Washingtoner  International  Sanitary 
Office  mit  dem  Bureau  Sanitaire  International  in  Paris  in  Ver- 
bindung treten. 

Die  Konferenz  nahm  auf  Antrag  ihres  ,Committee  on  Na- 
turalization'  den  Entwurf  einer  Konvention  an,  in  der  bestimmt 
wird,  dass  die  Staatsangehörigen  einer  der  kontrahierenden  Mächte, 
die  in  einem  andern  Vertragsstaat  naturalisiert  sind,  jedoch  wieder 
ihren  Aufenthalt  in  ihrer  ursprünglichen  Heimat  nehmen,  ohne 
Absicht,  in  das  Land  zurückzukehren,  in  dem  sie  naturalisiert 
wurden,  die  Staatsbürgerschaft  in  dem  zweiten  Staate  verlieren 
und  diejenige  ihrer  ursprünglichen  Heimat  wieder  erhalten  sollen. 
Die  Absicht,  nicht  wieder  in  das  Adoptiv-Vaterland  zurück- 
zukehren, soll  vermutungsweise  vorliegen,  wenn  der  betreffende 
Bürger  mehr  als  zwei  Jahre  in  seiner  originären  Heimat  Aufent- 
halt genommen  hat. 

Was  den  Zusammentritt  der  IV.  pan-amerikanischen 
Konferenz  anbetrifi"t,  so  wurde  nach  lebhafter  Diskussion  auf 
den  Präzedenzfall  von  Mexiko  abgestellt,  d.  h.  Ort  und  Zeit  eines 
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neuen  Zusammentritts  der  Entscheidung  des  Verwaltungsrats  des 
internationalen  Bureaus  überlassen.  Allgemein  wurde  indessen  der 
Wunsch  geäussert,  dass  die  nächste  Konferenz  im  Laufe  der  nächsten 
fünf  Jahre  in  Buenos  Aires  stattfinden  möchte. 


IV.  Ergebnisse  der  III.  paii-amerikaiiisclieii  Konferenz. 

Die  III.  pan-amerikanische  Konferenz  hat  nur  fünf  Wochen 
gedauert  und  in  dieser  Zeit  nur  15  Plenarsitzungen  abgehalten. 
Die  Hauptarbeit  wurde  in  den  Comites  getan.  Dass  in  dieser 
relativ  kurzen  Frist  ein  so  grosses  Programm  durchberaten  und 
als  materielles  Ergebnis  14  Resolutionen,  vier  Konventionen  und 
drei  Motionen  einstimmig  angenommen  werden  konnten,  war  in 
der  Hauptsache  der  vorbereitenden  Tätigkeit  des  internationalen 
Bureaus  der  amerikanischen  Republiken  zu  verdanken. 

Die  Konferenz  von  Rio  zeichnet  sich  vor  allem  dadurch 
aus,  dass  hier  die  grossen  und  radikalen  Probleme  der  beiden 
ersten  Versammlungen  der  amerikanischen  Staaten,  wie  z.  B.  eine 
Zollunion,  obligatorische  Schiedsgerichtsbarkeit,  Handels-  und 
Reziprozitätsverträge,  nicht  wieder  auftauchten.  Man  ging  nicht 
mehr  darauf  aus,  die  Welt  durch  ausserordentlich  weit  getriebene 
Beschlüsse  in  Erstaunen  zu  setzen,  sondern  war  zufrieden,  wenn 
in  einzelnen  Materien  positive  Resultate  erzielt  werden  konnten. 
The  Conference  is  to  deal,  so  heisst  es  in  den  Instruktionen  der 
nordamerikanischen  Delegierten  ^) ,  with  raany  matters  which ,  not 
being  subjects  of  controversy,  attract  little  public  attention,  yet 
whicli,  taken  together  are  of  great  importance  for  the  development 
of  friendly  intercourse  among  nations;  and  it  is  to  make  such 
progress  as  raay  now  be  possible  toward  the  acceptance  of  Ideals 
the  füll  realization  of  which  may  be  postponed  to  a  distant  future. 
All  progress  toward  the  complete  reign  of  justice  and  peace  among 
nations  is  accomplished  by  long  and  patient  effort  and  by  many 
successive  Steps. 

Die  beiden  einzigen  Materien,  die  geeignet  schienen,  die  anta- 
gonistischen Ansichten  der  einzelnen  Delegationen  grell  hervor- 
treten zu  lassen,  die  Schiedsgerichtsbarkeit  und  die  Frage  der 
gewaltsamen  Eintreibung  von  öffentlichen  Schulden,    waren  durch 


')  Third  International  Conference,  Report  etc.  S.  39  f. 
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den  grossen  Einfluss  und  die  kluge  Politik  der  Vereinigten  Staaten 
von  einer  Diskussion  ausgeschaltet  worden.  Die  Spaltung  unter 
den  lateinisch-amerikanisclien  Republiken  bezüglich  dieser  Probleme 
v>^ar  den  Nordamerikanern  dabei  doppelt  zustatten  gekommen. 
Argentinien,  das  1902  die  Dragodoktrin  verkündet  hatte,  bekannte 
sich  nach  wie  vor  als  hartnäckiger  Verfechter  des  Prinzips  der 
obligatorischen  Schiedsgerichtsbarkeit.  Ganz  auf  seiner  Seite 
standen  die  meisten  lateinischen  Staaten,  vor  allem  jedoch  Peru 
und  Bolivien,  denen  in  einem  langwierigen  Kriege  mit  Chile  ein 
grosser  Teil  ihres  Gebietes  entrissen  und  dadurch  unleidige  Streit- 
fragen hervorgerufen  worden  waren,  die  die  im  Kampfe  unter- 
legenen Mächte  der  Schiedsgerichtsbarkeit  unterbreiten  wollten. 
Dieser  Staatengruppe  standen  gegenüber  und  vertraten  die  ent- 
gegengesetzten Ansichten  mit  ebensolcher  Zähigkeit:  Chile,  Bra- 
silien und  Mexiko.  Da  legten  sich  die  Vereinigten  Staaten  ins 
Mittel,  und  es  gelang  ihren  guten  Diensten,  einen  Ausweg  zu  er- 
reichen, der  im  Interesse  der  ganzen  Sache  zu  begrüssen  ist.  Auf 
wiederholte  Schritte  der  Washingtoner  Regierung  waren  sämtliche 
amerikanischen  Staaten  zur  Teilnahme  an  der  2.  Haager  Friedens- 
konferenz, die  aus  Anlass  der  Konferenz  zu  Rio  etwas  ver- 
schoben wurde,  eingeladen  worden.  Auf  Betreiben  der  nord- 
amerikanischen Delegation  gingen  in  der  Folge  die  beiden  weiter 
oben  angeführten  Resolutionen  einstimmig  in  der  Konferenz  durch, 
welche  die  Beratung  der  genannten  heiklen  Probleme  an  die 
Haager  Versammlung  verwies.  Dadurch  waren  die  Vereinigten 
Staaten  nicht  nur  der  für  sie  äusserst  peinlichen  Notwendigkeit 
enthoben,  zu  der  Dragodoktrin  auf  dieser  amerikanischen  Staaten- 
konferenz offiziell  Stellung  nehmen  zu  müssen,  sondern  sie  hatten 
gleichzeitig  das  pan- amerikanische  Programm  von  zwei  gefähr- 
lichen Punkten  befreit  und  dadurch  das  übrige  Werk  gesichert. 
Und  dieses  durfte  sich  vor  den  Resultaten  der  beiden  ersten 
Konferenzen  sehen  lassen.  Sämtliche  vor  das  Plenum  gebrachten 
Projekte  und  Anträge  der  verschiedenen  Comites  erfolgten  mit 
Stimmenmehrheit  und  wurden  fast  duixhweg  ohne  weitere  Dis- 
kussion von  der  Konferenz  angenommen  und  von  allen  Delegationen 
unterzeichnet. 

Der    Schwerpunkt    der    Konferenz    zu    Rio     liegt    in    ihrer 
organisatorischen   Arbeit.       Durch   den   Ausbau   des  Bureaus   der 
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amerikanischen  Republiken  zum  virtuellen  Exekutivorgan  der 
pan-amerikanischen  Konferenzen,  durch  die  Ernennung*  von  pan- 
amerikanischen Comites  in  allen  Staaten  zur  Unterstützung  des 
Washingtoner  Zentralbureaus  in  der  Erfüllung  seiner  Aufgaben, 
ist  aus  dem  ehemaligen  einfachen  kommerziellen  Informations- 
bureau der  Mittelpunkt  einer  Organisation  der  amerikanischen 
Staatenwelt  geworden.  Im  Schosse  des  Verwaltungsrates  des 
Bureaus  werden  die  Probleme  aufgeworfen  und  erörtert,  in  denen 
eine  internationale  Einigung  möglich  erscheint;  vom  Bureau  nach 
allen  Richtungen  hin  beleuchtet  und  gehörig  dokumentiert  werden 
sie  als  Programmpunkte  den  pan-amerikanischen  Konferenzen  zur 
Diskussion  und  Beschlussfassung  unterbreitet.  Der  Direktor  des 
Bureaus  hat  zwecks  Auskunfterteilung  Sitz  und  beratende  Stimme 
in  den  Konferenzen.  Jeweilen  nach  Schluss  der  internationalen 
Konferenzen  beginnt  der  zweite  und  wichtigere  Teil  der  Aufgaben 
des  Bureaus :  die  Sorge  dafür,  dass  die  verschiedenen  Resolutionen, 
Rekommendationen,  Konventions-  und  Vertragsprojekte  von  den 
einzelnen  Regierungen  sanktioniert  und  damit  rechtskräftig  erklärt 
werden.  Die  Arbeiten  der  beiden  ersten  Konferenzen  hätten  ge- 
wiss grössere  Beachtung  seitens  der  amerikanischen  Regierungen 
gefunden,  wenn  das  Bureau  von  Anfang  an  beauftragt  gewesen 
wäre,  dieselben  immer  und  immer  wieder  auf  die  Vorteile  der  An- 
nahme der  Empfehlungen  und  der  Ratifikation  der  Vertragsprojekte 
aufmerksam  zu  machen. 

Die  von  der  Konferenz  zu  Rio  de  Janeiro  unterzeichneten  Ver- 
träge sind  denn  auch  in  der  Folge  nicht  toter  Buchstabe  geblieben; 
sie  haben  vielmehr  die  Anerkennung  der  amerikanischen  Regierungen 
gefunden  und  sind  fast  allgemein  ratifiziert  worden. 

Die  Konvention  über  die  schiedsgerichtliche  Erledigung  von 
Geldreklamationen,  eine  Bestätigung  des  Vertrages  von 
Mexiko,  wurde  in  der  Zeit  bis  1910  von  zwölf  Staaten^)  rati- 
fiziert, in  drei  andern  (Argentinien,  Brasilien  und  Peru)  ist  sie 
vor  den  Kongress  gelangt. 


1)  ü.  S.  A.  (2.  März  1907),  Chile  (28.  Juni  1909),  Kolumbien  (29.  August 
1908),  Costa  Rica  (26.  Oktober  1908),  Cuba  (17.  März  1908),  Ekuador  (November 
1909),  Guatemala  (20.  April  1907),  Honduras  (5.  Februar  1907),  Mexiko  (18.  No- 
vember 1907),  Nicaragua  (20.  Februar  1908),  Panama  (?)  und  Salvador  (11.  Mai 
1907). 


112 

Die  Erwartungen,  die  die  amerikanischen  Staaten  mit  Bezug 
auf  die  Schiedsgerichtsbarkeit  auf  die  2.  Haager  Friedens- 
konferenz gesetzt  hatten,  haben  sich  nur  in  sehr  beschränktem 
Umfange  erfüllt.  Trotzdem  sämtliche  Staaten  der  Neuen  Welt 
einmütig  für  den  Grundsatz  der  obligatorischen  Schiedsgerichts- 
barkeit eintraten,  konnten  sie  damit  nicht  durchdringen.  Es  standen 
zu  mannigfache  Interessen  auf  dem  Spiele  und  die  Konzessionen, 
die  die  Grossmächte  machen  wollten,  waren  viel  zu  gering. 

Ist  die  Einigkeit,  mit  der  sich  alle  «amerikanischen  Eepubliken 
zu  dem  Problem  der  obligatorischen  Schiedsgerichtsbarkeit  stellten, 
vom  pan- amerikanischen  Standpunkt  aus  zu  begrüssen,  so  fällt 
um  so  mehr  die  verschiedene  Haltung  auf,  die  das  angelsächsische 
Amerika  dem  lateinischen  gegenüber  mit  Bezug  auf  das  zweite 
Postulat  annahm,  das  die  Konferenz  zu  Rio  an  die  Haager  Ver- 
sammlung gewiesen  hatte :  die  Dragodoktrin.  Während  die  meisten 
lateinisch-amerikanischen  Staaten,  an  ihrer  Spitze  Argentinien,  in 
glänzenden  Voten  dem  Grundsatz, 

dass  Vertragsschulden,  die  von  der  Regierung  eines  Staates  von  derjenigen 
eines  andern  Staates  für  dessen  Bürger  eingefordert  werden,  nicht  mit 
Waffengewalt  eingetrieben  werden  dürfen, 

allgemeine  Anerkennung  und  Aufnahme  in  den  Völkerrechtskodex 
zu  verschaffen  suchten,  vertraten  die  Vereinigten  Staaten  im 
Prinzip  die  entgegengesetzte  Ansicht,  wenn  auch  nur  unter  ge- 
wissen Bedingungen.  „We  do  not  guarantee  any  State  against 
punishment  if  it  misconducts  itself,  provided  that  punishment  does 
not  take  the  form  of  the  acquisition  of  territory  by  any  non- 
American  power",  so  hatte  Präsident  Roosevelt  in  seiner  Botschaft 
an  den  Kongress,  vom  3.  Dezember  1901,  der  ganzen  Welt  ver- 
kündet, und  gestützt  auf  diese  Politik  begTündeten  die  nordameri- 
kanischen Delegierten  ihre  Stellungnahme  im  Haag.  Wenn  in  der 
Folge  die  2.  Friedenskonferenz  am  18.  Oktober  1907  ein  Abkommen 
annahm,  wonach  in  Zukunft  die  Eintreibung  von  Vertragsschulden 
nur  mit  Waffengewalt  erfolgen  darf,  wenn  der  Schuldnerstaat  ein 
Anerbieten  schiedsgerichtlicher  Erledigung  ablehnt  oder  unbeant- 
wortet lässt,  oder  im  Falle  der  Annahme  den  Abschluss  des 
Schiedsvertrages  vereitelt  oder  nach  dem  Schiedsverfahren  dem 
Schiedssprüche  nicht  nachkommt,  so  ist  zwar  die  Dragolehre  in 
ihrer  gewollten  Tragweite  nicht  anerkannt  worden.      Durch  den 
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neuen  völkerrechtlichen  Grundsatz  werden  jedoch  bona  fides  Re- 
gierungen gegen  eventuelle  Übergriffe  durchaus  gesichert,  während 
mala  fides  Staaten  nach  wie  vor  die  Folgen  ihrer  Handlungen  zu 
gewärtigen  haben.  Diesem  Standpunkt  werden  sich  auch  die  süd- 
amerikanischen Republiken  nicht  verschliessen  können.  Übrigens 
trägt  das  genannte  Haager  Abkommen  ihren  Wünschen  darin  Rech- 
nung, dass  es  die  obligatorische  Schiedsgerichtsbarkeit  für  gewisse 
Streitigkeiten  sanktioniert  hat. 

Mit  der  III.  pan-amerikanischen  und  der  2.  Haager  Konferenz 
beginnt  unter  den  Nationen,  in  erster  Linie  den  amerikanischen, 
ein  ungeahnter  Aufschwung  in  der  Eingehung  von  Schiedsver- 
trägen. Die  Vereinigten  Staaten  sind  es,  die  während  der  Präsi- 
dentschaft Roosevelts  an  die  Spitze  dieser  Bewegung  treten  und 
innerhalb  Jahresfrist  nicht  weniger  als  zwei  Dutzend  solcher  Ver- 
träge abschliessen,  die  mit  ganz  wenigen  Ausnahmen  alle  ratifiziert 
wurden^).  Die  uniform  gehaltenen  Vertragstexte  trugen  diesmal 
den  Ansprüchen  des  nordamerikanischen  Senates  volle  Rechnung. 
Sie  wiederholen  zwar,  mit  den  andern  Klauseln,  auch  die  Kom- 
promissklausel von  1904,  aber  diese  letztere  erhielt  nunmehr  den 
Zusatz:  „Das  Spezialkompromiss  wird  für  die  Vereinigten  Staaten 
aufgerichtet  vom  Präsidenten  mit  Zustimmung  des  Senats"  -). 

Auch  die  übrigen  amerikanischen  Republiken  schlössen  in 
dieser  Zeit   eine   grosse  Zahl   von   allgemeinen  Schiedsverträgen  ^j 


')  Fried,  A.  H. ,  Pan-Araerika,  Berlin  1910,  S.  249  f.;  siehe  ferner  folgende 
Fussnote  3. 

^)  F.  V.  Martitz  in  der  Internationalen  Monatsschrift  für  Wissenschaft, 
Kunst  und  Technik,  Berlin,  2.  Heft,  November  1911. 

^)  Verträge  zwischen:  Argentinien-Italien  von  18.  September  1907,  rat. 
am  21.  Mai  1910;  Vereinigte  8taaten-Peru  vom  5.  Dezember  1908;  Mexiko- 
Italien  vom  16.  Oktober  1907;  den  zentral-amerikanischen  Republiken  vom  20. 
Dezember  1907;  Kolumbien-Frankreich  vom  16.  Dezember  1908;  Kolumbien- 
Grossbritannien  vom  30.  Dezember  1908. 

Verträge  zwischen  den  Vereinigten  Staaten  und :  Frankreich  vom  10.  Fe- 
bruar 1908;  Schweiz  vom  29.  Februar  1908;  Mexiko  vom  24.  März  1908;  Italien 
vom  28.  März  1908;  Grossbritannien  vom  4.  April  1908;  Norwegen  vom  4.  April 
1908;  Portugal  vom  6.  April  1908;  Spanien  vom  20.  April  1908;  Niederlande 
vom  2.  Mai  1908;  Schweden  vom  2.  Mai  1908;  Japan  vom  5.  Mai  1908;  Däne- 
mark vom  18.  Mai  1908;  China  vom  8.  Oktober  1908;  Salvador  vom  21.  De- 
zember 1908:  Ekuador  vom  7.  Januar  1909;  Haiti  vom  7.  Januar  1909;  Costa 
Rica  vom  13.  Januar  1909;  Oesterreich-Ungarn  vom  15.  Januar  1909;  Brasilien 
vom  23.  Januar  1909,  rat.  am  26.  Juli  1911;  Paraguay  vom  13.  März  1909. 

Verträge  zwischen  Brasilien  und:  Portugal  vom  25.  März  1909;  Frank- 
reich vom  7.  April  1909,  rat.  am  27.  Juni  1911 ;  Spanien  vom  8.  April  1909, 
rat.  am  29.  Juni  1911;  Mexiko  vom  11.  April  1909,  rat.  am  26.  Dezember  1911; 
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114 

oder  Verträge  mit  genereller  ^),  oder  solche  mit  spezieller  ^)  Schieds- 
klausel unter  sich  und  mit  auswärtigen  Staaten.  In  Südamerika 
wurden  zahlreiche  Grenz-  und  Schiffahrtsstreitigkeiten  durch  ge- 
mischte Kommissionen  oder  durch  Schiedsspruch  beigelegt.  Der 
langjährige  Streit  zwischen  Chile  und  Bolivia  über  die  Territorien 
von  Tacna  und  Arica  sollte  durch  Vertrag  vom  16.  April  1907 
dem  Haager  Hof  überwiesen  werden.  Der  schiedsrichterlichen 
Entscheidung  wurden  ferner  unterstellt:  zahlreiche  Grenzfragen 
zwischen  den  Vereinigten  Staaten  und  Kanada,  Streitfragen  der 
Union  mit  Venezuela,  zwischen  Bolivia  und  Peru  über  das  Gebiet 
von  Acre,  etc. 

Bis  Juni  1910  ist  die  von  der  Konferenz  zu  Rio  unter- 
zeichnete Konvention  über  die  Kodifikation  des  internatio- 
nalen Rechts  der  amerikanischen  Staaten  von  14  Regierungen 
ratifiziert  worden^).  In  zwei  der  Republiken  (Argentinien  und 
Venezuela)  ist  die  x4.ngelegenheit  beim  Kongresse  pendent. 

Die  auf  der  Konferenz  von  der  chilenischen  Delegation  ge- 
machte Anregung  mit  Bezug  auf  die  Einsetzung  von  pan -ameri- 
kanischen Comites  in  den  verschiedenen  Republiken  wurde  mit 
Eifer  befolgt;    im  Jahre  1910  bestanden  in  elf  Staaten  (U.  S.  A., 


Venezuela  vom  30.  April  1909,  rat.  am  S.Januar  1912;  Ekuador  vom  13.  Mai 
1909,  rat.  am  12.  Februar  1912;  Kuba  vom  10.  Juni  1909,  rat.  am  2.  August 
1911;  Grossbritannien  vom  18.  Juni  1909;  Norwegen  vom  13.  Juli  1909,  rat. 
am  27.  Juni  1911;  Honduras  vom  2*^;.  April  1909;  Panama  vom  I.Mai  1909; 
Bolivia  vom  2'\  Juni  1909;  Nicaragua  vom  28.  .Juni  1909;  China  vom  3.  August 
1909;  Salvador  vom  3.  September  1909;  Peru  vom  7.  Dezember  1909;  Schweden 
vom  14.  Dezember  19ü9;  Haiti  vom  25.  April  1910;  San  Domingo  vom  28.  April 
1910;  Kolumbien  vom  7.  Juli  1910;  Kussland  vom  13. /26.  August  1910,  rat.  am 
11.  Mai  1912;  Oesterreich-Ungarn  vom  19.  Oktober  1910,  rat.  am  5.  April  1911; 
Italien  vom  22.  September  1911;  Dänemark  vom  27.  November  1911. 

Verträge  zwischen:  P)Olivia-Italien  vom  17.  Mai  1911,  rat.  am  16.  Mai 
1912;  San  Domingo-Guateuiala  vom  11.  August  1910;  Ekuador-Italien  vom  25. 
Februar  1911;  Paraguay-Italien  vom  12.  Mai  1911;  Kolumbien-Frankreich  (Zu- 
satzübereinkommen) vom  5.  August  1910,  rat.  am  15.  November  1911;  Argen- 
tinien-Kolumbien vom  20.  Januar  1912;  Panama-Spanien  vom  20.  Juli  1912, 
rat.  am  3.  Mai  1913. 

')  Verträge  zwischen:  Kolumbien-Frankreich  vom  16.  Dezember  1908; 
Kolumbien-Grossbritannien  vom  30.  Dezember  1908. 

^)  Verträge  zwischen :  Bolivia-Peru  vom  27.  Nov.  1905 ;  Brasilien-Kolum- 
bien vom  21.  August  1908;  Brasilien-Peru  vom  8.  September  1909. 

^)  U.  S.  A.  (3.  Februar  190H) ,  Brasilien  (7.  Dezember  1907) ,  Chile  (3.  Juli 
1909),  Kolumbien  (10.  März  1907),  Costa  Rica  (2ß.  Oktober  1908),  San  Domingo 
(15  Juni  1907),  Ekuador  (November  1909),  Guatemala  (19.  April  1907),  Honduras 
(5.  Februar  1907),  Mexiko  (10.  Juni  1907),  Panama  (April  1907),  Peru  (20.  März 
1908).  Salvador  (11.  Mai  1907),  Uruguay  (27.  März  1907). 
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Argentinien,  Chile,  Kolumbien,  Kuba,  San  Doming'o,  Honduras, 
Mexiko,  Nicaragua,  Peru,  Salvador)  solche  Comites,  die  dem 
Washingtoner  Bureau  wertvolle  Dienste  leisteten. 

Auch  die  andern  Konventionen  von  kommerziellem  und  inter- 
national-privatrechtlichem Charakter  fanden  in  den  Ländern  günstige 
Aufnahme  und  wurden  von  zahlreichen  Staaten  ratifiziert. 

Es  darf  auch  hier  nicht  unerwähnt  gelassen  werden,  dass  die 
gemeinsame  Diskussion  so  zahlreicher  Probleme  rechtlicher  und  wirt- 
schaftlicher Natur  durch  Gelehrte  und  Diplomaten  aller  amerikani- 
schen Nationen  in  manchen  Fällen  nicht  ohne  Einfluss  auf  die  innere 
Legislation  der  verschiedenen  Staaten  geblieben  ist. 


E.  Die  IV.  pan-amerikanische  Konferenz 
zu  Buenos  Aires  1910. 

I.   Vorbereitung  und  Konstituierung. 

Am  23.  August  1906  hatte  die  Konferenz  zu  Rio  folgende 
Resolution  angenommen : 

„The  governing  board  of  the  International  Bureau  of  American  Eepublics 
is  authorized  to  designate  the  place  at  which  the  Fourth  International  Con- 
ference shall  meet,  which  meeting  shall  be  within  the  next  five  years;  to  pro- 
vide  for  the  drafting  of  the  program  and  regulations.  and  to  take  into  consi- 
deration  all  other  necessary  details". 

In  Ausübung  dieser  Vollmacht  bestimmte  der  Verwaltungsrat 
des  Washingtoner  Bureaus  Buenos  Aires  als  Ort  und  den  9.  Juli  1910 
als  Zeitpunkt  des  Zusammentritts  der  IV.  pan-amerikanischen  Kon- 
ferenz und  stellte  gleichzeitig  ein  Programm  der  zu  beratenden 
Materien  auf.  Die  amerikanischen  Regierungen  sanktionierten 
dieses  Vorgehen  ihrer  diplomatischen  Vertreter  in  Washington, 
indem  sie  ihre  Teilnahme  an  der  Konferenz  zusagten  und  Dele- 
gierte bezeichneten.  Das  Konferenzprogramm  konnte  nicht  in  der 
ursprünglich  vom  Verwaltungsrat  des  Bureaus  aufgestellten  Form 
angenommen  werden;  es  erfuhr  nach  einlässlicher  Beratung  eine 
ganz  wesentliche  Reduktion  durch  die  Ausscheidung  von  Materien, 
die  nach  der  Ansicht  der  Mitglieder  des  Rates  unnötige  Kontrover.'ien 
hervorrufen  und  dadurch  den  Erfolg  der  jetzigen  und  möglicher- 
weise auch  späterer  Konferenzen  in  Frage  stellen  könnten.  So 
wurde  als  wünschenswert  angesehen,  dass  eine  Diskussion  darüber 
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nicht  erneuert  werde,  ob  eine  freiwillige  Konferenz  zur  Beratung 
allgemeiner  Probleme  sich  die  Vollmacht  geben  könne,  irgendeinem 
Staate  die  Annahme  der  schiedsrichterlichen  Erledigung  dieser  oder 
jener  pendenten  Streitfragen,  wie  sie  noch  immer,  wenn  auch  nur 
noch  unter  wenigen  amerikanischen  Republiken  bestehen,  aufzu- 
nötigen. Dieselben  Motive  sprechen  gegen  jeden  formellen  Wunsch 
der  Konferenz  nach  Konventionen  über  allgemeine  obligatorische 
Schiedsgerichtsbarkeit  oder  blossen  Erklärungen  hinsichtlich  ge- 
eigneter Methoden  zur  zwangsweisen  Annahme  von  Urteilen  in 
Grenzfragen,  denn  solche  Versuche  könnten  unter  Umständen  von 
verschiedenen  Staaten  als  Bestrebungen  aufgefasst  werden,  sie  bei 
der  Erledigung  schwebender  Streitigkeiten  in  eine  unbillige  nach- 
teilige Lage  zu  bringen.  „The  true  function  of  such  a  Conference", 
sagen  die  Instruktionen  an  die  Delegierten  der  Vereinigten  Staaten 
zu  der  Konferenz,  „is  to  deal  with  matters  of  common  interest 
which  are  not  really  subjects  of  controversy,  but  upon  which  com- 
parison  of  views  and  friendly  discussion  may  smooth  away  diffe- 
rences  of  detail,  develop  substantial  agreement,  and  lead  to  Co- 
operation along  common  lines  for  the  attainment  of  objects  which 
all  really  desire"  *). 

Das  Programm,  wie  es  am  6.  November  1909  vom  Programm- 
comite  und  am  10.  November  vom  Verwaltungsrat  des  Washingtoner 
Bureaus  definitiv  angenommen  wurde,  sieht  folgende  Punkte  vor^): 

I.  Organisation  der  Konferenz. 

II.  Feierliche  Begehung  der  argentinischen  National-Zentenarfeier  und  der 
Feier  der  Unabhängigkeit  der  amerikanischen  Republiken. 

III.  Vorlage  und  Diskussion  der  Berichte  der  Delegationen  über  die  Tätigkeit 
ihrer  betreifenden  Regierungen  mit  Bezug  auf  die  auf  der  III.  Konferenz 
gefassten  Beschlüsse  und  getroffenen  Abkommen,  sowie  eines  Berichtes 
über  die  von  den  pan-amerikanischen  Comit6s  erzielten  Resultate  und 
die  Erwägung  einer  Ausdehnung  ihrer  Funktionen. 

IV.  Vorlage  und  Diskussion  des  Berichtes  des  Direktors  des  Bureaus  der 
amerikanischen  Republiken,  sowie  Erörterung  der  gegenwärtigen  Organi- 
sation des  Instituts,  einer  möglichen  Ausdehnung  und  Verbesserung 
seiner  Wirksamkeit. 

V.  Dankes-Resolution  an  Carnegie. 
VI.  Bericht  über  die  Fortschritte,    die    seit   der  Konferenz   von  Rio   im  Bau 


•)  Fourth  Int.  Oonf.  of  Am.  States.     Report  of  the  Deleg.  of  the  U.  S.  A., 
Washington  1911,  S.  36  ff. 
*)  Ibid.  S.  31  f. 
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der  pan-amei"ikanischen  Eisenbahn  gemacht  worden  sind  und  Erwägung 
der  Möglichkeit  eines  kooperativen  Vorgehens  der  amerikanischen  Staaten 
zur  Vervollständigung  dieses  Systems. 

VII.  Erwägung  der  Bedingungen,  unter  denen  die  Herstellung  eines  rascheren 

Post-,  Passagier-  und  Eildampferdienstes  gesichert  werden  kann. 
VIII.  Erwägung  von  Massnahmen,  die  zu  einer  Vereinheitlichung  der  Konsular- 
dokumente,   der  technischen  Erfordernisse  der  Zollreglemente,   sowie  der 
Steuer-   und    Handelsstatistiken    der   amerikanischen   Republiken    führen. 

IX.  Erwägung  der  Empfehlungen  der  pan-amerikanischen  Sanitätskongresse 
mit  Bezug  auf  die  Gesundheitspolizei  und  die  Quarantäne  und  solcher 
Zusatzempfehlungen,  die  die  Epidemien  zu  verhindern  suchen. 
X.  Erwägung  eines  praktischen  Übereinkommens  der  amerikanischen  Re- 
publiken über  Patente,  Handelsmarken  und  Verlagsrcchte. 
XI.  Erwägung  der  Tunlichkeit  der  Fortsetzung  der  Verträge  über  die  schieds- 
gerichtliche Beilegung  von  Geldreklamationen  nach  deren  Ablauf. 

XU.  Erwägung  eines  Planes  zur  Förderung  des  Austausches  von  Professoren 
und  Studenten  zwischen  den  Universitäten  und  Akademien  der  amerika- 
nischen Staaten. 

XIII.  Resolution  zur  Würdigung  des  pan-amerikanischen  wissenschaftlichen 
Kongresses  zu  Santiago  de  Chile  im  Jahre  1908. 

XIV.  Resolution,  die  den  Verwaltungsrat  des  internationalen  Bureaus  der 
amerikanischen  Republiken  mit  dem  Studium  der  Frage  und  der  Antrags- 
stellung beauftragt,  wie  Amerika  in  würdiger  Weise  die  Eröffnung  des 
Panama-Kanals  feiern  soll. 

XV.  Künftige  Konferenzen. 

■  Am  12.  Juli  1910  wurde  die  IV.  pan-amerikanisclie  Konferenz 
durch  den  argentinischen  Minister  des  Äussern,  Dr.  Victorino 
de  la  Plaza,  feierlich  eröffnet.  Nach  den  üblichen  Begrüssungs- 
ansprachen  erfolgte  die  Ernennung  des  Staatssekretärs  der  Ver- 
einigten Staaten  und  des  argentinischen  Ministers  des  Äussern  zu 
Ehrenpräsidenten.  Präsident  der  Konferenz  wurde  Dr.  Antonio 
Berraejo,  der  erste  Richter  des  Obersten  argentinischen  Gerichts- 
hofes, Generalsekretär  der  argentinische  Gesandte  in  Washington, 
Epifanio  Portela. 

Alle  Republiken  Amerikas,  mit  Ausnahme  Bolivias,  waren  auf 
der  Konferenz  vertreten. 

In  der  ersten  Sitzung  vom  14.  Juli  wurden  14  Comites  zur 
Beratung  der  Materien  und  Antragstellung  ernannt.  Die  Konferenz 
hielt  im  ganzen  14  Plenarsitzungen  ab,  aus  denen  nach  gewalteter 
Diskussion  vier  Konventionen  und  20  Resolutionen,  meist  genau 
nach  dem  Antrag  des  betreffenden  Comites,  hervorgingen.  An 
dieser   Stelle   interessieren   vor   allem:    1.   Die   Verlängerung  der 
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Gültigkeit  des  Vertrages  über  die  schiedsgerichtliche  Erledigung 
von  Geldreklamationen  nach  dessen  Ablauf.  2.  Die  Reorganisation 
der  Union  der  amerikanischen  Republiken. 

II.  Tätigkeit  der  amerikanisclicn  Staaten  in  Ausfülirung 

der  Konventionen  und  Resolutionen   der  Konferenz  zu 

ßio  de  Janeiro. 

Bevor  auf  oben  genannte  Materien  eingetreten  wird,  soll  von 
der  Tätigkeit  der  einzelnen  amerikanischen  Regierungen  in  der 
Ausführung  der  von  der  Rio  -  Konferenz  angenommenen  Kon- 
ventionen und  Resolutionen  die  Rede  sein,  soweit  dies  nicht  bereits 
geschehen  ist^). 

Über  diese  Tätigkeit  referieren  die  speziellen  Berichte,  die 
von  sämtlichen  Delegationen,  mit  Ausnahme  von  Haiti,  das  an 
der  Versammlung  von  Rio  nicht  teilgenommen  hatte,  der  Kon- 
ferenz vorgelegt  und  von  dieser  einem  der  Comites  zur  Prüfung 
überwiesen  wurden.  Aus  dem  Comitebericht  vom  3.  August  1910 
geht  folgendes  hervor^): 

Die  erste  Konvention  (der  Konferenz  zu  Rio),  die  den 
Status  von  in  einem  amerikanischen  Staate  naturalisierten 
Bürgern,  die  ihren  Wohnsitz  wieder  in  ihrem  Ursprungslande 
nehmen,  bestimmt,  wurde  von  folgenden  Republiken  ratifiziert: 
U.  S.  A.  (13.  Januar  1908),  Brasilien  (8.  Oktober  1909),  Chile 
(28.  Juni  1909),  Kolumbien  (29.  August  1908),  Costa  Rica  (26.  Ok- 
tober 1908),  Ekuador  (November  1909),  Guatemala  (20.  April  1907), 
Honduras  (5.  Februar  1907),  Nicaragua  (20.  Februar  1908),  Pa- 
nama (?)  und  Salvador  (11.  Mai  1907).  Die  Deputiertenkammer 
Argentiniens  hat  sie  bereits  angenommen,  die  Zustimmung  des 
Senates  steht  zu  erwarten.  Der  mexikanische  Senat  hat  seine 
Zustimmung  ebenfalls  ausgesprochen,  doch  will  die  Regierung  mit 
der  Promulgation  des  Dekretes  zuwarten,  bis  die  allgemeine 
Revision  der  Naturalisations  -  Gesetzgebung  durchgeführt  ist. 
Paraguay  und  Uruguay  erwarten  keine  Opposition;  in  Peru  ist 
die  Konvention  dem  Nationalkongress  zur  Ratifikation  unterbreitet 
worden.     Nur  zwei  Regierungen,   Kuba  und  Venezuela,   können 


1)  Siehe  oben  S.  109—115. 

^)  Fourth  Int.  Conf.  of.  Am.  States.    Report  etc.  S.  97  ff. 
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die  Konvention  nicht  annehmen,  da  sie  gegen  verfassungsmässige 
Bestimmungen  verstüsst. 

Die  zweite  Konvention  über  Geldreklamationen  wegen 
Schäden  und  Injurien  wurde  von  zwölf  Staaten  ratifiziert  und  ist 
in  drei  Republiken  pendent  (vgl.  S.  111,  unten).  Chile  ist  der 
Meinung,  dass  diese  Konvention,  die  bis  31.  Dezember  1912  in 
Kraft  bleibt,  gemäss  dem  in  der  Konvention  von  Mexiko  über  die 
Rechte  der  Ausländer  sanktionierten  internationalen  Rechtssatz  auf 
unbestimmte  Zeit  verlängert  werden  sollte.  CostaRica  hält  für 
notwendig,  dass  in  der  neuen  Konvention  folgende  Grundsätze 
klar  ausgesprochen  werden:  „that  resort  shall  not  be  had  to  the 
Jurisdiction  of  the  arbitral  tribunal  of  Claims  without  first  liaving 
exhausted  all  legal  remedies  before  the  tribunals  of  the  country 
against  the  Government  of  which  the  claim  has  been  presented, 
and  that  there  has  been  on  the  part  of  said  tribunal  a  manifest 
denial  of  justice  or  an  undue  delay  or  an  evident  violation  of  the 
principles  of  international  law".  Salvador,  das  die  Konvention 
ratifiziert  hat,  unterbreitete  dem  Comite  einen  Zusatzbericht  über 
diesen  Vertrag,  der  dem  gleichen  Wunsche  Ausdruck  gibt  wie 
CostaRica.  Venezuela  ist  bereit,  die  Konvention  zu  ratifizieren, 
schliesst  sich  aber  im  übrigen  den  Wünschen  Costa  Ricas  und 
Salvadors  an.  In  Uruguay  ist  die  Konvention  noch  nicht  vor 
die  Legislative  gelangt. 

Die  dritte  Konvention  über  Patente,  Handelsmarken, 
geistiges  und  industrielles  Eigentum  ist  von  neun  Staaten  ^) 
ratifiziert  worden.  Die  Vereinigten  Staaten  haben  in  dieser 
Angelegenheit  nichts  unternehmen  können,  da  die  Konvention  nicht 
mit  ihrer  Gesetzgebung  und  Praxis  in  Patentsachen  im  Einklang 
steht.  Argentinien  erwartet  die  Genehmigung  des  Kongresses. 
In  Peru  steht  sie  zur  Zeit  noch  aus.  Die  andern  Staaten  sind 
nicht  im  Falle,  die  Konvention  anzunehmen. 

Über  die  vierte  Konvention  betreffend  die  Kodifikation  des 
internationalen  Rechts  siehe  S.  114.  Chile  findet,  dass  es 
vorteilhaft  wäre,   wenn  die  IV.  Konferenz  die   Grundlagen  oder 


>)  Brasilien  (81.  Dezember  1910),  Chile  (2.  Juli  1909),  Costa  Rica  (26.  Ok- 
tober 1908),  Ekuador  (November  1909),  Guatemala  (19.  April  1907),  Honduras 
(5.  Februar  1907),  Panama  (?),  Nicaragua  (20.  Februar  1908)  und  Salvador 
(11.  Mai  1907). 
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allgemeine  Richtlinien  bestimmen  würde,  in  Anlehnung-  an  welche 
die  internationale  Kommission  bei  der  Lösung  ihrer  Aufgabe  vor- 
gehen sollte.  Die  chilenische  Regierung  begründet  ausführlich 
ihren  Standpunkt,  der  darauf  hinausgeht,  dass  Materien  von 
amerikanischem  Interesse  und  solche  von  universellem  Charakter 
getrennt  gruppiert  werden  sollten.  Sie  legt  ihre  Ansicht  in  einem 
Resolutionsentwurf  nieder,  der  folgenden  Wortlaut  hat^): 

„Die  IV.  internationale  amerikanische  Konferenz  beschliesst: 
Die  auf  der  III.  Konferenz  zu  Rio  de  Janeiro  angenommene 
Konvention  über  die  Kodifikation  des  internationalen  Rechts  durch 
eine  Juristenkommission  zu  bestätigen,  und  sie  glaubt,  dass  genannte 
Kommission  sich  bei  der  Ausführung  ihres  Werkes  an  folgende 
Grundlagen  halten  sollte: 

a)  In  addition  to  keeping  separate  the  usual  divisions  of  the  subject  into 
public  international  law  and  private  international  law,  it  should  also  subdivide 
its  work  into   matters  of   universal   application   and   of  American    application. 

b)  The  matters  of  American  application  would  be  made  up  into  a  plan 
wbich,  after  having  been  brought  to  the  knowledge  and  attention  of  the  Go- 
vernnients,  could  be  presented  for  the  approval  of  the  next  Pan-American  Con- 
ference in  accordance  with  Art.  III  §§  2  and  7,  of  the  Convention  of  Rio  de 
Janeiro. 

c)  The  matters  of  universal  character  would  be  made  up  into  a  separate 
project  that  would  follow  a  like  course  and  it  would  be  presented  in  the  name 
of  the  American  States  which  might  have  approved  it  to  the  next  Conference 
at  The  Hague". 

Das  Co  mite,  nachdem  es  die  Anregungen  Chiles  geprüft  hat, 
ist  der  Ansicht,  dass  dieselben  der  von  der  III.  pan-amerikanischen 
Konferenz  zu  Rio  geschaffenen  Juristenkommission  zur  eventuellen 
Beobachtung  anheiragestellt  werden  sollten. 

Die  Resolutionen  1  und  6  der  Rio  -  Konferenz  über  inter- 
nationale Schiedsgerichtsbarkeit,  resp.  über  die  gewaltsame 
Eintreibung  von  öffentlichen  Schulden,  haben  ihren  Zweck 
erfüllt,   d.  h.  sind  auf  der  2.  Haager  Konferenz  erledigt  worden. 

Alle  Staaten  haben  zur  Ausführung  der  2.  und  3.  Reso- 
lution über  die  Reorganisation  des  Bureaus  der  amerika- 
nischen Republiken,  resp.  den  Bau  eines  eigenen  Gebäudes 
für  dieses  Institut,  beigetragen. 


')  Fourth   International  Conference   of  American   States.     Report  of  the 

Delegates  of  the  United  States,  Washington  1911,  S.  71. 
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Was  die  4.  Resolution  über  die  Kreierung  von  pan-ameri- 
kanischen  Comites  in  den  einzelnen  amerikanischen  Ländern 
betrifft,  siehe  S.  114/115. 

III.  Die  TÖlkerreehtliclien  Probleme. 

Nach  dieser  kurzen  orientierenden  Übersicht  über  die  Tätig- 
keit der  amerikanischen  Regierungen  zur  Förderung  der  pan- 
amerikanischen Bestrebungen  im  Zeitraum  zwischen  der  III.  und 
der  IV.  Konferenz  sollen  die  Ergebnisse  der  IV.  Konferenz, 
die  hier  in  Frage  kommen,  einer  nähern  Betrachtung  unterzogen 
werden.  

a)  Die  Schiedsgerichtsbarkeit  bei  Geldreklamationen. 
Dieses  Problem  hatte  erstmalig  die  Konferenz  zu  Mexiko 
beschäftigt.  Ein  dort  unterzeichneter  Vertrag  war  von  der 
III.  Konferenz  am  13.  August  1906  bestätigt  und  in  der  Folge 
von  12  Staaten  ratifiziert  worden;  er  soUte  am  31.  Dezember  1912 
ablaufen.  In  der  Konferenz  zu  Buenos  Aires  wurde  nun  dem  leb- 
haften AVunsche  Ausdruck  gegeben,  namentlich  von  selten  der 
Vereinigten  Staaten  und  von  Chile,  dass  der  erwähnte  Vertrag 
auch  nach  Ablauf  der  Gültigkeitsdauer  weiter  in  Kraft  bestehen 
sollte,  in  Anbetracht  dessen,  _as  The  Hague  general  arbitration 
treaties  which  were  adhered  to  by  most  American  Republics  in 
1907  did  not  satisfactorily  cover  the  subject". 

Dem  mit  der  Beratung  der  Angelegenheit  beauftragten  Comite 
wurde  nach  der  ersten  Sitzung  der  Entwurf  eines  neuen  Vertrages, 
der  diejenigen  von  Mexiko  und  Rio  ersetzen  sollte,  unterbreitet  ^). 
Er  enthält  folgende  Bestimmung: 

Art.  II.  In  case  the  nation  against  which  the  claim  is  made  (Joes  not 
admit  the  procedure  by  the  diplomatic  Channel,  the  arbitral  tribunal  shall  treat 
this  point  of  difference  as  a  preliminary  question,  and  if  it  decides  that  the  di- 
plomatic procedure  is  not  appropriate.  the  claim  shall  be  dismissed. 

If  this  preliminary  question  shall  be  resolved  in  favor  of  the  procedure 
by  the  diplomatic  way.  the  arbitral  tribunal  shall  then  take  cognizance  of  the 
merits  of  the  case. 

Dieser  Vorschlag,  der  die  allgemeine  Genehmigung  des 
Comites  fand,  warf  aufs  neue  jene  Frage  auf,   die   auf  der  Kon- 


V  Fonrth  Int    Conf.  of  American  States.     Report  of  the  Delegates  of  the 
U.  S.  A.  S.  23. 
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ferenz  zu  Rio  zu  laugen  Diskussionen  Anlass  gegeben  hatte  und 
die  so  schwierig  zu  lösen  war.  Die  Vereinigten  Staaten  op- 
ponierten dagegen  mit  der  Begi'ündung.  dass  das  vorliegende  Pro- 
jekt dahin  tendiere,  die  Freiheit  der  diplomatischen  Aktion  zu  be- 
grenzen, dass  es  die  Wirkung  einer  Einladung  zur  Aberkennung 
der  Rechtmässigkeit  einer  solchen  Aktion  hätte,  dass  endlich  da- 
durch das  Schiedsverfahi'en  verzögert  und  kompliziert  wüi'de. 
Eine  infolge  dieser  Meinungsverschiedenheit  gemachte  Ani'egung, 
dahingehend,  dass  von  dem  Schiedsgericht  gefordert  werden  solle, 
dass  es  alle  ihm  unterbreiteten  Fragen  entscheide,  fand  wenig 
Unterstützung.  Schliesslich  regten  die  Vereinigten  Staaten  an, 
dass  mit  dem  Versuche  einer  substantiellen  Abänderung  der  Kon- 
vention zugewartet  werden  solle,  bis  sich  der  angefülu'te  Maugel 
wii-klich  gezeigt  habe,  dies  um  so  mehr,  als  bis  jetzt  keine  der  Re- 
publiken, die  die  Konvention  ratifiziert  haben,  sich  zu  einer  Klage 
genötigt  gesehen  liabe.  Nach  langer  Diskussion  wurde  beschlossen, 
den  ersten  Artikel  des  Vertrages  von  Mexiko  mit  der  Zusatzbestim- 
raung  (von  den  U.S.  A.  vorgeschlagen)  ,that  the  decision  of  the 
arbitrators  should  be  rendered  in  accordance  with  the  principles 
of  international  law^"  beizubehalten. 

Der  Vertrag  wtirde  sodann  mit  den  Bestimmungen  der 
Haager  Konvention  von  1907  in  Einklang  gebracht  und  die  Dauer 
des  neuen  Übereinkommens  auf  unbestimmte  Zeit  festgesetzt, 
mit  dem  Recht  jeder  ratifizierenden  Macht,  zwei  Jahre  nach  erfolgter 
Kündigung  davon  zurückzutreten.  In  einer  besondern  Klausel 
wiu'de  bestimmt,  dass  der  Vertrag  von  Mexiko  auch  nach  dem 
31.  Dezember  1912  für  diejenigen  Reklamationen  in  Kraft  bleiben 
soU,  die  vor  diesem  Datum  gemäss  seinen  Bestimmungen  der 
Schiedsgerichtsbarkeit  unterbreitet  worden  sind. 

Anlässlich  der  Vorlage  des  Entwurfes  des  Comite-Berichtes 
kam  die  Frage  der  diplomatischen  Intervention  abermals  zur  Dis- 
kussion. Dieser  Entwurf  versuchte  duiTh  die  Auseinandersetzung 
allgemeiner  Grundsätze,  gestützt  auf  Zitate  von  Schiiftstellern 
und  gewisse  Ansichten  von  Staatsmännern^),  darzutim,  dass  die 
Frage  der  Rechtmässigkeit  der  Zuflucht  zu  diplomatischen  Schritten 
„might   be   treated   as   a  previous  or  preliminary  question.   apart 


^)  Foorth  Int.  Conf.  Report  etc.  S.  281. 


123 

from  the  merits  of  tlie  case".  In  Anbetracht  dieser  Stellungnahme 
sah  sich  der  Vertreter  der  Vereinigten  Staaten  im  Comite, 
John  Bassett  Moore,  genötigt,  von  der  Annahme  aller  Schluss- 
folgerungen des  Berichtes  zu  abstrahieren.  Er  wünschte,  dass 
dem  letztern  eine  von  ihm  unterzeichnete  Erklärung  beigefügt 
werde,  die  folgenden  Wortlaut  hat: 

„The  undersigned,  whilc  lic  refrains  frora  enteriug  into  a  discussion  of 
the  Statements  of  general  principles  cmbodicd  in  the  foregoing  report,  deeras 
it  proper  to  observe  tbat  he  does  not  considcr  it  to  be  practicablc  to  lay  down 
in  advance  precise  and  unyiclding  formulas  by  which  the  qucstion  of  a  denial 
of  justice  may  in  every  instance  be  detcrnüned.  Still  less  does  he  believc  it 
tu  be  possible  to  treat  this  matter  as  a  preliminary  question  wliicli  may  be  de- 
cided  apart  from  the  merits  of  the  case,  or  to  include  in  a  general  treaty  of 
arbitration  a  clause  to  that  effect.  In  the  multitude  of  cases  that  have,  during 
the  past  120  years  been  disposed  of  by  international  arbitration  the  question 
of  a  denial  of  justice  has  arisen  in  many  and  in  various  forms  that  cuuld  not 
have  been  foreseen;  nor  can  human  intelligence  forecast  the  forms  in  which  it 
may  arise  hereafter.  In  the  future,  as  in  the  past,  this  question  will  be  dis- 
posed of  by  the  amicable  methods  of  diplomacy  and  arbitration,  and  in  that 
spirit  of  mutual  respect  and  conciliation  which  happily  grows  stronger  among 
nations  with  the  lapse  of  years". 

Um  dieser  Erklärung  den  Anschein  und  die  Wirkung  eines 
Minderheitsberichtes  zu  nehmen,  wurde  nach  längerer  Diskussion 
übereingekommen,  dass  sie  in  den  Comite-Bericht  mit  aufgenommen 
werde,  nebst  einer  Erklärung  der  übrigen  Comite-Mitglieder,  dass 
sie  die  Deklaration  des  nordamerikanischen  Delegierten  als  nicht 
im   Widerspruch    zu   dem   Inhalt    des   Berichtes   stehend   ansehen. 

Der  Vertrag,  wie  er  am  11.  August  1910  einstimmig  von 
der  Konferenz  angenommen  wurde,  hat  nunmehr  folgenden  Wort- 
laut ') : 

Art.  1.  Die  hohen  kontrahierenden  Parteien  kommen  überein,  alle  For- 
derungen aus  pekuniären  Verlusten  oder  Schäden,  die  von  ihren  respektiven 
Bürgern  vorgebracht  werden  und  die  nicht  freundschaftlich  auf  diplomatischem 
Wege  erledigt  werden  können,  der  Schiedsgerichtsbarkeit  zu  unterbreiten,  falls 
die  genannten  Forderungen  von  genügender  Wichtigkeit  sind,  um  die  Kosten 
der  Schiedssprechung  zu  garantieren. 

Die  Entscheidung  soll  in  Übereinstimmung  mit  den  Prinzipien  des  inter- 
nationalen Rechts  gefällt  werden. 

Art.  2.  Die  hohen  kontrahierenden  Parteien  verpflichten  sich,  der  Ent- 
scheidung des  permanenten  Haager  Schiedshofes  alle  Kontroversen  zu  unter- 


1)  Fourth  Int.  Conf .  Report  etc.  S.  138  ff. 
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breiten,  die  Hauptgegenstand  (subject-mattor)  dieses  Vertrages  bilden,  es  sei 
denn,  dass  beide  Parteien  übereinkommen,  eine  besondere  Jurisdiktion  zu  kon- 
stituieren. 

Wenn  ein  Fall  dem  permanenten  Haager  Hof  unterbreitet  wird ,  akzep- 
tieren die  hohen  kontrahierenden  Parteien  die  Bestimmungen  der  Konvention 
über  die  Organisation  dieses  Schiedstribunals,  über  das  zu  befolgende  Verfahren 
und  die  Verpflichtung  dem  Urteil  nachzukommen. 

Art.  3.  Sollte  die  Errichtung  einer  besondern  Jurisdiktion  verabredet 
werden,  so  soll  die  Konvention,  welche  dies  bestimmt,  die  Regeln  festsetzen, 
nach  denen  das  Tribunal,  das  Kenntnis  von  den  Fragen  haben  soll,  die  in  den 
in  Art.  1  des  vorliegenden  Vertrages  genannten  Forderungen  involviert  sind, 
zu  verfahren  hat. 

Art.  4.  Dieser  Vertrag  soll  unmittelbar  nach  dem  81.  Dezember  1912  in 
Kraft  treten,  wenn  der  am  81.  Januar  1902  in  Mexiko  unterzeichnete  und  am 
13.  August  1906  in  Rio  de  Janeiro  erweiterte  Vertrag  über  Geldforderungen 
erlischt. 

Er  soll  auf  unbestimmte  Zeit  in  Kraft  bleiben  sowohl  in  denjenigen 
Staaten,  die  ihn  dann  ratifiziert  haben  werden,  als  auch  in  denjenigen,  die 
ihn  später  ratifizieren. 

Die  Ratifikationen  sollen  der  argentinischen  Regierung  übermittelt  und 
von  dieser  den  andern  kontrahierenden  Parteien  mitgeteilt  werden. 

Jede  den  gegenwärtigen  Vertrag  ratifizierende  Nation  kann  ihrerseits  von 
demselben  zurücktreten,  indem  sie  zwei  Jahre  vorher  schriftlich  ihre  diesbezüg- 
liche Absicht  kund  gibt. 

Diese  Kündigung  soll  der  Regierung  der  argentinischen  Republik  und 
durch  deren  Vermittlung  den  andern  kontrahierenden  Parteien  übermittelt  werden. 

Art.  5.  Der  Vertrag  von  Mexiko  soll  auch  nach  dem  31.  Dezember  1912 
für  diejenigen  Forderungen  in  Kraft  bleiben,  die  vor  diesem  Datum  seinen  Be- 
stimmungen gemäss  der  Schiedsgerichtsbarkeit  unterbreitet  worden  sind. 

Zu  Urkund  dessen,  etc.  (Unterschriften.) 

Die  venezolanische  Delegation  unterzeichnete  den  Vertrag, 
jedoch  unter  dem  Vorbehalt,  „that  it  be  understood  that  resort  to 
diplomatic  Intervention  shall  not  be  had  with  regard  to  this  class 
of  Claims  except  in  a  case  of  the  denial  of  justice  on  the  part  of 
a  State  against  which  the  claim  is  raade". 


b)  Die  Reorganisation  der  Union  der  amerikanischen 

Republiken. 
Das  Programm  der  Konferenz  sieht  in  Punkt  4  das  Studium 
der  gegenwärtigen  Organisation  des  internationalen  Bureaus,  sowie 
Empfehlungen   über  die  Ausdehnung   seines  Geschäftskreises  und 
die  Anbringung  von  Verbesserungen  vor. 


1^5 

In  ihrem  Delegationsbericht  vom  10.  Juli  1910*)  regten  die 
chilenischen  Vertreter  an,  dass  das  Bureau  neben  den  ihm  be- 
reits übertragenen  Funktionen  in  allgemeiner  Weise  als  Infor- 
mationsstelle mit  Bezug  auf  die  kommerziellen  Beziehungen 
zwischen  den  Völkern  von  Nord-,  Zentral-  und  Südamerika  dienen 
und  ihren  Produktenaustausch  fördern  sollte;  durch  diese  prak- 
tischen Massnahmen  würde  die  Schaffung  neuer  permanenter  Bande 
der  Freundschaft  gesichert. 

Das  Comite,  dem  die  Angelegenheit  zur  Beratung  überwiesen 
wurde,  betonte  die  Notwendigkeit,  die  von  den  sukzessiven  Kon- 
ferenzen angenommene  und  erneuerte  Resolution,  auf  welcher  das 
internationale  Bureau  der  amerikanischen  Republiken  bisher  basiert 
hatte,  in  eine  formelle  Konvention  umzuwandeln.  Von  Seiten 
mancher  Delegierten  wurde  jedoch  der  Ansicht  Ausdruck  gegeben, 
dass  die  Ratifikation  einer  solchen  Konvention  wegen  Verfassungs- 
bestimmungen in  zahlreichen  Republiken,  die  verlangen,  dass  Ver- 
träge der  Legislative  unterbreitet  werden,  eine  unverhältnismässig 
lange  Zeit  beanspruchen  würde.  Die  Befürchtung  lag  nahe,  dass 
durch  die  sofortige  Annahme  einer  Konvention  die  Tätigkeit  des 
Bureaus  infolge  der  Verzögerungen  in  der  Ratifikation  erschwert 
werden  könnte.  Schliesslich  wurde  beschlossen,  für  die  nächste 
Zukunft  die  Resolution,  auf  der  das  Bureau  beruht,  aufrecht  zu 
erhalten  und  an  derselben  die  geeignet  erscheinenden  Abänderungen 
vorzunehmen;  gleichzeitig  aber  sollte  den  Regierungen  der  sorg- 
fältig durchberatene  Entwurf  einer  Konvention  unterbreitet  werden, 
die  von  denselben  in  einem  ihnen  passenden  Zeitpunkt  ratifiziert 
werden  soll. 

Von  den  Delegierten  verschiedener  Länder  waren  Andeu- 
tungen gemacht  worden,  dass  es  sich  besser  mit  der  Gleichheit 
der  Würde  aller  Mitglieder  der  Union  der  amerikanischen  Repu- 
bliken vereinbaren  Hesse,  wenn  das  Amt  des  Präsidenten  des 
Verwaltungsrates  des  internationalen  Bureaus  elektiv  gemacht 
würde.  Dem  wurde  jedoch  entgegengehalten,  dass  in  der  allge- 
meinen Praxis  der  internationalen  Unionen  das  in  Frage  stehende 
Amt  gewöhnlich  dem  Minister  des  Äussern  des  Landes  übertragen 
wird,  in  welchem  die  Union  ihren  Sitz  hat:  ausserdem  sei  gerade 
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die  Präsidentschaft  des  Staatssekretärs  der  Vereinigten  Staaten 
eine  machtvolle  Stütze  der  Union,  die  deren  Ansehen  und  Wirk- 
samkeit erhöhe.  Die  Richtigkeit  dieser  Ansicht  wurde  denn  auch 
allgemein  anerkannt  und  das  Amt  eines  Präsidenten  aufs  neue 
dem  nordamerikanischen  Staatssekretär  übertragen  als  eine  von 
den  amerikanischen  Nationen  freiwillig  zuerkannte  Ehre. 

Um  die  Wichtigkeit  der  Institution  besser  zum  Ausdruck  zu 
bringen,  wurde  der  Name  des  Bureaus  in  ,Pan- Amerikanische 
Union'  umgetauft;  die  Organisation  der  amerikanischen  Staaten 
aber,  die  das  Bureau  unterhält,  erhielt  den  kürzern  Titel  ,Union 
der  amerikanischen  Republiken'. 

Im  fernem  wurde  beschlossen,  dass  eine  Republik,  die  vor- 
übergehend ohne  diplomatische  Vertretung  in  Washington  sein 
sollte,  ihre  Vertretung  im  Verwaltungsrat  der  Pan- Amerikanischen 
Union  irgendeinem  andern  Mitglied  dieses  Rates  übertragen  kann, 
welches  dann  eine  Stimme  für  jeden  Staat  besitzt,  den  es  reprä- 
sentiert. 

Infolge  der  in  Rio  de  Janeiro  1906  angenommenen  Resolution 
waren  in  fast  allen  Republiken  pan-amerikanische  Comites 
erstanden.  Es  war  ursprünglich  beabsichtigt  gewesen,  diese 
Körperschaften  bei  der  Ausführung  des  Werkes  der  Zentralunion 
mitwirken  zu  lassen.  In  Übereinstimmung  mit  diesem  Ziel  und 
um  das  Werk  effektiver  zu  gestalten,  wurde  von  der  IV.  Konferenz 
eine  Bestimmung  in  die  Resolution  und  den  Konventionsentwurf 
über  die  Pan- Amerikanische  Union  aufgenommen,  der  die  Funk- 
tionen und  Beziehungen  der  pan-amerikanischen  Comites  näher 
umschreibt.  Verbunden  mit  der  Zentralstelle,  sollen  sie  mit  ihr 
einen  gemeinsamen  Organismus  bilden,  in  den  verschiedenen  Staaten 
als  Vertreter  und  Vermittler  des  Zentralinstituts  wirken  mit  dem 
Rechte,  letzterem  Angelegenheiten  ihrer  betreffenden  Länder  zu 
unterbreiten. 

Die  Punktionen  der  Pan -Amerikanischen  Union  wurden 
nicht  wesentlich  modifiziert.  Die  Sammlung  und  Veröffentlichung 
der  laufenden  legislativen  Akte  der  amerikanischen  Republiken 
wurde  als  wünschenswert  bezeichnet.  Nachdrücklich  betont  wurde 
die  Stellung  der  Pan-Amerikanischen  Union  als  permanente  Kom- 
mission oder  „agent"  der  internationalen  amerikanischen  Kon- 
ferenzen.    Der  Erfolg-   der   letztern  wird  in  Zukunft  grösstenteils 
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von  den  gründlichen  systematischen  Vorbereitungsarbeiten  der  Pan- 
Araerikanischen  Union  und  der  Comites  abhängen.  Die  durch  die 
Konferenzen  zu  beratenden  Fragen  werden  weniger  allgemein  und 
elementar,  dagegen  detaillierter  und  mehr  technischer  Natur  wer- 
den. Die  umfassende  Menge  genauer  Informationen,  die  beim 
Eingehen  von  Verträgen  und  Resolutionen  von  praktischem  Wert 
unerlässlich  sind,  kann  nur  durch  die  kooperative  Arbeit  der  Pan- 
Amerikanischen  Union  und  der  Comites  in  den  verschiedenen  Re- 
publiken geliefert  werden. 

Die  finanzielle  Verwaltung  der  Union  mit  Bezug  auf  das 
jährliche  Budget  und  die  Pflicht  der  Mitgliedstaaten,  an  einem 
bestimmten  Datum  ihre  Quoten  in  die  Kasse  der  Pan-Amerika- 
nischen  Union  zu  zahlen,  wurde  bestimmter  geordnet.  Die  wert- 
vollen Dienste  der  ,Columbus  Memorial  Library'  als  einer  Zentral- 
stelle genauester  Informationen  über  die  Länder  der  Union  wurden 
allseitig  anerkannt,  und  die  Staaten  erneuerten  ihre  Verpflichtungen, 
diese  Bibliothek  durch  Überlassung  von  Dokumenten  und  sonstigen 
Schriften  auf  der  Höhe  ihrer  Aufgabe  zu  erhalten.  Um  die  Arbeit 
der  pan-amerikanischen  Comites  erfolgversprechender  zu  gestalten, 
und  um  in  jedem  Staat  eine  Auskunftsstelle  über  die  andern 
Staaten  zu  besitzen,  wurde  vorgesehen,  dass  die  genannten  Schriften 
und  Dokumente  ebenfalls  den  pan-amerikanischen  Comites  in  jedem 
Lande  zur  Verfügung  gestellt  werden. 

Allgemein  vertreten  wurde  die  Ansicht,  dass  die  Tätigkeit  der 
Pan-Amerikanischen  Union  nicht  durch  spezifische  Bestimmungen 
eingeengt  werden  sollte.  Die  Kontrolle  über  die  Verwaltung  in 
all  ihren  Zweigen  wurde  dem  Verwaltungsrat  überlassen,  die  An- 
gelegenheiten der  internen  Administration  dagegen  unterstehen 
dem  Direktor  des  internationalen  Bureaus.  Als  offizieller  Vertreter 
einer  Organisation  von  so  hoher  Wichtigkeit  sollte  er  künftig  den 
Titel  „Director  general",  sein  erster  Sekretär  den  eines  „Assistent 
Director"  führen. 

Bei  der  Vorbereitung  und  Annahme  des  Entwurfes  einer  Kon- 
vention über  die  Pan-Amerikanische  Union  Hessen  sich  Konferenz 
und  Comite  von  dem  Grundsatz  leiten,  dass  in  einer  solchen  Kon- 
vention nur  die  essentiellen  Grundlagen  der  Organisation  und  der 
Funktionen  der  Union  niedergelegt  werden  sollen,  und  dass  es  dem 
Ver\\altungsrat  und  dem  Generaldirektor  überlassen  werden  müsse, 
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auf  dem  Verordnungswege  alle  die  Ausübung  dieser  Funktionen 
betreffenden  Details  zu  bestimmen.  Der  angenommene  Konventions- 
entwurf beruht  ganz  auf  der  Erfahrung  und  enthält  in  einer  mehr 
formellen  Weise  die  bereits  durch  sukzessive  Resolutionen  und 
die  Tätigkeit  der  Union  entwickelte  Organisation. 

Im  Zusammenhange  mit  der  Beratung  über  die  Pan-Amerika- 
nische  Union  haben  sich  aus  dem  Rechte  ihrer  Mitgliedschaft 
verschiedene  juristisch  interessante  Fragen  ergeben  ^).  Zur  Zeit 
als  die  Einladungen  zu  der  Konferenz  in  Buenos  Aires  ergingen, 
stand  Argentinien  mit  Bolivia  in  gespannten  Beziehungen,  so  dass 
sich  die  Frage  erhob,  ob  ein  Staat,  der  die  diplomatischen  Bezie- 
hungen mit  dem  Lande  abgebrochen  hat,  in  dem  die  Konferenz 
zusammentreten  soll,  trotzdem,  kraft  seiner  Eigenschaft  als  Mit- 
glied der  Pan-Amerikanischen  Union,  berechtigt  sei,  sich  vertreten 
zu  lassen.  Die  Frage  war  seinerzeit  bejaht  worden,  und  Bolivia 
hatte  durch  Vermittlung  des  Verwaltungsrates  der  Union  eine  offi- 
zielle Einladung  zur  Teilnahme  an  der  Konferenz  erhalten.  Durch 
diesen  Akt  waren  die  uuverkürzbaren  Rechte  der  Mitgliedschaft 
der  Union  für  alle  Zeiten  und  unter  allen  Umständen  sanktioniert 
worden.  Bolivia  hat  trotzdem  von  seinem  Rechte  keinen  Gebrauch 
gemacht  und  ist  der  Konferenz  fern  geblieben. 

Ein  ähnliches  Problem  ei'gab  sich  mit  Bezug  auf  die  Ver- 
tretung einer  Nation  im  Verwaltungsrat  der  Pan-Amerikanischen 
Union,  deren  Regierung  temporär  keinen  diplomatischen  Ver- 
treter in  Washington  besitzt.  Die  Konferenz  beschloss,  dass 
in  einem  solchen  Fall  die  betreffende  Regierung  ihre  Vertretung 
im  Verwaltungsrat  einem  andern  Mitglied  desselben  übertragen 
kann,  das  alsdann  für  jedes  Land,  das  es  vertritt,  eine  Stimme 
hat.  Eine  Anregung  war  gemacht  worden  dahin  gehend,  dass 
eine  amerikanische  Republik,  deren  diplomatische  Beziehungen  mit 
den  Vereinigten  Staaten  unterbrochen  sind,  berechtigt  sein  soll, 
eine  besondere  Vertretung  direkt  beim  Verwaltungsrat  der  Pan- 
Amerikanischen  Union  zu  akkreditieren.  Der  Vorschlag  wurde 
jedoch  alsbald  zurückgezogen,  als  die  praktischen  Schwierigkeiten 
einer  derartigen  Institution,  die  auf  das  Bestehen  einer  zum  Emp- 
fang  von   quasi   diplomatischen  Vertretern   ermächtigten  Organi- 
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sation  im  Innern  eines  souveränen  Staates  hinausläuft,  angedeutet 
wurden. 

Eine  andere  interessante  Frage  ist  die  der  Zulassung  von 
Delegierten  zu  einer  internationalen  Konferenz,  deren  Absendestaat 
noch  nicht  von  allen  in  der  Pan-Amerikanischen  Union  vertretenen 
Republiken  anerkannt  worden  ist.  So  nahmen  z.  B.  die  brasilia- 
nischen Delegierten  an  der  Washingtoner  Konferenz  teil,  trotzdem 
die  Republik  Brasilien  noch  nicht  von  allen  amerikanischen  Mächten 
anerkannt  worden  war.  Auf  der  III.  Konferenz  zu  Rio  waren 
Kolumbien  und  Panama  vertreten,  trotzdem  die  Anerkennung  Pa- 
namas als  unabhängiger  Staat  seitens  Kolumbiens  noch  nicht 
erfolgt  war.  Auf  der  Konferenz  zu  Buenos  Aires  endlich  ver- 
traten die  Delegierten  von  Nicaragua  die  Regierung  des  Präsidenten 
Madriz,  die  von  den  Vereinigten  Staaten  nicht  anerkannt  wurde. 
Alle  diese  Präzedenzfälle  rechtfertigen  den  Grundsatz,  der  auch 
in  der  Natur  der  internationalen  Unionen  begi-ündet  liegt,  dass 
die  Mitgliedschaft  einer  solchen  Union  und  die  Teilnahme  an 
ihrer  administrativen  und  beratenden  Tätigkeit  nicht  eine  formelle 
Anerkennung  der  Legalität  oder  Unabhängigkeit  jeder  vertretenen 
Regierung  durch  die  an  der  Konferenz  teilnehmenden  Staaten  in 
sich  schliesst.  Es  ist  klar,  dass  eine  solche  Konferenz  nicht  auf 
die  Kontroversen  zwischen  einzelnen  Nationen  oder  interne  Ange- 
legenheiten derselben  eintreten  kann,  dass  infolgedessen  der  Zutritt 
von  Vertretern  einer  de  facto  Regierung  nicht  als  allgemeine  An- 
erkennung der  letztern  angesehen  werden  darf.  Obwohl  ein  kon- 
kreter Fall  nicht  vorliege,  sagt  Professor  Reinsch,  sei  es  durchaus 
denkbar,  dass  eine  internationale  Konferenz  die  Kompetenz  besitzt, 
zu  entscheiden,  ob  sie  für  ihre  Zwecke  eine  Regierung,  die  ver- 
treten zu  werden  wünscht,  zulassen  will  oder  nicht.  Diese  Frage 
würde  akut,  wenn  zwei  Delegationen  ein  und  desselben  Landes  Zu- 
tritt zu  den  Konferenzberatungen  verlangen  sollten,  oder  in  dem 
Falle,  dass  eine  Delegation  offenkundig  keine  de  facto  Regierung 
vertreten  würde. 

IV.     Ökonomisclie,  soziale  und  international-privatreclitliclie 

Probleme. 

Fast  ihre  ganze  Zeit  wendete  die  Konferenz  von  Buenos 
Aires  der  Beratung  von  Detailfragen   des  internationalen  Privat- 
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rechts,  sowie  des  Handels  und  Verkehrs  unter  den  amerikanischen 
Nationen  zu. 

Die  Konventionen  über  Patente,  Handelsmarken  und  Ver- 
lagsrecht, die  von  der  Konferenz  angenommen  wurden,  sind 
derart  aufgestellt,  dass  sie  im  Einklang  stehen: 

a)  mit  der  internationalen  Konvention  zum  Schutze  des  industri- 
ellen Eigentums,  die  1883  in  Paris  unterzeichnet  und  1900 
in  Brüssel  amendiert  wurde,  und  der  die  meisten  europäischen 
Mächte  beigetreten  sind; 

b)  mit  dem  Pariser  Vertrag  von  1891,  der  die  internationale 
Registrierung  der  Handelsmarken  reguliert  und  der  von  ver- 
schiedenen europäischen  Staaten  angenommen  wurde; 

c)  abgesehen  von  einigen  Modifikationen  mit  dem  Vertrag  von 
Mexiko  über  Verlagsrecht. 

Die  in  Sachen  der  Gesundheitspolizei  angenommene  Re- 
solution empfiehlt  die  Ratifikation,  soweit  dies  noch  nicht  geschehen 
ist,  der  Washingtoner  internationalen  Sanitätskonvention,  sowie 
die  Ausführung  der  Resolutionen  der  3.  und  der  4.  Sanitätskon- 
ferenz zu  Mexiko,  resp.  San  Jüs6  in  Costa  Rica. 

Andere  von  der  Konferenz  unterzeichnete  Resolutionen  betreffen 
kommerzielle  und  intellektuelle  Fragen,  wie  z.  B.  den  Bau 
der  pan-amerikanischen  Bahn,  die  Einrichtung  eines  intensiveren 
Schifi'sverkehrs  zwischen  den  amerikanischen  Staaten,  die  Verein- 
heitlichung der  Zoll-  und  Konsular-Reglemente ,  der  Steuer-  und 
Handelsstatistiken,  die  Einberufung  eines  Kaffee-Kongresses,  die 
Feier  der  Eröffnung  des  Panama-Kanals,  den  Austausch  von  Uni- 
versitäts-Professoren und  Studenten,  die  Ergebnisse  des  pan-ameri- 
kanischen wissenschaftlichen  Kongresses  zu  Santiago  de  Chile 
1908,  etc.,  alles  Materien,  die  in  mancher  Beziehung  von  grossem 
Interesse  sind  und  die  eine  wichtige  Rolle  in  der  Entwicklung 
engerer  Beziehungen  zwischen  den  amerikanischen  Republiken 
spielen,  auf  die  aber  an  dieser  Stelle  nicht  näher  eingetreten 
werden  kann. 

Was  die  Frage  betr.  Ort  und  Zeit  der  V.  pan-amerikanischen 
Konferenz  anbetrifft,  so  wurde  in  den  privaten  Diskussionen  der 
Delegierten  vor  allem  auf  Santiago  de  Chile  hingewiesen.  Die 
Konferenz  hielt  jedoch   daran   fest,    dass  diese  Frage  seinerzeit, 
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d.  h.   frühestens  nach   fünf  Jahren  vom  Verwaltungsrat  der  Pan- 
Araerikanischen  Union  zu  beantworten  sei. 

Am  30.  August  1910  fand  die  Schlusssitzung  der  Konferenz 
statt. 

V.  Ergel>iiisse  der  IV.  Paii-Amerikanischen  Konferenz. 

Die  ganze  Bedeutung  der  Konferenz  zu  Buenos  Aires  liegt 
in  ihrer  organisatorischen  Tätigkeit.  Alle  die  grossen  und  schwierigen 
völkerrechtlich-politischen  Probleme  der  ersten  drei  Konferenzen 
sind,  meistens  ohne  gelöst  zu  sein,  vom  Programm  verschwunden. 
Die  Beratungen  erstrecken  sich  fast  ausschliesslich  auf  Fragen 
kommerzieller  und  international  privatrechtlicher  Natur.  Auf  diesen 
Gebieten  konnten  in  den  meisten  amerikanischen  Ländern  erfreu- 
liche Fortschritte  konstatiert  werden,  wenn  auch  von  einem  ein- 
heitlichen Vorgehen  noch  nicht  die  Rede  sein  kann.  Das  Haupt- 
interesse beansprucht  zweifellos  die  Pan-Amerikanische  Union. 
Sie  hat  abermals  eine  Erweiterung  ihres  Geschäftskreises  und  ihrer 
Kompetenzen  erfahren,  die  sie  befähigen  soll,  in  wirksamster 
Weise  für  die  pan-amerikanische  Idee  zu  wirken.  Die  Union  der 
amerikanischen  Republiken  ist  eine  Institution  geworden,  die  einzig 
•  in  ihrer  Art  ist  in  der  Welt.  Sollte  das  Konventionsprojekt, 
das  die  Pan-Amerikanische  Union  nicht  mehr  auf  einer  blossen 
Resolution  beruhen  lässt,  von  den  amerikanischen  Staaten  ange- 
nommen und  ratifiziert  werden,  woran  wohl  kaum  zu  zweifeln  ist, 
so  wird  damit  der  Grundstein  einer  künftigen  Organisation  der 
Neuen  Welt  gelegt  sein. 

Als  ein  Beweis  dafür,  dass  die  bisherige  Tätigkeit  der  Pan- 
Amerikanischen  Union  in  den  höchsten  Regierungskreisen  Anerken- 
nung gefunden  hat,  sei  folgende  Stelle  aus  der  Botschaft  des 
Präsidenten  Taft  an  den  Kongress  vom  7.  Dezember  1909  zitiert^): 

„.  .  .  The  International  Bureau  of  the  American  Republics  has  carried  on 
an  important  and  increasing  work  during  the  last  year  (1909).  In  the  exercise 
of  its  peculiar  functions  as  an  international  agency,  maintained  by  all  the 
American  Republics  for  the  development  of  Panamerican  commerce  and  friendship, 
it  has  accomplished  a  great  practical  good,  which  could  be  done  in  the  same 
way  by  no  individual  department  or  bureau  of  one  government,  and  is  there- 
fore  deserving  of  your  (des  Kongresses)  liberal  support.    The   fact   that  it  is 


*)  s.  Bulletin  of  the  Int.  Bureau  of  Am.  Republics,    January  1910. 

9* 


132 

about  to  enter  a  new  building,  erected  through  the  munificence  of  an  American 
Philantropist  and  the  contributions  of  all  the  American  nations,  where  both  its 
efficiency  of  administration  and  expense  of  maintenance  will  naturally  be  much 
augmented,  further  entitles  it  to  special  consideration  ..." 

Eines  der  führenden  Handelsblätter  New  Yorks,  die  ,Exporters 
Review'  spricht  sich  über  die  Wirksamkeit  des  Bureaus  wie  folgt 

aus  ^) : 

„.  .  .  The  International  Bureau  of  the  American  Eepublics  is  an  institu- 
tion  that  has  done  much  to  foster  American  trade  with  our  Latin-American 
Cousins.  We  know,  from  the  many  letters  we  receive  from  our  subscribers  that 
there  is  proportionately  more  interest  taken  in  the  expansion  of  our  trade  with 
South  and  Central  America  than  with  any  other  section  of  the  globe,  and  the 
Information  which  manufacturers  and  merchants  obtain  from  the  Bureau  of 
American  Republics  has  helped  many  of  them  materially  to  obtain  a  market 
for  their  goods.  The  LLonthly  Bulletin,  issued  by  tlie  Bureau,  is  replete  with 
Information  from  authoritative  sources  on  the  various  activities  going  on  in 
these  growing  countries  south  of  us  .  .  ." 


Mit  Bezug  auf  die  Kodifikation  des  internationalen 
Rechts  der  amerikanischen  Staaten  hat  die  IV.  pan-amerikanische 
Konferenz  keinen  Beschluss  gefasst.  Laut  Art.  8  der  von  der 
Konferenz  zu  Rio  am  23.  August  1906  unterzeichneten  Konvention 
sollte  die  mit  dem  Kodifikatiouswerk  betraute  Juristenkommission 
im  Laufe  des  folgenden  Jahres  zusammentreten.  Dadurch  aber, 
dass  bis  zu  diesem  Zeitpunkt  die  Ratifikation  der  genannten  Kon- 
vention seitens  der  meisten  Regierungen  ausgeblieben  war  ^),  konnte 
die  Konferenz  damals  nicht  stattfinden.  Auf  Grund  eines  vom 
Verwaltungsrat  der  Pan-Amerikanischen  Union  am  15.  Januar  1912 
geschlossenen  Ergänzungsabkommens  wurde  der  Zusammentritt  der 
Juristenkommission  auf  den  26.  Juni  gl.  Js.  in  Rio  de  Janeiro 
anberaumt  ^j. 

Die  Konferenz  der  Internationalen  Juristenkomniission  in 
Rio  de  Janeiro  1913. 

Gemäss  dem  Abkommen  vom  15.  Januar  1912  versammelten 
sich  die  Mitglieder  der  Internationalen  Juristenkommission  (je  zwei 
von  jedem  amerikanischen  Staate)  am  26.  Juni  in  der  Hauptstadt 
Brasiliens.     Vertreten  waren  17  amerikanische  Republiken  (Haiti 


')  Bulletin  of  the  Int.  Bureau  etc.,  Januarheft  1910. 
2)  Die  Ratifikation  durch  die  U.  S.  A.  erfolgte  erst  am  8.  Februar  1908. 
^)  Report   of   the  United  States  Delegates  to  Int.  Commission  of  Jurists, 
Washington  1913,  S.  5  und  22. 


133 

blieb  der  Konferenz  fern,  die  Delegierten  von  San  Domingo 
erreichten   den  Konferenzort  erst  nach  Vertagung  der  Konferenz). 

Nach  der  offiziellen  Eröffnung  der  Konferenz  durch  den  bra- 
silianischen Minister  des  Auswärtigen  und  den  üblichen  Begrüssungs- 
ansprachen  wurde  der  erste  brasilianische  Delegierte,  Dr.  Epitacio 
Pessöa,  zum  Präsidenten  der  Konferenz  gewählt. 

In  einer  vorbereitenden  Sitzung  der  Delegierten  vom  26.  Juni 
unterbreitete  die  brasilianische  Delegation  einen  vollständigen 
Entwurf  eines  Reglements  für  die  Leitung  der  Kommission  und 
ihr  Werk  ^).  Dieser  Entwurf,  der  auf  Antrag  des  nordamerika- 
nischen Delegierten  Moore  provisorisch  angenommen  wiu'de,  ist 
insofern  bemerkenswert,  als  seine  Urheber  darin  vorschlugen,  die 
Kommission  möge  sich  gemäss  der  Konvention  von  1906  in  zwei 
mit  der  Prüfung  der  internationalen  Rechtskodizes  zu  betrauende 
Subkommissionen  teilen  (Art.  6).  Die  brasilianische  Regierung 
hatte  nämlich  durch  zwei  anerkannte  Juristen  des  Landes,  Dr.  Epi- 
tacio Pessöa  und  Dr.  Lafayette  Rodriguez  Pereira,  zwei  Projekte 
von  Kodizes  des  internationalen  Privatrechts  resp.  des 
Völkerrechts  ausarbeiten  lassen,  die  nun  der  Juristenkommission 
unterbreitet  wurden.  In  diesen  Kodifikationen  hatten  sich  die 
Autoren  bemüht,  die  juristischen  Grundsätze  mit  den  Interessen 
und  Notwendigkeiten  der  einzelnen  amerikanischen  Nationen,  sowohl 
der  fortgeschrittensten  als  auch  der  noch  rückständigen,  möglichst 
in  Einklang  zu  bringen  und  gemäss  der  pan-amerikanischen  Kon- 
vention von  1906  in  erster  Linie  diejenigen  Materien  des  inter- 
nationalen Rechts  zu  regeln,  die  speziell  Amerika  berühren.  Sie 
hatten  in  ihr  Werk  die  liberalsten  Grundsätze  und  die  modernsten 
Errungenschaften  der  Rechtswissenschaft  sowie  die  Ergebnisse  der 
verschiedenen  Staatenkonferenzen  der  Alten  und  der  Neuen  Welt 
aufgenommen.  An  erste  Stelle  hatten  sie  den  Grundsatz  von  der 
absoluten  Gleichheit  aller  souveränen  Staaten  gestellt  und  im 
fernem  die  Unverletzlichkeit  des  Privateigentums  im  Krieg,  die 
Abschaffung  der  Kaperei,  der  Repressalien  und  der  Blockade  pro- 
klamiert. Als  einzige  Zwangsmassnahmen  sollten  fortan  nur  noch 
gestattet  sein:  der  Bruch  der  diplomatischen  Beziehungen,  die 
Verweigerung  der  Ausführung  der  Verträge,  die  legalen  Hinder- 


^)  Report  of  the  United  States  Delegates  etc.  ö.  33  ff. 
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nisse  in  den  Handelsbeziehungen.  Alle  internationalen  Konflikte, 
ausgenommen  diejenigen,  bei  denen  die  verfassungsmässigen  Grund- 
sätze der  Staaten  in  Frage  kommen,  sollten  in  Anwendung  der 
guten  Dienste,  der  Vermittlung,  der  Untersuchungskommissionen 
und  letztlich  der  Schiedsgerichtsbarkeit  erledigt  werden^). 

Gestützt  auf  diese  beiden  Kodifikationsprojekte  schlugen  die 
brasilianischen  Delegierten  vor,  direkt  mit  der  Beratung  der 
einzelnen  darin  enthaltenen  Materien  zu  beginnen.  Ihnen  schloss 
sich  die  Delegation  von  Salvador  an^).  Beide  waren  der  An- 
sicht, dass  die  vorliegenden  Projekte  geprüft  und  kritisiert  werden 
sollten  zwecks  ihrer  nachherigen  Revision  und  Annahme  in  Über- 
einstimmung mit  den  Bedürfnissen  und  berechtigten  Wünschen  der 
amerikanischen  Nationen.  Die  verschiedenen  Teile  des  Werkes 
sollten,  ohne  Organisation  einer  besondern  legislativen  Kommission, 
unter  die  Delegierten  zum  Studium  verteilt  werden. 

Dieser  Ansicht  stand  jedoch  eine  andere  gegenüber,  vertreten 
durch  die  Delegationen  sämtlicher  übrigen  Staaten.  In  der  ersten 
ordentlichen  Sitzung  der  Juristenkommission  vom  28.  Juni  brachten 
die  Delegationen  von  Argentinien  und  Chile  eine  Motion  ein 
über  die  von  der  Konferenz  zu  bewältigende  Arbeit  und  die  dabei 
zu  befolgende  Methode^).  Die  beiden  Staaten  erachten  es  als 
unerlässlich,  dass  sämtliche  Delegationen  sich  vorerst  über  die 
fundamentalen  Punkte  des  Kodifikationswerkes,  die  Umschreibung 
der  zu  kodifizierenden  Materien  und  die  Art  des  Vorgehens  aus- 
sprechen müssen.  Die  ,idea  of  codification'  müsse  in  erster  Linie 
abgeklärt,  die  Frage  beantwortet  werden,  ob  sie  ein  systematischer 
Körper  analog  den  nationalen  Kodizes  sein  soll,  oder  aber  ein 
Aggregat  von  Konventionen,  welches  die  Einheit  unter  den  Staaten 
erhält.  Ferner  sei  darüber  zu  entscheiden,  ob  die  Kodifikation 
von  Anfang  an  ein  abgeschlossenes  oder  aber  ein  progressiv  fort- 
zubildendes Werk  sein  soll,  in  welcher  Form  Amendements  gemacht 
und  Mängel  ausgemerzt  werden  können  etc.  etc.  Um  alle  diese 
Fragen  zu  prüfen  und  namentlich  um  die  Normen  zu  untersuchen, 
die  speziell  und  unmittelbar  die  amerikanischen  Nationen  berühren. 


')  Jahrbuch  des  Völkerrechts,   hsg.  v.  Niemeyer  &  Strupp,    München  und 
Leipzig,  Bd.  I,  1913,  S.  1047  ff.,  1058  ff. 

*)  Report  of  the  United  States  Delegates  etc.  S.  55  ff. 
3)  Ibid.  S.  30  ff. 
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wurde  in  der  Motion  vorg'eschlagen,  dass  ein  fünfgiiedriges  Comite 
zu  ernennen  sei,  das  in  einem  Bericht  an  die  Juristenkommission 
die  Ansicliten  der  verschiedenen  Delegationen  auseinandersetzen 
soll.  Diese  Motion  wurde  von  der  nord amerikanisch en Delegation 
unterstützt,  von  der  Konferenz  angenommen  und  Professor  Moore 
(U.  S.  A.)  zum  Präsidenten  des  Comites  ernannt. 

Am  6.  Juli  1912  unterbreitete  das  Comite  der  Konferenz 
seinen  Bericht^).  Darin  wurde  einstimmig  der  Ansicht  Ausdruck 
gegeben,  dass  es  unmöglich  sei,  in  der  gegenwärtigen  Konferenz 
der  Juristenkommission  an  eine  vollständige  Kodifikation  des  inter- 
nationalen Rechts  heranzutreten.  Das  Comite  hat  zwei  Entwürfe 
ausgearbeitet,  einerseits  über  das  permanente  Reglement  der 
Juristenkommission,  anderseits  über  die  Organisation  der  verschie- 
denen Subkommissionen,  in  die  es  die  Kommission  geteilt  hat. 
Für  den  erstem  hat  der  von  der  brasilianischen  Delegation  auf- 
gestellte Entwurf  als  Grundlage  gedient,  für  den  letztern  wurden 
die  Entwürfe  der  nordamerikanischen,  der  argentinischen  und  der 
chilenischen  Delegation  in  Berücksichtigung  gezogen  und  versucht, 
sie  in  Einklang  miteinander  zu  bringen.  Gemäss  diesem  letztern 
Entwurf  soll  sich  die  Juristenkommission  in  sechs  mit  dem  Studium 
von  einzelnen  Partien  des  internationalen  Rechts  betraute  Sub- 
kommissionen teilen.  Bevor  letztere  an  ihre  Aufgabe  herantreten, 
sollen  sie  mit  Bezug  auf  die  ihnen  zugewiesene  Materie  an  die 
verschiedenen  amerikanischen  Regierungen  gelangen,  um  Aus- 
kunft zu  erhalten  über  deren  innere  Gesetzgebung,  gerichtliche 
und  administrative  Entscheide,'  Verträge  und  Staatspraxis,  Ent- 
scheidungen internationaler  Fälle,  die  sich  ergeben  haben,  und 
letztlich  über  die  Art  der  Erledigung,  welche  diese  Regierungen 
als  die  mit  Bezug  auf  den  in  Frage  stehenden  Gegenstand  ange- 
zeigteste erachten.  Jede  Subkommission  soll  alle  diese  Angaben 
sowohl  als  auch  die  internationalen  Akte,  aus  denen  die  einheit- 
liche Übereinstimmung  der  amerikanischen  Nationen  ersichtlich  ist, 
speziell  die  Verträge  von  Montevideo  1899  und  die  Resolutionen 
der  pan-amerikanischen  Konferenzen,  in  Betracht  ziehen.  Im  fer- 
nem soll  sie  den  von  den  beiden  brasilianischen  Rechtsgelehrten 
aufgestellten  Kodifikations-Entwürfen    volle  Beachtung   schenken. 


*)  Report  of  the  United  States  Delegates  etc.  S.  39  ff. 
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Unter  Berücksichtigung  aller  der  genannten  Informationen 
sollen  die  Subkommissionen  mit  Bezug  auf  diejenigen  Materien,  in 
denen  eine  Einigung  erzielt  werden  kann,  die  ihnen  notwendig 
erscheinenden  Entwürfe  vorbereiten,  unter  Hervorhebung  derjenigen 
Punkte,  in  denen  keine  Einigung  erzielt  werden  konnte.  Diese 
Entwürfe  sollen  alsdann  in  den  verschiedenen  Landessprachen  ge- 
druckt, den  in  der  internationalen  Juristenkommission  vertretenen 
Regierungen  zugestellt  und  von  den  letztern  einer  sorgfältigen 
Prüfung  unterzogen  werden.  Darauf  sollen  sie  vor  die  nächste 
Versammlung  der  Juristenkommission  gelangen.  Die  Entwürfe, 
die  dabei  die  Genehmigung  von  ^/s  der  Delegationen  der  Kom- 
mission erhalten,  sollen  auf  der  nächsten  pan-amerikanischen  Kon- 
ferenz erörtert,  oder  aber  durch  Entscheid  der  amerikanischen 
Regierungen  auf  diplomatischem  Wege  angenommen  werden. 

Das  Comite  ist  einstimmig  der  Ansicht,  dass  sich  die  gegen- 
wärtige Session  der  Juristenkommission  hauptsächlich  mit  der 
Organisation  und  der  Methode  des  Kodifikationswerkes  zu  befassen 
habe,  dass  jedoch  zwei  Subcoraites  ernannt  werden  sollten,  um  in 
der  nächsten  Sitzung  der  Konferenz  zwei  Resolutionsentwürfe 
über  die  Auslief erungs frage,  bzw.  die  Vollstreckung  von  Urteilen 
vorzulegen. 

In  Zusammenfassung  seiner  vorstehenden  Ausführungen  schlägt 
das  Comite  der  Juristenversammlung  die  Annahme  folgender  Re- 
solutionen vor: 

1.  Annahme  des  Entwurfes  des  Reglements  für  die  internationale  Juristen- 
kommission; 

2.  Ernennung  von  zwei  Subcomitös  von  je  5  Mitgliedern  zwecks  Vorbe- 
reitung in  dieser  Session  eines  Projektes  über  die  Auslieferungsfrage  und 
eines  solchen  über  die  Vollstreckung  fremder  Urteile; 

3.  Genehmigung  des  Projektes  über  die  Organisation  von  6  speziell  mit  der 
Kodifikation  des  öffentlichen  und  des  privaten  internationalen  Rechts  be- 
auftragten Subkommissionen ; 

4.  Bezeichnung  des  Monats  Juni  1914  als  Termin  der  2.  Konferenz  der 
internationalen  Juristenkommission  zu  Rio  de  Janeiro. 

Auf  den  sub  1  genannten  Entwurf  des  Reglements  für  die 
internationale  Juristenkommission ^) ,  worin  die  Wahl,  Amtsdauer, 
Pflichten  des  Präsidenten,  des  Generalsekretärs  der  Kommission, 
die  Stimmverhältnisse  der  Delegationen,  etc.  bestimmt  wird,  braucht 


')  Report  of  the  United  States  Delegates  etc.  S.  10  und  41  ff. 
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hier  nicht  näher  eingetreten  zu  werden,  wohl  aber  auf  den  Ent- 
wurf über  die  Organisation  und  Arbeitsmethode  der  Subkonmiis- 
sionen,  in  die  sich  die  Internationale  Juristenkommission  teilen 
soll  ^).  Danach  werden  sechs  Subkommissionen  aufgestellt,  die 
ihren  Sitz  und  Geschäftskreis  wie  folgt  haben: 

1.  Subkommission  mit  Sitz  in  Washington:  Seekriegsrecbt  und  Rechte  und 
Pflichten  der  Neutralen; 

2.  Subkommission  mit  Sitz  in  Rio  de  Janeiro :  Landkriegsrecht,  Bürgerkrieg 
und  die  aus  demselben  hervorgehenden  Forderungen  von  Fremden; 

3.  Subkommission  mit  Sitz  in  Santiago    de  Chile:    Völkerrecht  im  Frieden; 

4.  Subkommission    mit  Sitz   in  Buenos  Aires:   Friedliche  Erledigung  inter- 
nationaler Kontroversen  und  Organisation  internationaler  Tribunale; 

5.  Subkommission   mit   Sitz   in    Buenos   Aires:    Internationales  Privatrecht; 

6.  Subkommission  mit  Sitz  in  Lima:  Internationales  Privatrecht. 

Dieser  Plan  des  Comites  wurde  nach  längerer  gründlicher 
Beratung  von  der  Juristenkommission  angenommen  ^).  Am  8.  Juli 
wurden  die  Subcomites  ernannt,  die  Entwürfe  über  die  Kodifikation 
des  Auslieferungsrechtes  und  die  Vollstreckung  fremder  Urteile 
auszuarbeiten  hatten.  Am  9.  gl.  M.  unterbreitete  das  ,Committee 
on  Extradition'  seinen  Bericht^),  am  22.  dasjenige  über  die  Voll- 
streckung fremder  Urteile  '^).  Ersterer  wurde  von  sämtlichen  Dele- 
gationen unterzeichnet  und  den  einzelnen  amerikanischen  Regie- 
rungen zugestellt.  Da  in  der  Frage  der  Vollstreckung  fremder 
Urteile  kein  einstimmig  gutgeheissenes  Projekt  aufgestellt  werden 
konnte,  wurde  sie  als  in  den  Geschäftskreis  der  5.  und  6.  Sub- 
kommission fallend  auf  Antrag  der  mexikanischen  Delegation  der 
letztern  Subkommission,  mit  Sitz  in  Lima,  zur  Prüfung  und  Weiter- 
leitung übertragen^). 

Am  19.  Juli  1912,  nachdem  sie  sechs  regelmässige  Sitzungen 
abgehalten,  den  Entwurf  einer  Kodifikation  des  Auslieferungs- 
rechtes und  die  Methode  für  ihr  weiteres  Vorgehen  aufgestellt 
hatte,  vertagte  sich  die  internationale  Juristenkommission;  sie  soll 
im  Juni  1914  in  Rio  de  Janeiro  wieder  zusammentreten. 


')  Report  of  the  United  States  Delegates  etc.   S.  12  ff.,  43  ff. 
«)  Ibid.  S.  13,  14,  51  ff. 
3)  Ibid.  S.  14,  63  ff. 
*)  Ibid.  S.  14,  75  ff. 
«)  Ibid.  S.  74  f. 
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Aus  vorstehendem  geht  hervor,  dass  die  positiven  Resultate 
dieser  ersten  Konferenz  amerikanischer  Juristen  zwecks  Kodifi- 
kation des  internationalen  Eechts,  das  künftig  für  die  Beziehungen 
der  Staaten  der  Neuen  Welt  gelten  soll,  vorläufig  noch  ziemlich 
gering  sind.  Die  Konferenz  war  im  Grunde  genommen  nicht  über 
die  Festsetzung  ihrer  Organisation  und  den  Plan  für  ihr  Vorgehen 
bei  dem  beabsichtigten  Werk  hinausgekommen.  „We  might  have 
done  more",  sagte  der  Präsident  der  Konferenz  in  seiner  Schluss- 
rede, „if  the  drafts  oö"ered  by  Brazil  as  a  basis  for  the  labors 
of  tlie  Commission  had  been  known  to  all  the  delegates  after 
their  distribution  among  the  several  nations,  and  if,  on  the  other 
band,  all  the  Governments  had  furnished  their  representatives  with 
the  necessary  Instructions  regarding  the  principle  points  of  the 
codification,  as  had  been  laid  down  at  the  Pan  American  Confe- 
rence of  1906,  so  that  the  Commission  might  immediately,  with 
decision  and  method,  begin  the  preparation  of  the  two  codes,  as 
was  the  reason  and  object  of  its  convocation". 

Dessenungeachtet  darf  der  Entwurf  über  das  Auslieferungs- 
recht als  einziges  positives  Ergebnis  der  Konferenz  nicht  als 
Masstab  ihrer  Bedeutung  aufgenommen  werden.  Wenn  man  die 
Grösse  und  Schwierigkeit  des  Kodifikationswerkes  in  Betracht 
zieht,  so  muss  das  sorgfältige  systematische,  nicht  überstürzte 
Vorgehen  der  Juristenkommission,  die  erst  das  Fundament  des  ge- 
waltigen Baues  sichern  will,  als  eine  Garantie  sowohl  für  deren 
richtige  Erfassung  ihrer  Aufgabe  als  auch  der  Möglichkeit  ihrer 
glücklichen  Vollendung  durch  die  tatkräftige  Unterstützung  seitens 
der  amerikanischen  Regierungen  aufgefasst  und  gewürdigt  werden. 
In  diesem  Sinne  hat  sich  auch  Professor  John  Basset  Moore,  der 
Führer  der  nordamerikanischen  Delegation,  in  einem  Interview,  das 
er  nach  Vertagung  der  Konferenz  gewährte,  ausgesprochen.  Er 
wies  darauf  hin,  dass  das  Deutsche  Bürgerliche  Gesetzbuch  von 
der  Ernennung  der  ersten  Kommission  bis  zur  Inkraftsetzung 
volle  26  Jahre  brauchte,  und  das  in  einem  Bundesstaate  mit  einer 
obersten  Legislative,  mit  gleichen  politischen  und  gesetzlichen 
Traditionen.  Wie  sollte  da  Amerika,  das  all  dieser  günstigen 
Bedingungen  entbehrt,  von  heute  auf  morgen  in  den  Besitz  eines 
internationalen  Rechtskodexes  gelangen! 
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Nachfolgende  Verträge  der  Konferenz  von  1910  haben  seither 
noch  die  Ratifikation  amerikanischer  Staaten  gefunden: 

Konvention  über  Geldforderungen:  San  Domingo  (18.  April 
1912). 

Konvention  über  Erfindungen,  Patente:  Vereinigte  Staaten 
(21.  März  1911),  San  Domingo  (18.  April  1912),  Cuba  (13.  Juni 
1912). 

Konvention  über  den  Schutz  von  Handelsmarken :  San  Domingo 
(18.  April  1812). 

Konvention  über  literarisches  und  künstlerisches  Verlagsrecht: 
San  Domingo  (18.  April  1912). 


Lebenslauf. 


Geboren  am  3.  Juni  1887  in  Egelshofen  (Kt.  Thurgau),  habe 
ich  in  Schaffhausen  die  Kantonsschule  besucht  und  daselbst  im 
Herbst  1906  die  Maturitätsprüfung  bestanden.  Anfangs  der  kauf- 
männischen Laufbahn  zuneigend,  hielt  ich  mich  zwecks  gründ- 
licher Erlernung  der  französischen  Sprache  ein  Jahr  in  Reims 
(Frankreich)  auf  und  besuchte  den  dortigen  Cours  Complementaire. 
Im  Frühjahr  1908  trat  ich  in  ein  kaufmännisches  Unternehmen 
in  Bern  und  Biel  und  ein  Jahr  darauf  in  den  Dienst  der  eidg. 
Zentralverwaltung,  zuerst  auf  dem  Militär-,  dann  auf  dem  Han- 
delsdepartement, ein.  Schon  in  meiner  Stellung  als  eidgenössischer 
Beamter  Hess  ich  mich  an  der  Berner  Hochschule  immatrikulieren. 
Nach  drei  Semestern  quittierte  ich  mein  Amt  und  bezog  die 
Universitäten  Berlin  und  Zürich,  wo  ich  mich  dem  Studium  der 
Rechtswissenschaft,  vor  allem  der  öffentlichrechtlichen  Disziplinen, 
und  der  Volkswirtschaft  widmete.  Am  13.  Juni  1914  promovierte 
icii  an  der  Züricher  Universität  zum  Doctor  juris  publici. 

Für  vielfache  Anregungen  und  Förderung  in  meinen  Studien 
schulde  ich  grossen  Dank  den  Herren  Professoren  Burckhardt, 
Eugen  Huber  und  Reichesberg  in  Bern,  v.  Martitz,  v.  Liszt,  An- 
schütz,  Riesser,  Sering,  Schraoller  und  Bernhard  in  Berlin,  Max 
Huber,  Schollenberger  und  Sieveking  in  Zürich.  Herr  Prof.  Dr. 
Max  Huber  hatte  die  Freundlichkeit,  mich  in  Angelegenheit  der 
Dissertation  auf  die  pan-araerikanischen  Bestrebungen  aufmerksam 
zu  machen. 


Buchdruckerüi  Maretzke  4  Miirtln,  Trebnitz  1.  Schi. 


Q 


PLEASE  DO  NOT  REMOVE 
CARDS  OR  SLIPS  FROM  THIS  POCKET 


UNIVERSITY  OF  TORONTO  LIBRARY 


F  Büchi,   Robert 

14>04  Die  Pan-Amerikani sehen 

B92  Konferenzen 


:W'i' 


iiiliiSiiiii 


